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Informationen gegenüber semi-professionellen und professionellen Anlegern für den Savills IM Euro-

pean Logistics Fund 3 (der „AIF“, das „AIF-Sondervermögen“ oder der „Fonds“) der Savills Invest-

ment Management KVG GmbH (der „Gesellschaft“ oder „Verwaltungsgesellschaft“ oder „KVG“) ge-

mäß § 307 Absatz 1 und 2 Kapitalanlagegesetzbuch („KAGB“). 

HINWEIS ZU VERTRIEBSBESCHRÄNKUNGEN 

Der AIF ist ein Spezial-AIF nach dem KAGB und nicht für den Vertrieb an Privatanleger geeig-

net. Die Anteile des AIF dürfen nur von professionellen und semi-professionellen Anlegern im 

Sinne des KAGB und nicht von natürlichen Personen erworben und an diese vertrieben wer-

den. 

Die Verbreitung der in diesem Dokument enthaltenen Informationen und das Angebot von in diesem 

Dokument beschriebenen Investmentanteilen sind in vielen Staaten unzulässig, sofern der Kapitalver-

waltungsgesellschaft hierfür nicht eine Zulassung oder Genehmigung der jeweiligen zuständigen örtli-

chen Aufsichtsbehörde erteilt worden ist. Soweit derartige Zulassungen oder Genehmigungen nicht 

vorliegen, gilt Folgendes: Bei den in diesem Dokument enthaltenen Informationen handelt es sich 

nicht um ein Angebot zum Erwerb von Investmentanteilen. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft emp-

fiehlt daher, im Zweifelsfall Kontakt mit ihr aufzunehmen. 

Weder die Savills Investment Management KVG GmbH noch das in diesem Dokument beschriebene 

AIF-Sondervermögen sind und werden gemäß dem United States Investment Company Act von 1940 

in seiner gültigen Fassung registriert. Die Anteile des AIF-Sondervermögens sind und werden nicht 

gemäß dem United States Securities Act von 1933 in seiner gültigen Fassung oder nach den Wertpa-

piergesetzen eines Bundesstaates der Vereinigten Staaten von Amerika registriert. Anteile des AIF-

Sondervermögens dürfen weder in den Vereinigten Staaten noch einer US-Person oder auf deren 

Rechnung angeboten oder verkauft werden. Am Erwerb von Anteilen interessierte Anleger müssen 

ggf. darlegen, dass sie keine US-Person sind und Anteile weder im Auftrag von US-Personen erwer-

ben noch an US-Personen weiterveräußern. US-Personen sind Personen, die Staatsangehörige der 

USA sind oder dort ihren Wohnsitz haben und/oder dort steuerpflichtig sind. US-Personen können 

auch Personen- oder Kapitalgesellschaften sein, die gemäß den Gesetzen der USA bzw. eines US-

Bundesstaats, Territoriums oder einer US-Besitzung gegründet werden. 

Die in diesem Dokument genannten Informationen und das AIF-Sondervermögen sind nicht für den 

Vertrieb an professionelle oder semi-professionelle Anleger bestimmt, die in Frankreich ansässig sind. 

Das Angebot oder der Verkauf von Anteilen des AIF-Sondervermögens soll ferner nicht an Rechtsträ-

ger erfolgen, die nicht von der französischen 3 %-Steuer gemäß Artikel 990D des französischen Steu-

ergesetzbuches (Code Général des Impôts) (in der jeweils geltenden Fassung) befreit sind, so dass 

der AIF oder eine Anlagestruktur oder ein Rechtsträger innerhalb der Fondsstruktur durch das Halten 

von Anteilen durch diesen Rechtsträger möglicherweise der französischen 3 %-Steuer unterliegen 

kann, soweit keine nach billigem Ermessen angemessenen alternativen Vereinbarungen für die Zah-

lung dieser französischen 3 %-Steuer durch den jeweiligen steuerpflichtigen Anleger bestehen.  
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A. RISIKOHINWEISE 

Vor der Entscheidung über den Kauf von Anteilen an dem Fonds sollten Anleger die nachfol-

genden Risikohinweise zusammen mit den anderen in diesem Informationsdokument enthalte-

nen Informationen sorgfältig lesen und diese bei ihrer Anlageentscheidung berücksichtigen. 

Dies gilt auch für Informationen, auf die dieses Informationsdokument verweist. Der Eintritt ei-

nes oder mehrerer dieser Risiken kann für sich genommen oder in Kombination oder zusam-

men mit anderen Umständen die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im Fonds gehaltenen 

Vermögensgegenstände nachteilig beeinflussen und sich damit auch nachteilig auf den Anteil-

wert auswirken. 

Veräußert der Anleger Anteile an dem Fonds zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse bzw. Ver-

kehrswerte der in dem Fonds befindlichen Vermögensgegenstände gegenüber dem Zeitpunkt 

seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhält er das von ihm in den Fonds investierte Kapital 

nicht oder nicht vollständig zurück. Der Anleger könnte sein in den Fonds investiertes Kapital 

teilweise oder in Einzelfällen sogar ganz verlieren. Wertzuwächse können nicht garantiert wer-

den. Das Risiko des Anlegers ist auf die angelegte Summe beschränkt. Eine Nachschusspflicht 

über das vom Anleger investierte Kapital hinaus besteht nicht. 

Neben den nachstehend oder an anderer Stelle des Informationsdokuments beschriebenen Ri-

siken und Unsicherheiten kann die Wertentwicklung des Fonds durch verschiedene weitere Ri-

siken und Unsicherheiten beeinträchtigt werden, die derzeit nicht bekannt sind. Die Reihen-

folge, in der die nachfolgenden Risiken aufgeführt werden, enthält weder eine Aussage über 

die Wahrscheinlichkeit ihres Eintritts noch über das Ausmaß oder die Bedeutung bei Eintritt 

einzelner Risiken. 

Mit jeder Kapitalanlage sind neben den Chancen auf Gewinne auch Risiken verbunden. Hierzu gehö-

ren insbesondere das Marktrisiko, das Liquiditätsrisiko, das Kontrahentenrisiko und das sog. Operatio-

nelle Risiko: 

• Marktrisiko ist das Verlustrisiko für ein Investmentvermögen, das aus Schwankungen beim Markt-

wert von Positionen im Portfolio des Investmentvermögens resultiert, die auf Veränderungen bei 

Marktvariablen wie Zinssätzen, Wechselkursen, Aktien- und Rohstoffpreisen oder bei der Bonität 

eines Emittenten zurückzuführen sind (vgl. § 5 Absatz 3 Nummer 1 KAVerOV). 

• Liquiditätsrisiko ist das Risiko, dass eine Position im Portfolio des Investmentvermögens nicht in-

nerhalb hinreichend kurzer Zeit mit begrenzten Kosten veräußert, liquidiert oder geschlossen wer-

den kann und dass dies die Fähigkeit des Investmentvermögens beeinträchtigt, den Anforderun-

gen zur Erfüllung des Rückgabeverlangens nach dem KAGB oder sonstiger Zahlungsverpflichtun-

gen nachzukommen (vgl. § 5 Absatz 3 Nummer 2 KAVerOV). 

• Kontrahentenrisiko ist das Verlustrisiko für ein Investmentvermögen, das aus der Tatsache resul-

tiert, dass die Gegenpartei eines Geschäfts bei der Abwicklung von Leistungsansprüchen ihren 

Verpflichtungen möglicherweise nicht nachkommen kann (vgl. § 5 Absatz 3 Nummer 3 KA-

VerOV). 

• Operationelles Risiko ist das Verlustrisiko für ein Investmentvermögen, das aus unzureichenden 

internen Prozessen sowie aus menschlichem oder Systemversagen bei der KVG oder aus exter-

nen Ereignissen resultiert und Rechts-, Dokumentations- und Reputationsrisiken sowie Risiken 
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einschließt, die aus den für ein Investmentvermögen betriebenen Handels-, Abrechnungs- und 

Bewertungsverfahren resultieren (vgl. § 5 Absatz 3 Nummer 4 KAVerOV). 

Im Folgenden sind die wesentlichen Risiken der Anlage in einen offenen inländischen Spezial-AIF mit 

festen Anlagebedingungen mit dem Investitionsschwerpunkt Immobilien dargestellt. Es kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass über die nachstehend dargestellten Risiken weitere Risiken bestehen 

oder zukünftig entstehen, die einen negativen Einfluss auf die Kapitalanlage der Anleger haben kön-

nen. 

Die nachstehend aufgeführten Risiken, die allgemein mit der Anlage in Investmentfonds verbunden 

sind, können die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im AIF gehaltenen Vermögensgegenstände 

nachteilig beeinträchtigen und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert auswirken. Die nachste-

hend beschriebenen Risiken können - einzeln oder durch das Zusammentreffen verschiedener Risi-

ken - dazu führen, dass der Anleger sein in den AIF investiertes Kapital teilweise oder sogar ganz ver-

lieren kann. Das Risiko des Anlegers ist jedoch auf den Verlust der angelegten Summe beschränkt. 

Eine Nachschusspflicht über das vom Anleger investierte Geld hinaus besteht nicht. 

Wesentliche Risiken der Fondsanlage 

Im Folgenden werden die Risiken dargestellt, die mit einer Anlage in einen AIF typischerweise verbun-

den sind. Diese Risiken können sich nachteilig auf den Anteilwert, auf das vom Anleger investierte Ka-

pital sowie auf die vom Anleger geplante Haltedauer der Fondsanlage auswirken. 

Schwankungen des Fondsanteilwerts 

Die Vermögensgegenstände, in die die Gesellschaft für Rechnung des AIF investiert, enthalten neben 

den Chancen auf Wertsteigerung auch Risiken. So können Wertverluste auftreten, indem der Markt-

wert der Vermögensgegenstände gegenüber dem Einstandspreis fällt. Veräußert der Anleger Anteile 

des AIF zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse/Werte der in dem AIF befindlichen Vermögensgegen-

stände gegenüber dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhält er das von ihm in das 

AIF investierte Geld nicht vollständig zurück. Obwohl jeder AIF stetige Wertzuwächse anstrebt, kön-

nen diese nicht garantiert werden. Das Risiko des Anlegers ist jedoch auf den Verlust der angelegten 

Summe beschränkt. Eine Nachschusspflicht über das vom Anleger investierte Geld hinaus besteht 

nicht. 

Beeinflussung der individuellen Performance durch steuerliche Aspekte 

Die steuerliche Behandlung von Kapitalerträgen hängt von den individuellen Verhältnissen des jeweili-

gen Anlegers ab und kann künftig Änderungen unterworfen sein. Für Einzelfragen – insbesondere un-

ter Berücksichtigung der individuellen steuerlichen Situation – sollte sich der Anleger an seinen per-

sönlichen Steuerberater wenden. Bei einer Anlageentscheidung ist auch die außersteuerliche Situa-

tion des Anlegers zu berücksichtigen. 

Aussetzung der Anteilrücknahme 
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Die Gesellschaft darf die Rücknahme der Anteile zeitweilig aussetzen, sofern außergewöhnliche Um-

stände vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich 

erscheinen lassen. Außergewöhnliche Umstände in diesem Sinne können z.B. wirtschaftliche oder po-

litische Krisen, Rücknahmeverlangen in außergewöhnlichem Umfang sein sowie die Schließung von 

Börsen oder Märkten, Handelsbeschränkungen oder sonstige Faktoren, die die Ermittlung des Anteil-

werts beeinträchtigen. Eine Rücknahmeaussetzung kommt bei Fonds, die überwiegend in Immobilien 

oder Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften investieren, auch dann in Betracht, wenn die im AIF-

Sondervermögen vorhandenen liquiden Mittel nicht ausreichen oder nicht sogleich zur Verfügung ste-

hen, um Rückgabeverlangen von Anlegern zu bedienen und zeitgleich eine ordnungsgemäße lau-

fende Bewirtschaftung sicherzustellen. Der Anleger kann seine Anteile während des Zeitraums, in 

dem die Rücknahme der Anteile ausgesetzt ist, nicht zurückgeben. 

Auch im Fall einer Aussetzung der Anteilrücknahme kann der Anteilwert während der Aussetzungs-

phase sinken, insbesondere auch dann, wenn die Gesellschaft gezwungen ist, Vermögensgegen-

stände während der Aussetzung der Anteilrücknahme unter Verkehrswert zu veräußern. Der Anteil-

wert nach Wiederaufnahme der Anteilrücknahme kann somit niedriger liegen als derjenige vor Ausset-

zung der Rücknahme. 

Auflösung und Abwicklung des AIF/Übergang auf die Verwahrstelle 

Der Gesellschaft steht das Recht zu, die Verwaltung des AIF mit einer Frist von mindestens sechs 

Monaten bis zu vier Jahren zu kündigen. Ab Unterrichtung der Anleger über die Kündigung ist die Ge-

sellschaft verpflichtet, das Sondervermögen abzuwickeln und an die Anleger zu verteilen. Anstelle der 

Kündigung des Verwaltungsrechts und Abwicklung des AIF kann die Gesellschaft den AIF nach Maß-

gabe der Anlagebedingungen auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen; die Übertra-

gung ist der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) anzuzeigen. Für den Anleger be-

steht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren kann. 

Das Sondervermögen geht auf die Verwahrstelle über, wenn das Recht der Gesellschaft, das Sonder-

vermögen zu verwalten, nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften erlischt. Bei dem Übergang des 

Fonds auf die Verwahrstelle können dem Fonds auch andere Steuern als deutsche Ertragssteuern 

belastet werden. Bei der Übertragung des Fonds auf die Verwahrstelle kann insbesondere in- und 

ausländische Grunderwerbsteuer anfallen, die dem Fonds belastet wird. Wenn die Fondsanteile nach 

Beendigung des Liquidationsverfahrens aus dem Depot des Anlegers ausgebucht werden, kann der 

Anleger mit Ertragssteuern belastet werden. 

Rentabilität und Erfüllung der Anlageziele des Anlegers 

Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger seinen gewünschten Anlageerfolg erreicht. Der An-

teilwert des Fonds kann fallen und zu Verlusten beim Anleger führen. Es bestehen keine Garantien 

der Gesellschaft oder Dritter hinsichtlich einer bestimmter Mindestzahlung bei Rückgabe oder eines 

bestimmten Anlageerfolgs des Fonds. Ein bei Erwerb von Anteilen entrichteter Ausgabeaufschlag 

bzw. ein bei Veräußerung von Anteilen zu entrichtender Rücknahmeabschlag kann zudem insbeson-

dere bei nur kurzer Anlagedauer den Erfolg einer Anlage reduzieren oder sogar aufzehren. Anleger 

könnten einen niedrigeren als den ursprünglich angelegten Betrag zurückerhalten. 
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Inflationsrisiko 

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko für alle Vermögensgegenstände, die im AIF gehalten wer-

den. Die Inflationsrate könnte gegebenenfalls über dem Wertzuwachs des AIF liegen und diese damit 

aufzehren. 

 

Wertveränderungsrisiken 

Die Vermögensgegenstände, in die die Gesellschaft im Rahmen der Liquiditätsanlage für Rechnung 

des AIF investiert, enthalten Risiken. So können Wertverluste auftreten, indem der Marktwert der Ver-

mögensgegenstände gegenüber dem Einstandspreis fällt oder Kassa- und Terminpreise sich unter-

schiedlich entwickeln. 

Im Rahmen der Anlage in Immobilien und/oder Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften besteht 

z.B. das Risiko eines Verlustes durch nachteilige Veränderungen des Wertes oder der Kosten und Er-

träge einer Immobilie oder einer Immobilien-Gesellschaft oder auch Planungsrisiken, welche aus Pro-

jektentwicklungsvorhaben resultieren und sich in der Regel über einen langen Planungshorizont er-

strecken. 

Währungsrisiko 

Vermögenswerte des AIF können in einer anderen Währung als der Fondswährung angelegt sein. Der 

AIF erhält die Erträge, Rückzahlungen und Erlöse aus solchen Anlagen in der anderen Währung. Fällt 

der Wert dieser Währung gegenüber der Fondswährung, so reduziert sich der Wert solcher Anlagen 

und somit auch der Wert des Fondsvermögens. Auftretenden Wechselkursänderungen können so bei-

spielsweise direkt die Mieteinnahmen und somit den Jahresrohertrag betreffen. Des Weiteren können 

Zinserträge sowie die Nominalbeträge der nicht in Euro-Währung gehaltenen Guthaben durch eine 

Wechselkursänderung direkt beeinflusst werden. Soweit für Rechnung des AIF Währungskurssiche-

rungsgeschäfte eingesetzt werden, um das Währungsrisiko abzusichern oder zu verringern, sind 

diese mit Kosten verbunden, die zulasten des AIF gehen und damit das Ergebnis belasten können. 

Konzentrationsrisiko 

Erfolgt eine Konzentration der Anlage in bestimmte Vermögensgegenstände oder Märkte, dann ist der 

AIF von der Entwicklung dieser Vermögensgegenstände oder Märkte besonders stark abhängig. Dies 

gilt für den vorliegenden Fonds insbesondere für den europäischen Logistikimmobilienmarkt. 

Mögliches Anlagespektrum 

Unter Beachtung der durch das KAGB und die Anlagebedingungen vorgegebenen Anlagegrundsätze 

und -grenzen, die für den AIF einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatsächliche Anlagepoli-
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tik auch darauf ausgerichtet sein, schwerpunktmäßig Vermögensgegenstände (z.B. nur weniger Bran-

chen, Märkte oder Regionen/Länder) zu erwerben. Dies ist auch beim vorliegenden AIF der Fall, da 

für das AIF-Sondervermögen schwerpunktmäßig in Logistikimmobilien in Europa (Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischer Wirtschaftsraum, Schweiz, Vereinigtes Königreich und Nordir-

land) investiert werden soll. Diese Konzentration auf einen oder wenige spezielle Anlagesektoren 

kann mit besonderen Chancen verbunden sein, denen aber auch entsprechende Risiken (z.B. Markt-

enge, hohe Schwankungsbreite innerhalb bestimmter Konjunkturzyklen) gegenüberstehen. Über den 

Inhalt der Anlagepolitik informiert der Jahresbericht nachträglich für das abgelaufene Berichtsjahr. 

Wesentliche Risiken im Zusammenhang mit der Anlage in Immobilien, Beteiligungen an Immo-

bilien-Gesellschaften und der Bestellung von Erbbaurechten (Marktrisiko) 

Risiken der negativen Wertentwicklung des Fonds 

Neben den Risiken aus Schwankungen des Marktwertes von Vermögensgegenständen im Fonds gibt 

es speziell im Grundbesitz liegende Risiken, wie Leerstände, Mietrückstände und Mietausfälle, die 

sich u. a. aus der Veränderung der Standortqualität oder der Mieterbonität ergeben können. Verände-

rungen der Standortqualität können zur Folge haben, dass der Standort für die gewählte Nutzung 

nicht mehr geeignet ist. Der Gebäudezustand kann Instandhaltungsaufwendungen erforderlich ma-

chen, die nicht immer vorhersehbar sind. Zur Begrenzung dieser Risiken strebt die Gesellschaft - so-

weit dies im Rahmen des Investitionsschwerpunkts Logistikimmobilien möglich ist - eine hohe Drittver-

wendungsfähigkeit der Immobilien und eine verschiedene Branchen/Nutzertypen umfassende Mieter-

struktur an. Durch laufende Instandhaltung und Modernisierung oder Umstrukturierung der Immobilien 

soll deren Wettbewerbsfähigkeit erhalten bzw. verbessert werden. 

Risiken der eingeschränkten oder erhöhten Liquidität des Fonds 

Die Gesellschaft darf u.a. zur Fremdfinanzierung von Immobilien Kredite aufnehmen. Durch die Ver-

pflichtungen zur Rückzahlung aufgenommener Kredite kann die Liquidität des AIF gebunden sein. Es 

besteht das Risiko, dass die Gesellschaft gezwungen ist, Vermögensgegenstände vorzeitig oder zu 

schlechteren Konditionen zu veräußern als geplant. Im Falle von kurzfristigen Liquiditätsengpässen, 

z.B. infolge massiver Anteilrückgaben, kann nicht garantiert werden, dass die Gesellschaft die not-

wendigen Mittel durch Objektverkäufe oder kurzfristige Kreditaufnahmen beschaffen kann. Damit 

steigt Risiko, dass die Rücknahme der Anteile ggf. für einen längeren Zeitraum ausgesetzt werden 

muss oder es zur Liquidation des AIF-Sondervermögens kommt. 

Immobilienbezogene Risiken des Fonds 

Immobilieninvestitionen unterliegen Risiken, die sich auf den Anteilwert durch Veränderungen bei den 

Erträgen, den Aufwendungen und dem Verkehrswert der Immobilien auswirken können. Dies gilt auch 

für Investitionen in Immobilien, die von Immobilien-Gesellschaften gehalten werden. Die nachstehend 

beispielhaft genannten Risiken stellen keine abschließende Aufzählung dar.  
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- Neben der Änderung der allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gibt es speziell im 

Grundbesitz liegende Risiken, wie Leerstände, Mietrückstände und Mietausfälle, die sich u. a. 

aus der Veränderung der Standortqualität oder der Mieterbonität ergeben können. Veränderun-

gen der Standortqualität können zur Folge haben, dass der Standort für die gewählte Nutzung 

nicht mehr geeignet ist. Der Gebäudezustand kann Instandhaltungsaufwendungen erforderlich 

machen, die nicht immer vorhersehbar sind. Zur Begrenzung dieser Risiken strebt die Gesell-

schaft eine hohe Drittverwendungsfähigkeit der Immobilien und eine viele Branchen umfas-

sende Mieterstruktur an. Durch laufende Instandhaltung und Modernisierung oder Umstruktu-

rierung der Immobilien soll deren Wettbewerbsfähigkeit erhalten bzw. verbessert werden. 

Immobilien können Risiken u.a. durch Brand/Feuer, Blitzschlag, Explosionen oder durch Na-

turgefahren, z. B. durch Sturm, Überschwemmung, Hochwasser, Erdbeben (Schäden aus Na-

turgefahren auch „Elementarschäden“ genannt), Krieg und/oder aus Terrorakten (Terror-/Ter-

rorismusrisiko) ausgesetzt sein und erheblich beeinträchtigt, beschädigt oder ganz oder teil-

weise zerstört werden und entsprechend an Wert verlieren. Ferner gehen von einem Grund-

stück oder Gebäude vielfältige Gefahren aus, die erhebliche Personenschäden Dritter, die 

auch zum Tod führen können, und/oder Schäden am Eigentum Dritter verursachen können (z. 

B. durch das Lösen von Gebäudeteilen, gebrochene Wasserleitungen oder durch nicht ge-

räumten Schnee) mit der Folge, dass der Fonds hohen Schadensersatzforderungen Drittge-

schädigter ausgesetzt sein könnte (auch „Grundbesitzhaftungsrisiken“ genannt). 

Immobilien, speziell in Ballungsräumen, können möglicherweise einem Kriegs- und Terrorri-

siko ausgesetzt sein. Ohne selbst von einem Terrorakt betroffen zu sein, kann eine Immobilie 

wirtschaftlich entwertet werden, wenn der Immobilienmarkt der betroffenen Gegend empfind-

lich beeinträchtigt wird und die Mietersuche erschwert bzw. unmöglich ist. Auch Terrorismusri-

siken werden durch Versicherungen abgesichert, soweit entsprechende Versicherungskapazi-

täten vorhanden sind und dies wirtschaftlich vertretbar und sachlich geboten ist. U.U. sind das 

Kriegs- und Terrorrisiko nicht, nicht vollständig oder nicht zu vertretbaren Konditionen versi-

cherbar. 

Die Gesellschaft ist bestrebt, diese Risiken durch Versicherungen abzusichern, sofern solche 

zu wirtschaftlich vertretbaren Konditionen verfügbar sind. Es kann jedoch sein, dass Versiche-

rungen zur Abdeckung solcher Risiken gar nicht angeboten werden oder der Versicherungs-

schutz nicht ausreichend ist, um die vorgenannten Risiken und daraus resultierende Schäden 

abzudecken. Auch gibt es bestimmte Risiken, so zum Beispiel solche durch Elementarschä-

den, Terrorrisiken und Grundbesitzhaftungsrisiken, welche Versicherer nur bei Geltung von 

Entschädigungshöchstgrenzen (auch „Versicherungslimit“ genannt) zu wirtschaftlich vertretba-

ren Konditionen versichern oder – wie im Fall von Kriegsrisiken - überhaupt nicht versichern. 

Ein Versicherungslimit bedeutet, dass die Summen, die durch einen Versicherer für sämtliche 

in einer Versicherungsperiode (üblicherweise ein Zeitraum von zwölf Monaten) auftretenden 

Schäden zur Entschädigung zur Verfügung stehen, auf einen bestimmten Höchstbetrag be-

schränkt sind.  

Zudem akzeptieren Versicherer im Regelfall die Geltung solcher Entschädigungshöchstgren-

zen nur noch über größere Immobilienportfolien hinweg, d.h. nicht mehr für ein einzelnes Im-

mobilien-Sondervermögen. So gilt ein Versicherungslimit für Elementarschäden regelmäßig 

nicht nur für die Immobilien des Sondervermögens, sondern für sämtliche Immobilien aller 

weiteren Immobilien-Sondervermögen, die von der Verwaltungsgesellschaft verwaltet werden. 

Das Versicherungslimit für Terrorrisiken gilt üblicherweise – oder wie im Fall von Grundbesitz-

haftungsrisiken gegebenenfalls - für sämtliche Immobilien aller in Immobilien investierenden 
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Investmentportfolien, die von der Gesellschaft und ihren verbundenen Unternehmen verwaltet 

werden. Realisieren sich innerhalb einer Versicherungsperiode Risiken aus Elementarschä-

den, Terrorrisiken und/oder Grundbesitzhaftungsrisiken, für die die mit den jeweiligen Versi-

cherern vereinbarten Entschädigungshöchstgrenzen nicht ausreichen, zum Beispiel weil das 

Versicherungslimit bereits durch Immobilien anderer von der Gesellschaft oder ihren verbun-

denen Unternehmen verwalteter Immobilienportfolien aufgebraucht wurde, so besteht ggf. nur 

ein teilweiser, im schlimmsten Falle gar überhaupt kein Versicherungsschutz für die Immobi-

lien, die zum Sondervermögen gehören.  Dadurch könnte das Sondervermögen – im Fall von 

Elementarschäden und/oder Schäden aus Terrorrisiken je nach Risiko und Umfang des Versi-

cherungsschutzes - sein in die jeweilige Immobilie investiertes Kapital und – mangels Mieter-

trags – auch prognostizierte Einnahmen ganz oder teilweise verlieren. Im Zusammenhang mit 

der geschädigten oder zerstörten Immobilie eingegangene Verpflichtungen, z. B. Verpflichtun-

gen aus vereinbarten Hypotheken oder Grundschulden, müssten zudem weiterhin erfüllt wer-

den. Schäden und Haftungsrisiken, die nur teilweise oder gar nicht versichert sind, könnten 

sich also infolge des Eintritts der vorstehend beschriebenen Risiken im erheblichen Maße ne-

gativ auf die Rendite des Sondervermögens und damit den Anteilwert des Anlegers auswir-

ken. Auch bei bestehendem Versicherungsschutz wird das Sondervermögen üblicherweise 

einen Selbstbehalt zu tragen haben, was eine ebensolche negative Auswirkung auf die Ren-

dite des Sondervermögens und den Anteilwert des Anlegers haben kann.  

Ohne selbst von einem Kriegs- oder Terrorakt oder Elementarschadensereignis betroffen zu 

sein, kann eine Immobilie ferner wirtschaftlich entwertet werden, wenn der Immobilienmarkt 

der betroffenen Region empfindlich beeinträchtigt wird und die Mietersuche dadurch erschwert 

bzw. unmöglich ist. Solche indirekten Schäden sind in aller Regel nicht versicherbar. 

- Aufgrund der globalen Ausbreitung von Krankheiten, beispielsweise Covid-19 (Coronavirus), 

kann es zu Störungen des öffentlichen Lebens und des Immobilienmarktes kommen. Dies 

kann u. a. zu Leerständen, Mietrückständen und Mietausfällen führen, die sich wertmindernd 

auf das Fondsvermögen auswirken können. 

 

- Risiken aus Altlasten (wie Bodenverunreinigungen, Asbest-Einbauten) werden insbesondere 

beim Erwerb von Immobilien sorgfältig geprüft (gegebenenfalls durch Einholung von entspre-

chenden Sachverständigengutachten). Risiken dieser Art sind jedoch nicht vollständig auszu-

schließen. 

 

- Bei der Projektentwicklung bzw. bei sog. Forward Deals (Ankauf von noch in der Bebauung 

befindlichen oder noch zu bebauenden Immobilien) können sich Risiken z.B. durch Änderun-

gen in der Bauleitplanung und Verzögerungen bei der Erteilung der Baugenehmigung ergeben. 

Baukostenerhöhungen und Fertigstellungsrisiken werden nach Möglichkeit durch entspre-

chende Regelungen mit den Vertragspartnern und deren sorgfältige Auswahl entgegengewirkt. 

Auf verbleibende Risiken ist hier jedoch ebenso hinzuweisen, wie darauf, dass der Erfolg der 

Erstvermietung von der Nachfragesituation im Zeitpunkt der Fertigstellung abhängig ist, soweit 

das Objekt beim Erwerb noch nicht oder nicht vollständig vermietet ist. Anleger könnten wäh-

rend der Projektentwicklung verlangen, dass Anteile zurückgenommen werden, mit der Folge, 

dass die Durchführung des Projektes wegen fehlender Liquidität gefährdet werden könnte. Die 

ggf. erforderliche Veräußerung eines nicht fertiggestellten Entwicklungsprojekts könnte zu er-

heblichen Verlusten und damit zu einem entsprechenden Wertverlust der Anteile der Anleger 

führen. 
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- Immobilien können mit Baumängeln behaftet sein. Diese Risiken sind auch durch sorgfältige 

technische Prüfung des Objekts und gegebenenfalls Einholung von Bewertergutachten bereits 

vor dem Erwerb nicht vollständig auszuschließen. 

 

- Zudem können sich rechtliche Änderungen wie auch die Entwicklung der Rechtsprechung (z.B. 

zu mietrechtlichen Fragen) nachteilig auf die Immobilieninvestitionen auswirken. 

 

- Die dargestellten Immobilienrisiken gelten sowohl bei inländischen als auch bei ausländischen 

Immobilien. Beim Erwerb von Immobilien im Ausland sind zudem solche Risiken, die sich aus 

der Belegenheit der Immobilien ergeben (z.B. abweichende Rechts- und Steuersysteme, unter-

schiedliche Interpretationen von Doppelbesteuerungsabkommen, unterschiedliche Auffassun-

gen bei der Ermittlung von Verrechnungspreisen bzw. bei der Einkünfteabgrenzung und Verän-

derungen der Wechselkurse), besonders zu berücksichtigen. Auch sind bei ausländischen Im-

mobilien das erhöhte Verwaltungsrisiko sowie etwaige technische Erschwernisse, einschließ-

lich des Transferrisikos bei laufenden Erträgen oder Veräußerungserlösen, in Betracht zu zie-

hen. Bei der Anlage in Fremdwährung und bei Geschäften in Fremdwährung bestehen Wäh-

rungschancen und -risiken. 

 

- Bei Veräußerung einer Immobilie können selbst bei Anwendung größter kaufmännischer Sorg-

falt Gewährleistungsansprüche des Käufers oder sonstiger Dritter entstehen, für die der AIF 

wirtschaftlich einzustehen hat. 

 

- Beim Erwerb von Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften sind Risiken, die sich aus der 

Gesellschaftsform ergeben, Risiken im Zusammenhang mit dem möglichen Ausfall von Gesell-

schaftern und Risiken der Änderung der steuerrechtlichen und gesellschaftsrechtlichen Rah-

menbedingungen zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere, wenn die Immobilien-Gesell-

schaften ihren Sitz im Ausland haben. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass im Falle des 

Erwerbs von Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften diese mit nur schwer erkennbaren 

Verpflichtungen belastet sein können. Schließlich kann es für den Fall der beabsichtigten Ver-

äußerung der Beteiligung an einem ausreichend liquiden Sekundärmarkt fehlen. Eine Veräu-

ßerung der von der Immobilien-Gesellschaft gehaltenen Immobilien ist, soweit neben der Ge-

sellschaft noch weitere Gesellschafter an der Immobilien-Gesellschaft beteiligt sind, vielfach 

nur mit Zustimmung der weiteren Gesellschafter möglich. 

 

- Immobilieninvestitionen können fremdfinanziert werden. Dies erfolgt zur Erzielung eines sog. 

Leverage-Effekts (Steigerung der Eigenkapitalrendite, indem Fremdkapital zu einem Zinssatz 

unterhalb der Objektrendite aufgenommen wird) und/oder, bei im Ausland belegenen Liegen-

schaften oder Immobilien-Gesellschaften, zur Währungsabsicherung (Kreditaufnahme in der 

Fremdwährung des Belegenheitsstaates). Die Darlehenszinsen können steuerlich geltend ge-

macht werden, sofern die jeweils anwendbaren Steuergesetze dies zulassen. Bei in Anspruch 

genommener Fremdfinanzierung wirken sich Wertänderungen der Immobilien verstärkt auf das 

eingesetzte Eigenkapital des Sondervermögens aus, z. B. würde sich bei einer 50 -prozentigen 

Kreditfinanzierung die Wirkung eines Minderwertes der Immobilie auf das eingesetzte Fonds-

kapital im Vergleich zu einer vollständigen Eigenkapitalfinanzierung verdoppeln. Wertänderun-
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gen haben somit bei Nutzung von Fremdfinanzierungen eine größere Bedeutung als bei eigen-

finanzierten Objekten. Der Anleger profitiert damit stärker an Mehrwerten und wird stärker von 

Minderwerten belastet als bei einer vollständigen Eigenfinanzierung. 

 

- Werden Darlehen, die zur Finanzierung von Immobilieninvestitionen aufgenommen worden 

sind, vorzeitig zurückgezahlt (z.B. bei der Veräußerung der Immobilie), können Vorfälligkeits-

entschädigungen zu zahlen sein, die dem AIF belastet werden. 

 

- Eine umfangreiche Fremdfinanzierung von Immobilien verringert außerdem die Möglichkeiten, 

im Falle von kurzfristigen Liquiditätsengpässen, z.B. infolge massiver Anteilscheinrückgaben, 

die notwendigen Mittel durch Objektverkäufe oder kurzfristige Kreditaufnahmen zu beschaffen. 

Das Risiko, dass die Rücknahme der Anteile ausgesetzt werden muss, steigt somit. 

- Bei Belastung einer Immobilie mit einem Erbbaurecht besteht das Risiko, dass der Erbbaube-

rechtigte seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, insbesondere den Erbbauzins nicht zahlt. In 

diesem und in anderen Fällen kann es zu einem vorzeitigen Heimfall des Erbbaurechts kom-

men. Die Gesellschaft muss dann eine andere wirtschaftliche Nutzung der Immobilie anstre-

ben, was im Einzelfall schwierig sein kann. Dies gilt sinngemäß auch für den Heimfall nach 

Vertragsablauf. Schließlich können die Belastungen der Immobilie mit einem Erbbaurecht die 

Fungibilität einschränken, d. h. die Immobilie lässt sich möglicherweise nicht so leicht veräu-

ßern wie ohne eine derartige Belastung. 

Nachhaltigkeitsrisiken 

Bei einem Nachhaltigkeitsrisiko handelt es sich um ein Ereignis oder eine Bedingung im Bereich Um-

welt, Soziales oder Unternehmensführung, dessen bzw. deren Eintreten auf Unternehmensebene tat-

sächlich oder potenziell erhebliche negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage sowie die Reputation des AIF-Sondervermögens und auch der Gesellschaft und damit auf den 

Wert der Investition des Anlegers haben kann. 

Nachhaltigkeitsrisiken in den Bereichen Klima und Umwelt unterteilen sich in physische Risiken und 

Transitionsrisiken. Zu den physischen Risiken gehören z. B. Extremwetterereignisse und deren Fol-

gen (Hitze- und Trockenperioden, steigende Temperaturen, verstärkte Waldbrandgefahr, Überflutun-

gen, Stürme etc.) wie auch langfristige Veränderungen klimatischer Bedingungen (z. B. Nieder-

schlagshäufigkeit, Wetterunbeständigkeit, Meeresspiegelanstieg). Durch derartige physische Risiken 

können Immobilien erheblich im Wert gemindert, beschädigt oder auch gänzlich zerstört werden. Zu 

den Transitionsrisiken gehören z. B. die Risiken, die sich aus der Umstellung auf eine kohlenstoffarme 

Wirtschaft (und damit ggf. einhergehender Verteuerung und/oder Verknappung fossiler Energieträger) 

ergeben können. So können politische Maßnahmen hierbei zu einer Verteuerung von Energiepreisen 

oder auch hohen Investitionskosten wegen erforderlicher Sanierung von Immobilien führen, z. B. auf-

grund von nationalen oder internationalen Gesetzgebungen zur Erhöhung der Energieeffizienz von 

Gebäuden. Transitorische Risiken können sich auch in einem Nachfragerückgang nach emissionsin-

tensiven Immobilien realisieren.  

Es besteht zudem eine Abhängigkeit zwischen physischen Risiken und Transitionsrisiken. Soweit phy-

sische Risiken stark zunehmen, kann dies eine abrupte Umstellung der Wirtschaft erfordern, was wie-

derum zu höheren Transitionsrisiken führt. 
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Auch Ereignisse, Entwicklungen oder Verhaltensweisen, die den Bereichen Soziales und Unterneh-

mensführung zuzuordnen sind, können ein erhebliches Nachhaltigkeitsrisiko darstellen, soweit die 

Wahrscheinlichkeit des Eintritts nicht hinreichend in die Bewertung der Immobilie eingeflossen ist. 

Nachhaltigkeitsrisiken können sich daneben in erheblichem Umfang auf die Reputation des AIF-Son-

dervermögens und auch der Gesellschaft auswirken. Dies resultiert zum einen aus dem finanziellen 

Schadenspotenzial, das Nachhaltigkeitsrisiken dem Grunde nach mit sich bringen. Zum anderen sind 

immaterielle Schadenspotenziale gegeben, die beispielsweise aus einer bestehenden Geschäftsbe-

ziehung mit einem Unternehmen resultieren können, das seinerseits Nachhaltigkeitsrisiken ausgesetzt 

ist und diese nicht angemessen mildert. 

Generell können sich Nachhaltigkeitsrisiken in erheblichem Umfang auf das wirtschaftliche Ergebnis 

einer Beteiligung an dem AIF-Sondervermögen auswirken. Nachhaltigkeitsrisiken können zu einer 

Minderung oder auch Zerstörung von Vermögenswerten führen. Sie sind, insbesondere im Bereich 

der umweltbezogenen Risiken, teilweise wissenschaftlich noch nicht ausreichend untersucht bzw. es 

mangelt an der dazu notwendigen Datengrundlage. Soweit sich ein Nachhaltigkeitsrisiko realisiert, 

können sich daher geplante Auszahlungen an den Anleger verzögern bzw. in geringerer Höhe als er-

wartet anfallen oder im äußersten Fall ausfallen.  

Nachhaltigkeitsrisiken können ggf. auch zu Liquiditätsrisiken auf Ebene des AIF-Sondervermögens 

führen, indem Vermögensgegenstände des AIF-Sondervermögens nicht innerhalb angemessener Zeit 

oder nur mit Preisabschlägen veräußert werden können. Bei Finanzierungen von Immobilien können 

Nachhaltigkeitsrisiken zudem zu erhöhten Zinsen/Margen führen oder sogar dazu, dass Immobilien 

mit hohem Risiko in Zukunft keine Kreditfinanzierungen mehr erhalten werden. 

Risiko der Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen 

Mit Blick auf die geplanten Investitionen, die ökologische / soziale Merkmale nach Maßgabe der von 

der Gesellschaft festgesetzten Voraussetzungen erfüllen sollen, ist zu beachten, dass sich die inso-

weit aktuell anwendbare Rechtslage stark im Wandel befindet. Dies betrifft insbesondere den regula-

torischen Rahmen, der sich vor allem aus der Offenlegungs-Verordnung (Verordnung (EU) 2019/2088 

vom 27. November 2019 über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleis-

tungssektor, „SFDR“) und der Verordnung (EU) 2020/852 über die Einrichtung eines Rahmens zur Er-

leichterung nachhaltiger Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088 („Taxono-

mie-Verordnung“) ergibt. 

Die seit dem 10. März 2021 anzuwendende SFDR enthält eine Vielzahl von Transparenzvorgaben, 

die durch die Gesellschaft zu beachten sind. Weitergehende Konkretisierungen der offenzulegenden 

Informationen wurden durch die EU in Form von Durchführungsrechtsakten festgelegt – beispiels-

weise der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1288 der Kommission vom 6. April 2022 sowie der Dele-

gierten Verordnung (EU) 2023/363 der Kommission vom 31. Oktober 2022 zur Ergänzung der SFDR. 

Auch die Taxonomie-Verordnung wird auf europäischer Ebene durch delegierte Verordnungen kon-

kretisiert – z.B. der Delegierten Verordnung (EU) 2021/2139 der Kommission vom 4. Juni 2021 zu 

technischen Bewertungskriterien zu den Umweltzielen Klimaschutz und Anpassung an den Klimawan-

del. Weiter ist es wahrscheinlich, dass weitergehende Rechtsakte zu den nachhaltigkeitsbezogenen 

Transparenzvorgaben zukünftig verabschiedet werden. 

Es kann zudem nicht ausgeschlossen werden, dass die rechtlichen Voraussetzungen und die dahin-

gehende Verwaltungspraxis der zuständigen Aufsichtsbehörden sich ändern, sodass das vorliegende 
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AIF-Sondervermögen nicht als ein Finanzprodukt qualifiziert, das die Anforderungen nach Art. 8 SFDR 

erfüllt. Weiter kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich künftig die Einstufung von Vermögensge-

genständen des AIF-Sondervermögens unter Berücksichtigung der relevanten Merkmale verändert 

oder dass sich gemäß der Strategie des AIF-Sondervermögens erwerbbare Objekte verknappen und 

dadurch verteuern, was zu einer Minderung der Wertentwicklung der Beteiligung führen kann. 

Die rechtlichen Ausführungen in diesem Informationsdokument gehen von der zum Zeitpunkt der Ver-

öffentlichung dieses Informationsdokuments bekannten Rechtslage aus. Etwaige künftige Konkretisie-

rungen des Gesetzgebers und / oder der Aufsichtsbehörden können nicht berücksichtigt werden. 

Einhaltung ökologischer und/oder sozialer Merkmale, wichtigste nachteilige Auswirkungen von Investi-

tionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren 

Mit der Regelung zur Erfüllung der für das AIF-Sondervermögen festgelegten ökologischen / sozialen 

Merkmale sowie der Berücksichtigung von nachteiligen Auswirkungen von Investitionsentscheidungen 

auf bestimmte Nachhaltigkeitsfaktoren sind spezifische Risiken verbunden: 

• Die Prüfung der Einhaltung der ökologischen / sozialen Merkmale der Immobilie und Maßnah-

men zur Verbesserung oder zur Aufrechterhaltung der ökologischen / sozialen Merkmale sind 

mit Kosten verbunden, die wirtschaftlich vom AIF-Sondervermögen zu tragen sind. Diese Kos-

ten gehen zu Lasten der Rendite. Entsprechendes gilt für die Einhaltung der definierten Vorga-

ben zu möglichen nachteiligen Nachhaltigkeitsauswirkungen und die zur Beseitigung, Verringe-

rung oder Vorbeugung dieser getroffenen Maßnahmen. 

• Die Gesellschaft ist während der gesamten Laufzeit des AIF-Sondervermögens für die Umset-

zung der Strategie gemäß Artikel 8 SFDR (siehe Anlage ESG) verantwortlich. Hierbei kann sich 

die Gesellschaft externer Dienstleister bedienen, deren Aufgabe es ist, bestimmte, für die Um-

setzung der Strategie gemäß der Anlage ESG erforderliche Informationen bereitzustellen. Die 

Umsetzung der Strategie gemäß der Anlage ESG hängt auch von zahlreichen weiteren exter-

nen Faktoren ab. So können sowohl die externen Dienstleister wie auch die Gesellschaft auf 

Datenlieferungen Dritter (Datenprovider) angewiesen sein. Es kann nicht ausgeschlossen wer-

den, dass die Gesellschaft die zur Umsetzung der Strategie erforderlichen Daten und Informati-

onen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der erforderlichen Datenqualität erhält. 

Sofern erforderliche Daten im Zusammenhang mit den ökologischen / sozialen Merkmalen 

und/oder den Indikatoren für nachteilige Nachhaltigkeitsauswirkungen nicht vorliegen und nicht 

beschafft werden können (z.B. weil aufgrund bestehender gesetzlicher oder vertraglicher Rege-

lungen diese von Dritten nicht herausverlangt werden können), werden die bestmöglichen Alter-

nativen zur Ermittlung der Daten herangezogen (z.B. Schätzungen oder Hochrechnungen). 

Dies kann letztlich dazu führen, dass die Gesellschaft die Erfüllung der Voraussetzungen der 

ökologischen / sozialen Merkmale und/oder der Indikatoren für nachteilige Nachhaltigkeitsaus-

wirkungen nicht oder nur durch die Verwendung von Schätzungen oder Hochrechnungen be-

werten kann. Weiter kann dies zu einem von den tatsächlichen Gegebenheiten abweichenden 

Ergebnis führen, das zu einem späteren Zeitpunkt (wenn die erforderlichen Daten vorliegen) 

korrigiert werden muss. Eine solche Korrektur kann Einfluss darauf haben, ob für die jeweilige 

Immobilie die für die ökologischen / sozialen Merkmale festgesetzten Kriterien gegeben sind. 
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• Die Messung und Bewertung der ökologischen Merkmale erfolgt unter anderem durch die Ver-

wendung des Tools des Carbon Risk Real Estate Monitor („CRREM“), welches verschiedene 

Zielpfade enthält. Die CRREM-Zielpfade werden laufend an aktuelle Entwicklungen und verbes-

serte Datengrundlagen angepasst, wobei das Klimaziel gleichbleibt, aber je nach Nutzungsart 

und Lage der Immobilie die für die einzelnen Jahre bis 2050 vorgesehen Zielwerte steigen oder 

fallen können. Soweit es zu einer Anpassung der relevanten Zielpfade kommen sollte, kann 

dies mit Blick auf die ökologischen Merkmale bedeuten, dass weitergehende Maßnahmen zu 

ergreifen sind (bspw. Sanierungen), deren Kosten wirtschaftlich vom AIF-Sondervermögen zu 

tragen sind. Sollten derartige Maßnahmen aus faktischen oder auch ökonomischen Gründen 

nicht ergriffen werden können, kann dies bedeuten, dass eine Immobilie veräußert werden 

muss.  

Es kann auch vorkommen, dass aufgrund von Anpassungen der CRREM-Zielpfade Immobilien, 

welche bislang den jeweils anwendbaren CRREM-Zielpfad einhalten, diesen aufgrund der An-

passung der Zielpfade übersteigen und somit die Voraussetzung für diesen Nachhaltigkeitsindi-

kator nicht mehr einhalten. Sofern dies der Fall ist, ist dann der entsprechende Nachhaltig-

keitsindikator nicht mehr gegeben, was wiederum dazu führen kann, dass die für die ökologi-

schen Merkmale erforderlichen Mindestvoraussetzungen für die jeweilige Immobilie nicht mehr 

erfüllt werden können. Letztlich kann daher eine Überschreitung der CRREM-Zielpfade auf-

grund einer Anpassung der Zielpfade oder aus anderen Gründen dazu führen, dass die Quoten 

für die ökologischen Merkmale nicht mehr eingehalten werden können.  

• Darüber hinaus besteht auch das Risiko, dass es zu Abwertungen von Vermögensgegenstän-

den kommt, welche den jeweils anwendbaren landes- und nutzungsartspezifischen CRREM-

Zielpfad nicht einhalten bzw. voraussichtlich zukünftig nicht einhalten werden. Weiter besteht 

das Risiko, dass solche Immobilien, welche den jeweiligen CRREM-Zielpfad nicht einhalten 

bzw. voraussichtlich zukünftig nicht mehr einhalten werden, aufgrund einer geringeren Nach-

frage nur mit Preisabschlägen veräußert werden können.   

• Im Rahmen der Berücksichtigung der ökologischen Merkmale werden unter anderem die in den 

Energieausweisen angegebenen Energieeffizienzklassen herangezogen, welche sich nach dem 

jeweiligen nationalen Recht der Mitgliedsstaaten der EU bemessen. Zum gegenwärtigen Zeit-

punkt gibt es jedoch nicht in allen Mitgliedsstaaten der EU nationale Vorgaben zu Energieeffi-

zienzklassen für sämtliche Nutzungsarten von Gebäuden. Sofern keine entsprechenden natio-

nalen Regelungen bestehen, werden die Energieeffizienzklassen durch eine geeignete Berech-

nungsmethodik der Gesellschaft ermittelt. Regulatorische Vorgaben für eine solche Berechnung 

bestehen derzeit nicht. Es besteht daher das Risiko, dass die von der Gesellschaft anhand ei-

ner eigenen Berechnungsmethodik ermittelten Energieeffizienzklassen von den Energieeffi-

zienzklassen abweichen, die durch ggf. künftig bestehende regulatorische Vorgaben zur Be-

rechnung von Energieeffizienzklassen ermittelt werden. Entsprechendes gilt, wenn nach dem 

jeweiligen nationalem Recht künftig Energieeffizienzklassen für Nutzungsarten eingeführt wer-

den, für die bislang die Berechnung von Energieeffizienzklassen nicht vorgeschrieben waren.  

Dieses Risiko gilt auch entsprechend für den Indikator „energieineffiziente Immobilien“ im Rah-

men der Berücksichtigung der nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren. 
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• Es besteht das Risiko, dass die Gesellschaft aufgrund einer Fehleinschätzung die Einhaltung 

der ökologischen / sozialen Merkmale zu Unrecht als gegeben ansieht bzw. nicht erreichen 

kann. In diesem Fall besteht die Gefahr, dass die Gesellschaft unbeabsichtigt die Anlagegrenze 

von mindestens 60 % des Gesamtwertes aller Immobilien des AIF-Sondervermögens, welche 

die von ihr festgesetzten ökologischen / sozialen Merkmale erfüllen, verletzt. Auch eine Abwer-

tung der Immobilien während der Haltedauer der Immobilien kann zu einer Unterschreitung der 

vorgenannten Anlagegrenzen führen. 

• Ebenso besteht die Möglichkeit, dass eine Immobilie im Laufe der Haltezeit die von der Gesell-

schaft für das AIF-Sondervermögen festgelegten ökologischen / sozialen Merkmale nicht mehr 

erfüllt oder dass es zu Wertveränderungen von Immobilien kommt, was unter Umständen dazu 

führen kann, dass Immobilien veräußert werden müssen.  

• Die Gesellschaft entwickelt das ESG-Scoring-Modell, welches zur Messung und Bewertung der 

ökologischen und/oder sozialen Merkmale herangezogen wird, fortlaufend weiter (siehe Anlage 

ESG). Dies kann dazu führen, dass sich die Gewichtung einzelner ökologischer und/oder sozia-

ler Merkmale, Nachhaltigkeitsindikatoren und/oder weiterer Unterkategorien ändert, neue Krite-

rien hinzukommen oder bestehende entfallen. Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen 

des ESG-Scoring-Modells eine Gesamtbetrachtung der jeweiligen Immobilie im Hinblick auf 

ökologische und/oder soziale Merkmale erfolgt, d.h. es kann vorkommen, dass einzelne ökolo-

gische und/oder soziale Merkmale im Einzelfall nicht erfüllt sind, die jeweilige Immobilie aber 

dennoch im Rahmen der Gesamtbetrachtung im ESG-Scoring-Modells die erforderlichen Min-

destvoraussetzungen erfüllt.   

• Für Investitionen in Immobilien, welche die ökologischen und / oder sozialen Merkmale im 

Sinne der SFDR berücksichtigen, müssen weiter bestimmte Anforderungen und Transparenz-

vorgaben eingehalten werden, die zu einer Erhöhung der Kosten im Rahmen des Ankaufs so-

wie während der Haltephase der Immobilie führen können. Diese Kosten gehen zu Lasten der 

Rendite. 

• Die vorstehenden Risiken bestehen auch im Hinblick auf die Nachhaltigkeitsfaktoren bezüglich 

derer die Gesellschaft nachteilige Auswirkungen von Investitionsentscheidungen berücksichtigt; 

Einzelheiten zu den relevanten Nachhaltigkeitsfaktoren bzw. Nachhaltigkeitsindikatoren sind in 

der Anlage ESG zu diesem Informationsdokument dargestellt. 

• Die vorstehenden Risiken können dazu führen, dass die Gesellschaft für Rechnung des AIF-

Sondervermögens ggf. bestimmte Immobilien nicht erwerben kann. Insbesondere in einem Im-

mobilienmarkt mit starkem Wettbewerb um verfügbare Immobilien kann dies die Investitionstä-

tigkeit der Gesellschaft und damit das Wachstum des AIF-Sondervermögens negativ beein-

trächtigen. 

• Aufgrund der gestiegenen Nachfrage nach Immobilien, die ökologische und/oder soziale Merk-

male berücksichtigen oder sogar als „nachhaltig“ einzustufen sind, besteht hinsichtlich derarti-

ger Immobilien ein hoher Wettbewerb (wobei das AIF-Sondervermögen keine nachhaltigen In-

vestitionen anstrebt, siehe dazu Anlage ESG). Dies kann dazu führen, dass die Kaufpreise für 

derartige Immobilien ein hohes Niveau aufweisen und ggf. sogar steigen. Soweit der Kaufpreis 
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für eine Immobilie mehr als nur unwesentlich über dem von den externen Bewertern festgestell-

ten Immobilienwert liegen sollte, ist ein Erwerb der Immobilie für das AIF-Sondervermögen nicht 

möglich. Auch insoweit kann die Investitionstätigkeit der Gesellschaft und damit das Wachstum 

des AIF-Sondervermögens negativ beeinträchtigt sein. 

Auf Grund dieser Risiken oder sich ggfs. weiter entwickelnder rechtlicher Vorgaben kann es erforder-

lich sein, die Anlagestrategie und das vorliegende Informationsdokument des AIF-Sondervermögens 

anzupassen. Es ist insoweit auch nicht ausgeschlossen, dass deswegen das vorliegende AIF-Sonder-

vermögen im weiteren Verlauf nicht mehr als ein Finanzprodukt eingestuft werden kann, welches die 

Anforderungen nach Art. 8 SFDR erfüllt. 

 

Auswirkungen Nachhaltigkeitsrisiken auf Rendite 

Die Gesellschaft berücksichtigt im Rahmen von Investitionsentscheidungen, die sie für das AIF-Son-

dervermögen trifft, auch Nachhaltigkeitsrisiken. Deren Überprüfung ist Gegenstand des Due-Dili-

gence-Prozesses sowie des Risikomanagements der Gesellschaft. Hierdurch sollen Nachhaltigkeitsri-

siken im Rahmen des Ankaufs sowie während der gesamten Haltedauer der betroffenen Immobilie 

möglichst frühzeitig identifiziert werden. Weiter werden auch mögliche Maßnahmen zur Vorbeugung 

oder zur Beseitigung identifizierter Nachhaltigkeitsrisiken geprüft, bewertet und erforderlichenfalls 

durchgeführt. 

Durch die vorstehend skizzierte Strategie der Gesellschaft zur Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsri-

siken bei Investitionsentscheidungen für das AIF-Sondervermögen sollen auch negative Auswirkun-

gen von Nachhaltigkeitsrisiken auf die Rendite des AIF-Sondervermögens vermieden werden. Durch 

eine frühzeitige Identifikation von Nachhaltigkeitsrisiken können bspw. geeignete Gegenmaßnahmen 

ergriffen werden, um die jeweilige Immobilie vor einer Realisierung des jeweiligen Nachhaltigkeitsrisi-

kos zu schützen, oder es kann im Einzelfall von einem Ankauf der betroffenen Immobilie Abstand ge-

nommen werden. Die Gesellschaft weist aber darauf hin, dass Maßnahmen zur Vermeidung von 

Nachhaltigkeitsrisiken mit Kosten verbunden sein können, die vom AIF-Sondervermögen zu tragen 

sind und sich daher nachteilig auf die Rendite auswirken können. Trotz der Einbeziehung von Nach-

haltigkeitsrisiken in Investitionsentscheidungsprozesse durch die Gesellschaft kann ausdrücklich nicht 

ausgeschlossen werden, dass sich gleichwohl realisierende Nachhaltigkeitsrisiken sowie etwaige zur 

Beseitigung dieser zu ergreifende Maßnahmen den Wert des Portfolios beeinflussen und sich damit 

nachteilig auf die Rendite des AIF-Sondervermögens auswirken können. 

Wesentliche Risiken im Zusammenhang mit der Anlage in Liquiditätsanlagen (Marktrisiko) 

Das AIF-Sondervermögen kann neben Anlagen in Immobilien und Beteiligungen an Immobilien-Ge-

sellschaften auch bestimmte Liquiditätsanlagen tätigen. Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, 

die mit der Anlage in einzelne Liquiditätsanlagen durch den AIF einhergehen. Diese Risiken können 

die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im Fonds gehaltenen Vermögensgegenstände beeinträchti-

gen und sich damit nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom Anleger investierte Kapital auswir-

ken. Je höher die Liquiditätsquote im AIF ist, desto stärker können sich derartige Risiken auf das Er-
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gebnis des AIF auswirken. Veräußert der Anleger Anteile am Investmentvermögen zu einem Zeit-

punkt, in dem die Kurse der in dem Investmentvermögen befindlichen Vermögensgegenstände gegen-

über dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhält er das von ihm in das Investmentver-

mögen investierte Geld nicht oder nicht vollständig zurück. Der Anleger könnte sein in den AIF inves-

tiertes Kapital teilweise oder sogar ganz verlieren. Das Risiko des Anlegers ist jedoch auf die ange-

legte Summe beschränkt. Eine Nachschusspflicht über das vom Anleger investierte Geld hinaus be-

steht nicht. 

Kapitalmarktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzprodukten hängt insbesondere von der Entwicklung 

der Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirt-

schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen Ländern beeinflusst wird. Auf die 

allgemeine Kursentwicklung insbesondere an einer Börse können auch irrationale Faktoren wie Stim-

mungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. Schwankungen der Kurs- und Marktwerte können auch 

auf Veränderungen der Zinssätze, Wechselkurse oder der Bonität eines Emittenten zurückzuführen 

sein. Aus dem Umstand, dass sich die internationalen Finanz- und Kapitalmärkte zunehmend wech-

selseitig beeinflussen, können auch Risiken für die Immobilienmärkte resultieren. Globale oder regio-

nale Finanzmarkt- und Kreditkrisen können erhebliche negative Auswirkungen auf die Realwirtschaft 

und damit auf die nationalen und internationalen Immobilienmärkte sowie die Mietmärkte (z.B. durch 

Insolvenzen von Banken, Vertragspartnern und Mietern) und auch auf das Verhalten von Anlegern in 

offene Immobilienfonds haben (z.B. durch innerhalb kurzer Zeit in großem Umfang erfolgende Rück-

gabeverlangen von Anlegern). Geopolitische Risiken und Kriege sowie Risiken im Zusammenhang mit 

innerstaatlichen Konflikten können erhebliche negative Auswirkungen auf die Kapitalmärkte haben. 

Kursänderungsrisiko von Aktien 

Aktien unterliegen erfahrungsgemäß starken Kursschwankungen und somit auch dem Risiko von 

Kursrückgängen. Diese Kursschwankungen werden insbesondere durch die Entwicklung der Gewinne 

des emittierenden Unternehmens sowie die Entwicklungen der Branche und der gesamtwirtschaftli-

chen Entwicklung beeinflusst. Das Vertrauen der Marktteilnehmer in das jeweilige Unternehmen kann 

die Kursentwicklung ebenfalls beeinflussen. Dies gilt insbesondere bei Unternehmen, deren Aktien 

erst über einen kürzeren Zeitraum an der Börse oder einem anderen organisierten Markt zugelassen 

sind; bei diesen können bereits geringe Veränderungen von Prognosen zu starken Kursbewegungen 

führen. Ist bei einer Aktie der Anteil der frei handelbaren, im Besitz vieler Aktionäre befindlichen Aktien 

(sogenannter Streubesitz) niedrig, so können bereits kleinere Kauf- und Verkaufsaufträge eine starke 

Auswirkung auf den Marktpreis haben und damit zu höheren Kursschwankungen führen. 

Kursänderungsrisiko von Wandel- und Optionsanleihen 

Wandel -und Optionsanleihen verbriefen das Recht, die Anleihe in Aktien umzutauschen oder Aktien 

zu erwerben. Die Entwicklung des Werts von Wandel- und Optionsanleihen ist daher abhängig von 

der Kursentwicklung der Aktie als Basiswert. Die Risiken der Wertentwicklung der zugrunde liegenden 

Aktien können sich daher auch auf die Wertentwicklung der Wandel- und Optionsanleihe auswirken. 

Optionsanleihen, die dem Emittenten das Recht einräumen dem Anleger statt der Rückzahlung eines 
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Nominalbetrags eine im Vorhinein festgelegte Anzahl von Aktien anzudienen (Reverse Convertibles), 

sind in verstärktem Maße von dem entsprechenden Aktienkurs abhängig. 

Zinsänderungsrisiko 

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Möglichkeit verbunden, dass sich das 

Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung eines Wertpapiers besteht, ändern kann. Steigen die 

Marktzinsen gegenüber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emission, so fallen i.d.R. die Kurse der festver-

zinslichen Wertpapiere. Fällt dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wertpapiere. 

Diese Kursentwicklung führt dazu, dass die aktuelle Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa 

dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen fallen jedoch je nach (Rest-)Laufzeit 

der festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich aus. Festverzinsliche Wertpapiere mit kürzeren 

Laufzeiten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. Fest-

verzinsliche Wertpapiere mit kürzeren Laufzeiten haben demgegenüber in der Regel geringere Rendi-

ten als festverzinsliche Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund 

ihrer kurzen Laufzeit von maximal 364 Tagen tendenziell geringere Kursrisiken. Daneben können sich 

die Zinssätze verschiedener, auf die gleiche Währung lautender zinsbezogener Finanzinstrumente mit 

vergleichbarer Restlaufzeit unterschiedlich entwickeln. 

Risiko von negativen Habenzinsen 

Die Gesellschaft legt liquide Mittel des Fonds bei der Verwahrstelle oder anderen Banken für Rech-

nung des Fonds an. Für diese Bankguthaben ist teilweise ein Zinssatz vereinbart, der dem European 

Interbank Offered Rate (Euribor) abzüglich einer bestimmten Marge entspricht. Sinkt der Euribor unter 

die vereinbarte Marge, so führt dies zu negativen Zinsen auf dem entsprechenden Konto. Abhängig 

von der Entwicklung der Zinspolitik der jeweiligen Zentralbanken können sowohl kurz-, mittel- als auch 

langfristige Bankguthaben, die für Rechnung des Sondervermögens angelegt werden, eine negative 

Verzinsung erzielen. 

Risiken im Zusammenhang mit der Investition in Investmentanteile 

Die Risiken der Anteile an anderen Investmentvermögen, die für den AIF erworben werden (soge-

nannte „Zielfonds“), stehen in engem Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Zielfonds enthal-

tenen Vermögensgegenstände bzw. der von diesen verfolgten Anlagestrategien. Da die Manager der 

einzelnen Zielfonds voneinander unabhängig handeln, kann es aber auch vorkommen, dass mehrere 

Zielfonds gleiche oder einander entgegengesetzte Anlagestrategien verfolgen. Hierdurch können be-

stehende Risiken kumulieren und eventuelle Chancen können sich gegeneinander aufheben. Es ist 

der Gesellschaft im Regelfall nicht möglich, das Management der Zielfonds zu kontrollieren. Deren 

Anlageentscheidungen müssen nicht zwingend mit den Annahmen oder Erwartungen der Gesellschaft 

übereinstimmen. Der Gesellschaft wird die aktuelle Zusammensetzung der Zielfonds oftmals nicht 

zeitnah bekannt sein. Entspricht die Zusammensetzung nicht ihren Annahmen oder Erwartungen, so 

kann sie gegebenenfalls erst deutlich verzögert reagieren, indem sie Zielfondsanteile zurückgibt. 
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Investmentvermögen, an denen der Fonds Anteile erwirbt, könnten zudem zeitweise die Rücknahme 

der Anteile vorübergehend oder teilweise beschränken oder auch aussetzen. Dann ist die Gesell-

schaft daran gehindert, die Anteile an dem Zielfonds zu veräußern, indem sie diese Auszahlung des 

Rücknahmepreises bei der Verwaltungsgesellschaft oder Verwahrstelle des Zielfonds zurückgibt. 

Spezial-Investmentfonds und deren Anleger können unter ein transparentes Besteuerungsregime fal-

len. Voraussetzung ist gemäß § 26 InvStG, dass der Spezial-Investmentfonds die Bedingungen für die 

Gewerbesteuerbefreiung nach § 15 Abs. 2 und Abs. 3 InvStG erfüllt und nicht wesentlich gegen die in 

§ 26 Nr. 1 – 10 InvStG definierten steuerlichen Anlagebestimmungen verstößt. Die Anlagebestimmun-

gen müssen zudem aus den Anlagebedingungen hervorgehen. 

Bei Nichterfüllung der Kriterien des § 26 InvStG droht der Fonds, seinen steuerlichen Status als Spe-

zial-Investmentfonds zu verlieren. In diesem Fall würde dieser unwiderruflich in das steuerliche Re-

gime des „Publikums“-Investmentfonds wechseln. Dies hätte zur Folge, dass inländische Immobilien-

erträge und inländische Beteiligungserträge an der Fondseingangsseite einer definitiven Besteuerung 

unterliegen. Die Ausschüttung ist unter Anwendung einer Teilfreistellung steuerpflichtig. Vorabpau-

schalen sind mit dem nach Anwendung der Teilfreistellung steuerpflichtigen Teil zu versteuern. 

Der Spezial-Investmentfonds hat die Möglichkeit zur Transparenz zu optieren. Erfolgt keine Ausübung 

der Transparenzoption gemäß §§ 30, 33 InvStG unterliegt der Spezial-Investmentfonds grundsätzlich 

der Körperschaftsteuerpflicht mit folgenden Einkünften: 

• Inländische Beteiligungseinnahmen (u.a. Dividenden, § 6 Abs. 3 InvStG) 

• Inländische laufende Mieterträge und Immobilien-Veräußerungsgewinne unabhängig von ei-

ner Haltedauer (§ 6 Abs. 4 InvStG) 

• Sonstige inländische Einkünfte i.S.d § 49 Abs. 1 EStG, wie z.B. Einkünfte aus Kapitalvermö-

gen i.S.v. § 20 Abs. 1 Nr. 5 und 7 EStG, wenn das Kapitalvermögen durch inländischen 

Grundbesitz gesichert ist. 

Andere Einkünfte wie etwa inländische und ausländische Zinserträge, ausländische Dividenden oder 

ausländische Immobilienerträge unterliegen unverändert künftig nicht der Besteuerung auf Fonds-

ebene. 

Risiken der eingeschränkten oder erhöhten Liquidität des Fonds und Risiken im Zusammen-

hang mit vermehrten Ausgaben oder Rückgaben von Anteilen (Liquiditätsrisiko) 

Liquiditätsrisiken können die Liquidität des Fonds beeinträchtigen und dazu führen, dass der AIF sei-

nen Zahlungsverpflichtungen vorübergehend oder dauerhaft nicht nachkommen kann bzw. dass die 

Gesellschaft Rückgabeverlangen von Anlegern vorübergehend oder dauerhaft nicht erfüllen kann oder 

dass die Gesellschaft gezwungen ist, den Fonds aufzulösen bzw. abzuwickeln. Der Anleger könnte 

gegebenenfalls die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren und ihm könnte das investierte Kapi-

tal oder Teile hiervon für unbestimmte Zeit nicht zur Verfügung stehen. Durch die Verwirklichung der 

Liquiditätsrisiken könnte zudem der Wert des Fondsvermögens und damit der Anteilwert sinken, etwa 

wenn die Gesellschaft gezwungen ist, soweit gesetzlich zulässig beziehungsweise in den Anlagebe-

dingungen des Fonds vorgesehen, Vermögensgegenstände für den Fonds unter Verkehrswert zu ver-

äußern. Ist die Gesellschaft nicht in der Lage, die Rückgabeverlangen der Anleger zu erfüllen, kann 

dies außerdem zur Aussetzung der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen sowie im Extremfall zur 

anschließenden Auflösung bzw. Abwicklung des Fonds führen. 
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Zur Steuerung von Liquiditätsrisiken kann die Gesellschaft Verfahren einsetzen, mit denen die durch 

Anteilrückgaben entstehenden Kosten (z. B. Transaktionskosten durch den notwendigen Verkauf von 

Fondsvermögenswerten) verursachergerecht auf die rückgebenden Anleger verteilt werden und sich 

damit das Risiko vor einer Verwässerung für die im Fonds verbleibenden Anleger reduziert. Für die 

rückgebenden Anleger besteht das Risiko, dass bei Anwendung dieser Verfahren vom Anteilwert eine 

Gebühr abgezogen wird und sich damit der Rücknahmepreis entsprechend reduziert. 

Risiko aus der Anlage in Immobilien und Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften 

Immobilien und Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften sind illiquide Vermögensgegenstände, so 

dass die Veräußerung dieser Vermögensgegenstände längere Zeit in Anspruch nimmt. Da der AIF 

überwiegend in diese Vermögensgegenstände investiert ist, besteht ein erhöhtes Risiko von Ausset-

zung von Anteilrücknahmen. 

Risiko aus der Anlage in Vermögensgegenstände für die Liquiditätsanlage 

Für den AIF dürfen für die Liquiditätsanlage auch Vermögensgegenstände erworben werden, die nicht 

an einer Börse zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen ein-

bezogen sind. Diese Vermögensgegenstände können gegebenenfalls nur mit hohen Preisabschlägen, 

zeitlicher Verzögerung oder gar nicht weiterveräußert werden. Auch an einer Börse zugelassene Ver-

mögensgegenstände können abhängig von der Marktlage, dem Volumen, dem Zeitrahmen und den 

geplanten Kosten gegebenenfalls nicht oder nur mit hohen Preisabschlägen veräußert werden. Ob-

wohl für den Fonds im Rahmen der Liquiditätsanlage nur Vermögensgegenstände erworben werden 

dürfen, die grundsätzlich jederzeit liquidiert werden können, kann nicht ausgeschlossen werden, dass 

diese zeitweise oder dauerhaft nur unter Realisierung von Verlusten veräußert werden können. 

Risiko durch Finanzierungsliquidität/ Kreditaufnahme 

Die Gesellschaft darf für Rechnung des AIF unter Beachtung der unter den Gliederungspunkten „2.1 

Art der Vermögenswerte und Art der Techniken“ und „3. Beschreibung etwaiger Anlagebeschränkun-

gen“ dargelegten Vorgaben Kredite aufnehmen. Es besteht das Risiko, dass die Gesellschaft keinen 

entsprechenden Kredit oder diesen nur zu wesentlich ungünstigeren Konditionen als geplant oder bei 

einer Anschlussfinanzierung als bisher aufnehmen kann. Kredite mit einer variablen Verzinsung kön-

nen sich durch steigende Zinssätze zudem negativ auswirken. Muss die Gesellschaft einen Kredit zu-

rückzahlen und kann ihn nicht durch eine Anschlussfinanzierung oder im Fonds vorhandene Liquidität 

ausgleichen, ist sie möglicherweise gezwungen, Vermögensgegenstände vorzeitig oder zu schlechte-

ren Konditionen als geplant zu veräußern, um die Rückzahlung sicherzustellen. 

Risiko bei Feiertagen in bestimmten Regionen/Ländern 

Nach der Anlagestrategie sollen Investitionen für den AIF insbesondere in bestimmten Regionen/Län-

dern getätigt werden. Aufgrund lokaler Feiertage in diesen Regionen/Ländern kann es zu Abweichun-

gen zwischen den Handelstagen an Börsen dieser Regionen/Länder und Bewertungstagen des AIF 
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kommen. Der AIF kann möglicherweise an einem Tag, der kein Bewertungstag ist, auf Marktentwick-

lungen in den Regionen/Ländern nicht am selben Tag reagieren oder an einem Bewertungstag, der 

kein Handelstag in diesen Regionen/Ländern ist, auf dem dortigen Markt nicht handeln. Hierdurch 

kann der AIF gehindert sein, im Rahmen der Liquiditätsanlage gehaltene Vermögensgegenstände in 

der erforderlichen Zeit zu veräußern. Dies kann die Fähigkeit des AIF nachteilig beeinflussen, Rückga-

beverlangen oder sonstigen Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. 

Rückgabefrist 

Die Anleger können nur unter Einhaltung einer Rückgabefrist von sechs Monaten die Rücknahme ih-

rer Anteile verlangen, sofern die Gesellschaft die Rücknahme der Anteile nicht vorübergehend ausge-

setzt hat. Die Rückgabe ist gegenüber der Gesellschaft zu erklären, Rücknahmestelle ist die Verwahr-

stelle.  

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zu dem am Abrechnungsstichtag geltenden Rücknahme-

preis zurückzunehmen, der dem an diesem Tag ermittelten Anteilwert, gegebenenfalls abzüglich eines 

Rücknahmeabschlags und/oder einer Rückgabegebühr, entspricht. Maßgeblich für den Rücknahme-

preis ist also nicht der Zeitpunkt der Rückgabeerklärung, sondern der Abrechnungsstichtag nach Ab-

lauf der Rückgabefrist.  

Rückgabegebühr 

Die Gesellschaft kann eine Rückgabegebühr erheben, die dem Fonds zusteht und dazu dient, die ver-

bleibenden Anleger vor einer Verwässerung durch Rücknahmen unter Berücksichtigung der Liquidi-

tätskosten zu schützen. 

Die Gesellschaft kann die Rückgabegebühr nur erheben, wenn die Rückgabeverlangen der Anleger 

innerhalb der letzten sechs (6) Wochen mindestens 5% des Nettoinventarwerts erreichen (Schwellen-

wert). Die Gesellschaft überprüft den Schwellenwert regelmäßig anhand der Anlage-strategie und des 

Liquiditätsprofils des Fonds, um wesentliche Verwässerungseffekte für die im Fonds verbleibenden 

Anleger zu vermeiden. Wird der Schwellenwert erreicht, entscheidet die Gesellschaft im pflichtgemä-

ßen Ermessen, ob sie ab diesem Abrechnungstag die Rückgabegebühr erhebt. Entschließt sich die 

Gesellschaft zur Erhebung der Rückgabegebühr, kann diese bis zu 5% der Bruttorückgaben (Summe 

der vorliegenden Rückgabeerklärungen) betragen. Einzelheiten zur Rückgabegebühr werden in Buch-

stabe B. Ziffer 11.3 „Liquiditätsmanagementinstrumente“ ausgeführt. 

Die Rückgabegebühr hat keine Auswirkungen auf die Berechnung des Nettoinventarwertes des Fonds 

und den Anteilwert. Die Rückgabegebühr wird vom Anteilwert abgezogen. Der Rücknahmepreis ergibt 

sich daher aus dem Anteilwert abzüglich der Rückgabegebühr und ggf. eines Rücknahmeabschlags. 

Für den Anleger besteht daher das Risiko, dass im Falle einer Anteilscheinrückgabe bei Aktivierung 

der Rückgabegebühr diese vom Anteilwert abgezogen wird. 

Aussetzung der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

Die Gesellschaft kann die Ausgabe und Rücknahme der Anteile zeitweilig aussetzen, sofern außerge-

wöhnliche Umstände vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der Anle-

ger erforderlich erscheinen lassen. Solche außergewöhnlichen Umstände liegen etwa vor, wenn  
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o eine Börse, an der ein wesentlicher Teil der Wertpapiere des Fonds gehandelt wird, außer-

planmäßig geschlossen oder der Handel beschränkt ist,  

o die Vermögensgegenstände des Fonds nicht bewertet werden können,  

o schwerwiegende Liquiditätsprobleme des Fonds auftreten (z. B. infolge erhöhter Rücknah-

men), bei denen der Verkauf von Vermögenswerten des Fonds durchgeführt werden muss 

und dies zu weiteren Liquiditätsproblemen für den Fonds führen könnte (z. B. infolge großer 

Abschläge beim Verkauf von Vermögenswerten, Auslösen von zusätzlichen Transaktionskos-

ten),  

o ein kritischer Cybervorfall eintritt, der sich auf den Fonds und/oder die Gesellschaft aus-wirkt 

und/oder die Betriebsfähigkeit von Dienstleistern der Gesellschaft beeinträchtigt,  

o eine schwere finanzielle und/oder politische Krise vorliegt,  

o sich erhebliche kriminelle Aktivitäten realisieren, 

o eine Naturkatastrophe vorliegt.  

Daneben kann die BaFin nach Anhörung der Gesellschaft anordnen, dass die Gesellschaft die Aus-

gabe und Rücknahme der Anteile auszusetzen oder wiederaufzunehmen hat, wenn Risiken für den 

Anlegerschutz oder die Finanzstabilität bestehen, die bei vernünftiger und ausgewogener Betrachtung 

eine Aussetzung oder Wiederaufnahme der Ausgabe und Rücknahme der Anteile erforderlich ma-

chen.  

Eine Rücknahmeaussetzung kommt auch dann in Betracht, wenn die im Fonds vorhandenen liquiden 

Mittel nicht ausreichen, um Rückgabeverlangen von Anlegern zu bedienen. 

Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile erst dann zu dem dann gültigen Ausgabe- und 

Rücknahmepreis auszugeben bzw. zurückzunehmen, wenn sie unverzüglich, jedoch unter Wahrung 

der Interessen aller Anleger, Vermögensgegenstände des Fonds veräußert hat. Einer vorübergehen-

den Aussetzung kann ohne erneute Wiederaufnahme der Ausgabe und Rücknahme der Anteile direkt 

eine Auflösung bzw. Abwicklung des Fonds folgen. 

Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger über die Aussetzung und Wiederaufnahme der Rücknahme 

der Anteile schriftlich.  

Macht die Gesellschaft von der Aussetzung Gebrauch, kann der Anleger seine Anteile während die-

ses Zeitraums nicht zurückgeben. Neuanleger können während dieses Zeitraums keine Anteile erwer-

ben. Auch im Fall einer Aussetzung der Anteilausgabe und -rücknahme kann der Anteilwert sinken; 

z.B., wenn die Gesellschaft gezwungen ist, Vermögensgegenstände während der Aussetzung unter 

Verkehrswert zu veräußern. Der Anteilwert nach Wiederaufnahme der Anteilausgabe und -rücknahme 

kann niedriger liegen als derjenige vor der Aussetzung. Einer Aussetzung kann ohne erneute Wieder-

aufnahme der Ausgabe und Rücknahme der Anteile direkt eine Auflösung bzw. Abwicklung des Fonds 

folgen, z. B. wenn die Gesellschaft die Verwaltung des Fonds kündigt, um den Fonds dann aufzulösen 

bzw. abzuwickeln. Für den Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer 

nicht realisieren kann und dass ihm wesentliche Teile des investierten Kapitals für unbestimmte Zeit 

nicht zur Verfügung stehen oder insgesamt verloren gehen. 
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Kontrahentenrisiko inklusive Kredit- und Forderungsrisiko 

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die sich für den AIF im Rahmen einer Geschäftsbezie-

hung mit einer anderen Partei (sogenannte Gegenpartei) ergeben können. Dabei besteht das Risiko, 

dass der Vertragspartner seinen vereinbarten Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Diese 

Risiken können die Wertentwicklung des Fonds beeinträchtigen und sich damit auch nachteilig auf 

den Anteilwert und das vom Anleger investierte Kapital auswirken. Veräußert der Anleger Anteile am 

Investmentvermögen zu einem Zeitpunkt, in dem eine Gegenpartei oder ein zentraler Kontrahent 

(Central Counterparty – „CCP“) ausgefallen ist und dadurch der Wert des AIF nachteilig beeinträchtigt 

ist, könnte der Anleger das von ihm in den AIF investierte Geld nicht oder nicht vollständig zurücker-

halten. Der Anleger könnte daher sein in den AIF investiertes Kapital teilweise oder sogar ganz verlie-

ren. 

Adressenausfallrisiko / Gegenpartei-Risiken (außer CCP) 

Durch den Ausfall eines Ausstellers (nachfolgend „Emittent“) oder eines Vertragspartners (nachfol-

gend „Kontrahent“) können für den AIF Verluste entstehen. Das Ausstellerrisiko beschreibt die Auswir-

kung der besonderen Entwicklungen des jeweiligen Ausstellers, die neben den allgemeinen Tenden-

zen der Kapitalmärkte auf den Kurs eines Wertpapiers einwirken. Auch bei sorgfältiger Auswahl der 

Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch Vermögensverfall von Ausstel-

lern eintreten. Die Partei eines für Rechnung des AIF geschlossenen Vertrags kann teilweise oder 

vollständig ausfallen (Kontrahentenrisiko). Dies gilt für alle Verträge, die für Rechnung eines AIF ge-

schlossen werden. 

Im Zusammenhang mit Immobilien und Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften besteht das Ad-

ressenausfallrisiko/Kontrahentenrisiko insbesondere im Hinblick auf Mieter, Bauunternehmer, Dienst-

leister und Mitgesellschafter an Immobilien-Gesellschaften. 

Risiko durch zentrale Kontrahenten 

Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty – „CCP“) tritt als zwischengeschaltete Institution in be-

stimmte Geschäfte für einen AIF ein, insbesondere in Geschäfte über derivative Finanzinstrumente. In 

diesem Fall wird er als Käufer gegenüber dem Verkäufer und als Verkäufer gegenüber dem Käufer 

tätig. Ein CCP sichert seine Gegenparteiausfallrisiken durch eine Reihe von Schutzmechanismen ab, 

die es ihm jederzeit ermöglich, Verluste aus den eingegangenen Geschäften auszugleichen, etwa 

durch sogenannte Einschusszahlungen (z.B. Besicherungen). Es kann trotz dieser Schutzmechanis-

men nicht ausgeschlossen werden, dass ein CCP seinerseits überschuldet oder zahlungsunfähig wird 

und ausfällt, wodurch auch Ansprüche der Gesellschaft für den AIF betroffen sein können. Hierdurch 

können Verluste für den AIF entstehen, die nicht abgesichert sind. 

Wesentliche mit Techniken (Einsatz von Derivaten, Wertpapierdarlehen, Pensionsgeschäften 

und sonstigem Leverage) verbundene Risiken 

Nachfolgend werden beispielhaft die wesentlichen Risiken dargestellt, die sich aus dem Abschluss 

von Geschäften über Derivate, aus der Gewährung von Wertpapierdarlehen oder dem Abschluss von 
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Wertpapierpensionsgeschäften ergeben können. Diese können die Wertentwicklung des Fonds nach-

teilig beeinträchtigen und sich damit auch nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom Anleger in-

vestierte Kapital auswirken. Veräußert der Anleger Anteile am Investmentvermögen zu einem Zeit-

punkt, in dem die Kurse der in dem Investmentvermögen befindlichen Vermögensgegenstände gegen-

über dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhält er das von ihm in das Investmentver-

mögen investierte Geld nicht oder nicht vollständig zurück. Der Anleger könnte sein in den AIF inves-

tiertes Kapital teilweise oder sogar ganz verlieren. 

Risiken bei Wertpapier-Darlehensgeschäften 

Wertpapier-Darlehensgeschäfte werden für Rechnung des AIF nicht getätigt. 

Risiken bei Pensionsgeschäften 

Wertpapier-Pensionsgeschäfte werden für Rechnung des AIF nicht getätigt. 

Risiken durch den Einsatz von Derivaten 

Die Gesellschaft darf für den AIF Derivatgeschäfte ausschließlich zu Absicherungszwecken und zu 

den unten unter Abschnitt „2.1 Art der Vermögenswerte und Art der Techniken“ genannten Zwecken 

einsetzen. Der Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss von Terminkontrakten oder 

Swaps sind mit folgenden Risiken verbunden: 

• Durch die Verwendung von Derivaten können Verluste entstehen, die nicht vorhersehbar sind und 

sogar die für das Derivatgeschäft eingesetzten Beträge überschreiten können. 

• Kursänderungen des Basiswertes können den Wert eines Optionsrechts oder Terminkontraktes 

vermindern. Vermindert sich der Wert bis zur Wertlosigkeit, kann die Gesellschaft gezwungen 

sein, die erworbenen Rechte verfallen zu lassen. Durch Wertänderungen des einem Swap zu-

grundeliegenden Vermögenswertes kann der Fonds ebenfalls Verluste erleiden. 

• Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert des Vermögens des AIF stärker beeinflusst 

werden, als dies beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. Das Verlustrisiko kann 

bei Abschluss des Geschäfts nicht bestimmbar sein. 

• Ein liquider Sekundärmarkt für ein bestimmtes Instrument zu einem gegebenen Zeitpunkt kann 

fehlen. Eine Position in Derivaten kann dann unter Umständen nicht wirtschaftlich neutralisiert 

(geschlossen) werden. 

• Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise 

der Basiswerte nicht wie erwartet entwickeln, so dass die vom AIF gezahlte Optionsprämie ver-

fällt. Beim Verkauf von Optionen besteht die Gefahr, dass der AIF zur Abnahme von Vermögens-

werten zu einem höheren als dem aktuellen Marktpreis, oder zur Lieferung von Vermögenswerten 

zu einem niedrigeren als dem aktuellen Marktpreis verpflichtet. Der AIF erleidet dann einen Ver-

lust in Höhe der Preisdifferenz minus der eingenommenen Optionsprämie. 
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• Bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass die Gesellschaft für Rechnung des AIF verpflichtet 

ist, die Differenz zwischen dem bei Abschluss zugrunde gelegten Kurs und dem Marktkurs zum 

Zeitpunkt der Glattstellung bzw. Fälligkeit des Geschäftes zu tragen. Damit würde der AIF Ver-

luste erleiden. Das Risiko des Verlusts ist bei Abschluss des Terminkontrakts nicht bestimmbar. 

• Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss eines Gegengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten 

verbunden. 

• Die von der Gesellschaft getroffenen Prognosen über die künftige Entwicklung von zugrundelie-

genden Vermögensgegenständen, Zinssätzen, Kursen und Devisenmärkten können sich im 

Nachhinein als unrichtig erweisen. 

• Die den Derivaten zugrundeliegenden Vermögensgegenstände können zu einem an sich günsti-

gen Zeitpunkt nicht gekauft bzw. verkauft werden oder müssen zu einem ungünstigen Zeitpunkt 

gekauft oder verkauft werden. 

Bei außerbörslichen Geschäften, sogenannten over-the-counter (OTC)-Geschäfte, können folgende 

Risiken auftreten: 

• Es kann ein organisierter Markt fehlen, so dass die Gesellschaft die für Rechnung des AIF am 

OTC-Markt erworbenen Finanzinstrumente schwer oder gar nicht veräußern kann. 

• Der Abschluss eines Gegengeschäfts (Glattstellung) kann aufgrund der individuellen Vereinba-

rung schwierig, nicht möglich bzw. mit erheblichen Kosten verbunden sein. 

Risiken im Zusammenhang mit dem Erhalt von Sicherheiten 

Die Gesellschaft erhält für Derivatgeschäfte u.U. Sicherheiten. Derivate können im Wert steigen. Die 

gestellten Sicherheiten könnten dann ggf. nicht mehr ausreichen, um den Lieferungs- bzw. Rücküber-

tragungsanspruch der Gesellschaft gegenüber dem Kontrahenten in voller Höhe abzudecken. 

 

Die Gesellschaft kann Barsicherheiten auf Sperrkonten, in Staatsanleihen hoher Qualität oder in Geld-

marktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur anlegen. Das Kreditinstitut, bei dem die Bankguthaben verwahrt 

werden, kann jedoch ausfallen. Staatsanleihen und Geldmarktfonds können sich negativ entwickeln. 

Bei Beendigung des Geschäfts könnten die angelegten Sicherheiten nicht mehr in voller Höhe verfüg-

bar sein, obwohl sie von der Gesellschaft für den Fonds in der ursprünglich gewährten Höhe wieder 

zurück gewährt werden müssen. Dann müsste der AIF die bei den Sicherheiten erlittenen Verluste tra-

gen. 

Risiko bei Verbriefungspositionen ohne Selbstbehalt 

Der AIF darf Wertpapiere, die Forderungen verbriefen (Verbriefungspositionen) und nach dem 1. Ja-

nuar 2011 emittiert wurden, nur noch erwerben, wenn der Forderungsschuldner mindestens 5 Prozent 

des Volumens der Verbriefung als sogenannten Selbstbehalt zurückbehält und weitere Vorgaben ein-

hält. Die Gesellschaft ist daher verpflichtet, im Interesse der Anleger Maßnahmen zur Abhilfe einzulei-
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ten, wenn sich Verbriefungen im Fondsvermögen befinden, die diesen EU-Standards nicht entspre-

chen. Im Rahmen dieser Abhilfemaßnahmen könnte die Gesellschaft gezwungen sein, solche Verbrie-

fungspositionen zu veräußern. Aufgrund rechtlicher Vorgaben für Banken, Fondsgesellschaften be-

steht das Risiko, dass die Gesellschaft solche Verbriefungspositionen nicht oder nur mit starken Preis-

abschlägen bzw. mit großer zeitlicher Verzögerung verkaufen kann. 

Zinsänderungsrisiken 

Zinsänderungsrisiken können dazu führen, dass die allgemeine Zinsentwicklung ungeplante Effekte 

auf den Wert des AIF verursacht. Diese ungeplanten Effekte können über Bilanzpositionen auf den 

Wert des AIF einwirken. Je nach Exposure und Zinsentwicklung können aus dem Zinsänderungsrisiko 

positive oder negative Effekte für den AIF resultieren. Auf der Aktivseite der Bilanz kann es durch Ver-

änderungen des Liegenschaftszinses zu Veränderungen der Verkehrswerte der Immobilien kommen. 

Dies spiegelt sich in der Veränderung der beiden Bilanzpositionen „Immobilien“ sowie für indirekt ge-

haltene Immobilien im Posten „Beteiligungen“ wider. Des Weiteren kann eine Veränderung des Zinsni-

veaus zu einem veränderten Zinsertrag aus den Positionen Festgeld/Geldmarktfonds sowie Liquidität 

führen. Auf der Passivseite können Zinsveränderungen hingegen auf die Verbindlichkeiten aus Kredi-

ten wirken, die beispielsweise zur Finanzierung der Immobilien und Beteiligungen aufgenommen wur-

den. 

Bestandskredite bei variabel verzinslichen Verträgen können zu einem ökonomischen Risiko führen. 

Bei fixen Zinsvereinbarungen können allerdings auch Risiken aus notwendigen Anschlussfinanzierun-

gen zu höheren Zinsen entstehen. 

Von der Anlagepolitik unabhängige Risiken, die mit der Anlage in einem AIF mit mehr als ei-

nem Anteilinhaber verbunden sind 

Risiko der Liquidität durch Austritt von Anlegern 

Die Liquidität des AIF ist aufgrund unterschiedlich hoher Mittelzu- und -abflüsse Schwankungen aus-

gesetzt. In den AIF können mehrere Anleger investieren. Umfangreiche Rückgabeverlangen eines 

oder mehrerer Anleger können sich auf die Liquidität des AIF auswirken. Die Gesellschaft kann die 

Rücknahme der Anteile aussetzen, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine Ausset-

zung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich scheinen lassen (siehe „Wesentli-

che Risiken der Fondsanlage – Aussetzung der Anteilrücknahme“ und „Risiken der eingeschränkten 

oder erhöhten Liquidität des Fonds und Risiken im Zusammenhang mit vermehrten Ausgaben oder 

Rückgaben von Anteilen (Liquiditätsrisiko)“) bzw. wenn die liquiden Mittel zur Erfüllung der Rücknah-

meverlangen und zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des AIF-Sondervermö-

gens nicht ausreichen. In Folge einer Aussetzung der Anteilrücknahme kann u.a. der Anteilwert sin-

ken, z.B. wenn die Gesellschaft gezwungen ist, soweit gesetzlich zulässig, Vermögensgegenstände 

während der Aussetzung der Anteilrücknahme unter Verkehrswert zu veräußern. Ist die Gesellschaft 

nicht in der Lage, die Rückgabeverlangen der Anleger zu erfüllen, kann dies außerdem zur Ausset-

zung der Rücknahme und im Extremfall zur anschließenden Auflösung bzw. Abwicklung des Fonds 

führen. 



Informationen gegenüber semi-professionellen und professionellen Anlegern gemäß § 307 Absatz 1 und 2 
KAGB „Savills IM European Logistics Fund 3“ 

 
 

Seite 29 von 71 
Stand: 31. August 2026 

Risiken durch vermehrte Rückgaben oder Zeichnungen 

Durch Kauf- und Verkaufsaufträge von Anlegern fließt dem Fondsvermögen Liquidität zu bzw. vom 

Fondsvermögen Liquidität ab. Die Zu- und Abflüsse können nach Saldierung zu einem Nettozu- oder -

abfluss der liquiden Mittel des AIF führen. Dieser Nettozu- oder -abfluss kann die Gesellschaft veran-

lassen, Vermögensgegenstände zu kaufen oder zu verkaufen, wodurch Transaktionskosten entste-

hen. Dies gilt insbesondere, wenn durch die Zu- oder Abflüsse eine von der Gesellschaft für den 

Fonds vorgesehene Quote liquider Mittel über- bzw. unterschritten wird. Die hierdurch entstehenden 

Transaktionskosten werden dem Fonds belastet und können die Wertentwicklung des Fonds beein-

trächtigen. Bei Zuflüssen kann sich eine erhöhte Fondsliquidität belastend auf die Rendite auswirken, 

wenn die Gesellschaft die Mittel nicht zu adäquaten Bedingungen anlegen kann. 

 

Operative und sonstige Risiken 

Im Folgenden werden Risiken dargestellt, die sich beispielsweise aus unzureichenden internen Pro-

zessen sowie aus menschlichem oder Systemversagen bei der Gesellschaft oder externen Dritten er-

geben können. Diese Risiken können die Wertentwicklung des AIF beeinträchtigen und sich damit 

auch nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom Anleger investierte Kapital auswirken. 

Risiken durch kriminelle Handlungen, Missstände oder Naturkatastrophen 

Der AIF kann Opfer von Betrug oder anderen kriminellen Handlungen werden. Er kann Verluste durch 

Missverständnisse oder Fehler von Mitarbeitern der Gesellschaft oder externer Dritter erleiden oder 

durch äußere Ereignisse wie z.B. Naturkatastrophen geschädigt werden. 

Länder- oder Transferrisiko 

Es besteht das Risiko, dass ein ausländischer Schuldner trotz Zahlungsfähigkeit aufgrund fehlender 

Transferfähigkeit oder -bereitschaft der Währung seines Sitzlandes oder aus anderen Gründen Leis-

tungen nicht fristgerecht, überhaupt nicht oder nur in einer anderen Währung erbringen kann. So kön-

nen z.B. Zahlungen, auf die die Gesellschaft für Rechnung des AIF Anspruch hat, ausbleiben oder in 

einer Währung erfolgen, die aufgrund von Devisenbeschränkungen nicht (mehr) konvertierbar ist, oder 

in einer anderen Währung erfolgen. Zahlt der Schuldner in einer anderen Währung, so unterliegt diese 

Position dem oben dargestellten Währungsrisiko. 

Rechtliche und politische Risiken 

Für den AIF dürfen Investitionen in Rechtsordnungen getätigt werden, bei denen deutsches Recht 

keine Anwendung findet bzw. im Fall von Rechtsstreitigkeiten der Gerichtsstand außerhalb Deutsch-

lands ist. Hieraus resultierende Rechte und Pflichten des AIF oder der Gesellschaft können von denen 
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in Deutschland zum Nachteil des AIF bzw. des Anlegers abweichen. Politische oder rechtliche Ent-

wicklungen einschließlich der Änderungen von rechtlichen Rahmenbedingungen in diesen Rechtsord-

nungen können von der Gesellschaft nicht oder zu spät erkannt werden oder zu Beschränkungen hin-

sichtlich erwerbbarer oder bereits erworbener Vermögensgegenstände führen. Diese Folgen können 

auch entstehen, wenn sich die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Gesellschaft und/oder die Ver-

waltung des Fonds in Deutschland ändern. 

Politische Entwicklungen (z.B. Austritt von Staaten aus der Europäischen Union oder aus dem Euro) 

können sich nachteilig auf den AIF auswirken. 

Bewertungsrisiken  

Die Bestimmung des zuletzt angesetzten Werts von Immobilien beruht in der Regel auf Bewertungen 

der Erträge der Immobilien und somit der Immobilienwerte durch unabhängige Bewerter. Diese Be-

wertungen können von der tatsächlichen Höhe der Erträge aus den zur Verfügung stehenden Vermö-

genswerten, die bewertet werden, abweichen. Obwohl solche Bewertungen nach anerkannten 

Grundsätzen von unabhängigen Bewertern durchgeführt werden, gibt es keine Gewähr dafür, dass sie 

sich als richtig erweisen und den tatsächlich am Markt erzielbaren Preis für die Immobilien widerspie-

geln. Die Immobilien, unabhängig davon, ob diese unmittelbar von der Gesellschaft für Rechnung des 

AIF oder mittelbar über eine Immobilien-Gesellschaft erworben werden, werden beim Ankauf und an-

schließend regelmäßig durch unabhängige Bewerter bewertet, um den Verkehrswert der Immobilien 

bzw. den Preis, der im Falle einer Veräußerung mindestens erzielt werden sollte, zu bestimmen. Es 

kann jedoch keine Gewähr dafür übernommen werden, dass der Preis für die Immobilie, der durch de-

ren Veräußerung erzielt wird, der Bewertung der Immobilie durch einen unabhängigen Bewerter ent-

spricht. Der gegebenenfalls erzielbare Preis könnte niedriger sein, und ggf. ist die Immobilie auch 

nicht veräußerbar. Zwischen den jährlichen Bewertungsstichtagen können sich Schwankungen am 

Immobilienmarkt zeitverzögert im Anteilswert niederschlagen. Bei stark veränderten Marktlagen be-

steht das Risiko, dass die Verkehrswertermittlung die tatsächliche Marktentwicklung nicht in Echtzeit 

widerspiegelt. 

Der AIF ist ein sog. PRIIP (Packaged Retail and Insurance-based Investment Products) gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 (PRIIPs-Verordnung, „PRIIP-VO“). Demzufolge muss für den AIF ein 

sog. Basisinformationsblatt für semi-professionelle Investoren erstellt werden, in dem entsprechend 

der PRIIP-VO und den hierzu erlassenen technischen Regulierungsstandards ein Gesamtrisikoindika-

tor (SRI) auszuweisen ist. 

Für die Ermittlung des Gesamtrisikoindikators (SRI) stellt die Gesellschaft unmittelbar auf das PRIIP 

und dessen gemäß den Vorgaben des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB) und der Kapitalanlage-

Rechnungslegungs- und -Bewertungsverordnung (KARBV) grundsätzlich monatlich ermittelten Netto-

inventarwert (NIW) je Anteil des AIF ab. Dies entspricht nach unserer Rechtsausauffassung auch un-

ter Berücksichtigung der Fragen und Antworten (Q&As) der Europäischen Aufsichtsbehörden (E-SAs) 

zur PRIIP-VO den Vorgaben der PRIIP-VO und den hierzu erlassenen technischen Regulierungsstan-

dards. 
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Das Landgericht Nürnberg-Fürth hat allerdings in seinem Urteil vom 21.02.2025 (Az. 4 HK 5879/24) 

entschieden, dass offene Immobilienfonds in Form eines sog. PRIIP im Basisinformationsblatt mit ei-

nem Risikoindikator (SRI) von „6" (von 7) auszuweisen sind, sofern die dem jeweiligen Fonds zu-

grunde liegenden Immobilien nicht mindestens monatlich bewertet werden. 

Legt man die Auffassung des LG Nürnberg-Fürth zugrunde, wäre auch der hiesige AIF im Basisinfor-

mationsblatt mit einem Risikoindikator von „6“ (von 7) auszuweisen, da die Immobilien des AIF grund-

sätzlich – im Einklang mit den Regelungen des KAGB – lediglich jährlich bewertet werden. 

Wir halten die Rechtsauffassung des LG Nürnberg-Fürth für unzutreffend. 

Da das Urteil des LG Nürnberg-Fürth noch nicht rechtskräftig ist, halten wir an unserer Risikobewer-

tung des AIF im Basisinformationsblatt vorerst fest. Die Entwicklungen im gerichtlichen Ver-fahren so-

wie in der Verwaltungspraxis werden wir beobachten und erforderlichenfalls adäquat reagieren. 

Risiko einer Pandemie 

Von Zeit zu Zeit kann es regional oder weltweit zu Ausbrüchen verschiedener Krankheiten kommen, 

die vorübergehend oder auch längerfristig regionale oder auch weltweite gesellschaftliche und wirt-

schaftliche Auswirkungen haben können (z.B. Corona-Pandemie, Seuchen). Derartige Krankheitsaus-

brüche können, unabhängig davon ob und in welchem Umfang für das Sondervermögen in der be-

troffenen Region Immobilien hält, u.a. auch nachteilige Auswirkungen auf die Immobilienmärkte ha-

ben. Beispielsweise können u.a. die folgenden Auswirkungen eintreten: Nichtnutzbarkeit von gewerb-

lich genutzten Teilen der Immobilien aufgrund behördlicher Anordnungen (z.B. Quarantäne, Stillle-

gung bestimmter Wirtschaftsbereiche), wirtschaftliche Schwierigkeiten bei Mietern mit der Folge erfor-

derlicher (vorübergehender oder dauerhafter) Mietstundungen oder Mietreduzierungen, wirtschaftliche 

oder tatsächliche Schwierigkeiten bei sonstigen Vertragspartnern (z.B. Dienstleistern), Verzögerungen 

bei Projektentwicklungen und Baumaßnahmen (z.B. wegen Nichtverfügbarkeit von Bauprodukten), 

erhöhte Leerstände infolge von Insolvenzen von Mietern, Einbrüche bei der Nachfrage nach Mietflä-

chen, allgemeiner wirtschaftlicher Abschwung, Steigerung von Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit etc. Neben 

Wertverlusten bei Immobilienanlagen können derartige Situationen sich auch negativ auf die Liquidi-

tätssituation des Sondervermögens auswirken (z.B. infolge von Mietausfällen in erheblichen Umfang), 

was ggf. auch vorzeitige und investitionsunabhängige Mittelabrufe bei den Anlegern erforderlich ma-

chen kann. Durch eine verringerte Liquidität wie auch den drohenden Wertverlust von Immobilien 

steigt ggf. auch das Risiko, das die Kapitalverwaltungsgesellschaft gegen die in den Kreditverträgen 

mit den Banken vereinbarten Kennziffern (z.B. das Loan-to-value-Verhältnis) verstößt und die Bank 

hieraus für das Sondervermögen nachteilige Rechtsfolgen herleiten kann (z.B. Forderung nach zu-

sätzlichen Sicherheiten, Verschlechterung der Konditionen, Kündigung des Kreditvertrages). Schließ-

lich könnte ein wirtschaftlicher Abschwung auf Grund einer Epidemie oder Pandemie die Möglichkeit 

der Kapitalverwaltungsgesellschaft erschweren oder verhindern, Darlehen aufzunehmen. Eine verrin-

gerte Liquidität erhöht zudem die Gefahr von Rücknahmeaussetzungen 

Ferner können Pandemien/Epidemien auch negative Auswirkungen auf die Werthaltigkeit von Liquidi-

tätsanlagen haben (z.B. Verfall der Aktienkurse, Veränderungen der Bonität der Emittenten, Ausfall 

von Emittenten, Handelsbeschränkungen, ggf. Einschränkungen des Kapitalverkehrs). 
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Die Kapitalverwaltungsgesellschaft selbst kann bei derartigen Situationen zudem operationellen Risi-

ken (z.B. eingeschränkte Nutzbarkeit der Büroräume der Kapitalverwaltungsgesellschaft, Erkrankun-

gen von Mitarbeitern der Gesellschaft) ausgesetzt sein. 

Alle diese vorgenannten Gründe können sich sowohl einzeln als auch kumuliert auftreten und sich 

nachteilig auf das Sondervermögen auswirken. 

Änderung der steuerlichen Rahmenbedingungen, steuerliches Risiko 

Die steuerlichen Ausführungen gehen von der derzeit bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich an 

in Deutschland unbeschränkt einkommensteuerpflichtige oder unbeschränkt körperschaftsteuerpflich-

tige Personen. Die für die Gesellschaft, den AIF und den Anleger derzeit geltenden steuerrechtlichen 

Rahmenbedingungen können Änderungen unterworfen sein, die sich nachteilig auf das Investment 

des Anlegers in den AIF auswirken können. Es wird keine Gewähr dafür übernommen, dass sich die 

steuerliche Beurteilung des Investments des Anlegers durch Gesetzgebung, Rechtsprechung oder Er-

lasse der Finanzverwaltung nicht ändert. 

Der Fonds ist derzeit als „Spezial-Investmentfonds“ im Sinne des § 26 InvStG konzipiert. Die Gesell-

schaft wird den Fonds zukünftig steuerlich transparent handhaben und soweit vorliegend für inländi-

sche Immobilien- und Beteiligungserträge die Transparenzoption ausüben. 

Die Qualifikation als Spezial-Investmentfonds im Sinne des § 26 InvStG setzt die Einhaltung bestimm-

ter Vorgaben voraus. Hält die Gesellschaft diese Vorgaben nicht ein oder kann die Gesellschaft diese 

Vorgaben nicht einhalten, gilt der Fonds für Steuerzwecke als „Investmentfonds“. In diesem Fall ist die 

Transparenzoption nicht anwendbar. Weiterhin führt ein Kapitalertragsteuereinbehalt auf Fondsebene 

nicht zur (Körperschaft-)Steuerfreiheit auf Fondsebene. Im Ergebnis unterliegen dann auf Fondsebene 

bestimmte inländische Erträge (Dividenden/Mieten/Veräußerungsgewinne aus Immobilien) einer Be-

steuerung mit Körperschaft- und ggf. mit Gewerbesteuer. Die Nichteinhaltung der Vorgaben für die 

Qualifikation als Spezial-Investmentfonds und eine unter Umständen damit verbundene Besteuerung 

auf Fondsebene können für den Anleger steuerlich nachteilig sein. 

Schlüsselpersonenrisiko 

Fällt das Anlageergebnis des AIF in einem bestimmten Zeitraum sehr positiv aus, hängt dieser Erfolg 

möglicherweise auch von der Eignung der handelnden Personen und damit den richtigen Entschei-

dungen des Managements ab. Die personelle Zusammensetzung des Fondsmanagements kann sich 

jedoch verändern. Neue Entscheidungsträger können dann möglicherweise weniger erfolgreich agie-

ren. 

Verwahrrisiko 

Mit der Verwahrung von Vermögensgegenständen insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko ver-

bunden, das aus Insolvenz, Sorgfaltspflichtverletzungen bzw. aus höherer Gewalt resultieren kann. 
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Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem AIF-Sondervermögen oder gegenüber den Anlegern für das 

Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstruments durch die Verwahrstelle oder durch einen Un-

terverwahrer, dem die Unterverwahrung von Finanzinstrumenten nach § 82 Absatz 1 KAGB übertra-

gen wurde. Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen 

auf äußere Ereignisse zurückzuführen ist, deren Konsequenzen trotz aller angemessenen Gegen-

maßnahmen unabwendbar waren. 

Die Gesellschaft kann auch zu einem späteren Zeitpunkt nach Ausgabe dieses Informationsdokumen-

tes mit der Verwahrstelle eine Haftungsbefreiung für das Abhandenkommen von Finanzinstrumenten 

vereinbaren, die von einem Unterverwahrer verwahrt werden (§ 88 Absatz 4 oder Absatz 5 KAGB). 

Sofern dies zwischen Gesellschaft und Verwahrstelle vereinbart ist und die Voraussetzungen der Haf-

tungsbefreiung vorliegen, kann die Gesellschaft Ersatzansprüche wegen des Abhandenkommens von 

bei einem Unterverwahrer verwahrten Finanzinstrumenten nur gegen den jeweiligen Unterverwahrer 

geltend machen, nicht gegen die Verwahrstelle. 

Risiken aus Handels- und Clearingmechanismen (Abwicklungsrisiko) 

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschäften besteht das Risiko, dass eine der Vertragsparteien ver-

zögert oder nicht vereinbarungsgemäß zahlt oder die Wertpapiere nicht fristgerecht liefert. Dieses Ab-

wicklungsrisiko besteht entsprechend auch beim Handeln mit anderen Vermögensgegenständen für 

den Fonds. Dieses Risiko kann bei der Investition in nicht notierte Geldmarktinstrumente erhöht sein. 

 



 

 

B. ALLGEMEINE ANGABEN UND ANLAGEN 

Definitionen: 

AIF:      Savills IM European Logistics Fund 3 

Gesellschaft: Savills Investment Management KVG GmbH 

Taunusanlage 18, 60325 Frankfurt am Main 

Verwahrstelle: CACEIS Bank S.A., Germany Branch 

Lilienthalallee 36, 80939 München 

Abschlussprüfer: KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Zuständige Niederlassung: Ganghoferstr. 29, 80339 München 

Die folgenden weiteren Dokumente sind Bestandteil dieses Informationsdokuments oder wurden dem 

Anleger bereits zur Verfügung gestellt: 

☐ Allgemeine Anlagebedingungen, nachfolgend „AAB“ 

☐ Besondere Anlagebedingungen, nachfolgend „BAB“ 

☐ Basisinformationsblatt (PRIIPS-KID) für semi-professionelle Anleger gemäß Verordnung (EU) 

Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014, nachfol-

gend „Basisinformationsblatt“ 

☐ Bewertungsrichtlinie für die Bewertung von Vermögensgegenstände, nachfolgend „Bewer-

tungsrichtlinie“ 

☐ Dreiervereinbarung, nachfolgend „Anlage Dreiervereinbarung“ 

☐ Geschäftsordnung für den Anlageausschuss, nachfolgend „Geschäftsordnung Anlageaus-

schuss“ 

☐ Verwahrstellenvertrag, nachfolgend „Anlage Verwahrstellenvertrag“ 

☐ Vereinbarung über die Verwahrstellenvergütung, nachfolgend „Anlage Verwahrstellenvergü-

tung“ 

☐ Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absätze 1, 2 und 2a der Verordnung (EU) 

2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten 

(Anhang II zur Delegierten Verordnung (EU) 2022/1288 in der Fassung der Delegierten Ver-ord-

nung (EU) 2023/363), nachfolgend „Anlage ESG“ 

1. ANLAGESTRATEGIE UND ZIELE DES AIF 

1.1. Anlagestrategie 

Für den AIF wird folgende vorherrschende Anlagestrategie entsprechend der Kategorisierung der Ver-

ordnung (EU) Nr. 231/2013 der Kommission zur Ergänzung der Richtlinie 2011/61/EU vom 19. De-

zember 2012 („AIFM-VO“) verfolgt: 

 

- Sonstige Immobilienstrategien 
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Der AIF ist ein Spezial-AIF mit festen Anlagebedingungen mit Investitionsschwerpunkt Immobilien, der 

insbesondere in Logistikimmobilien in Europa sowie dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 

Nordirland investiert. Für den AIF können als Vermögensgegenstände Immobilien nach Maßgabe des 

§ 1 BAB, Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften im Sinne des § 2 BAB sowie Liquiditätsanlagen 

nach § 4 BAB erworben werden. 

 

Der AIF strebt primär Investitionen in hochwertige, moderne und drittverwendungsfähige Logistikim-

mobilien an, wobei der Fokus hierbei auf Distributionszentren (Zentrallager, Logistikzentren, Waren-

verteilungszentren etc.) liegt. Gegebenenfalls können auch Umschlagsanlagen selektiv berücksichtigt 

werden.  

 

Die Immobilien sollen vor allem in Europas liquiden Logistik-Kernmärkten gelegen sein und können 

dort sowohl regionale als auch überregionale Bedeutung haben.  

 

Bei der Mieterauswahl wird vor allem auf die Bonitätsstärke der Mieter Wert gelegt und es soll ein aus-

gewogenes Auslaufprofil der Mietverträge erreicht werden. Darüber hinaus ist eine Diversifizierung 

nach Nutzertypen (Logistikdienstleister, Industrie, Handelsunternehmen) geplant. 

 

Forward Commitments und Forward Funding Strukturen sind ausdrücklich erlaubt. 

Vor etwaigen weiteren Investitionen in Immobilien oder Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften 

wird die Gesellschaft diese im Anlageausschuss beraten. 

Die Fremdkapitalquote bezogen auf das Immobilienvermögen soll im Fonds bis zu 50 % betragen. 

Die wichtigsten Vermögenswertkategorien inklusive etwaiger geographischer Schwerpunkte sind unter 

Buchstabe B Ziffer 2.1 „Art der Vermögenswerte und Art der Techniken“ aufgeführt. 

1.2. Anlageziel 

Anlageziel ist zunächst der Ankauf und die Verwaltung eines gemäß Anlagestrategie definierten Im-

mobilienportfolios. Die Gesellschaft strebt für die erworbenen Vermögensgegenstände eine längerfris-

tige Haltedauer an, wobei jedoch auch Veräußerungen innerhalb von zehn Jahren möglich sind. Ver-

äußerungen von Immobilien oder Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften wird die Gesellschaft 

zuvor im Anlageausschuss beraten. 

Es werden regelmäßige marktgerechte Erträge aufgrund zufließender Mieten und Zinsen sowie ein 

kontinuierlicher Wertzuwachs angestrebt. Die Erträge sollen angemessene jährliche Ausschüttungen 

ermöglichen. 

Das Vermögen des AIF ist so anzulegen, dass möglichst große Sicherheit und Rentabilität unter Wah-

rung angemessener Mischung und Streuung erreicht wird. Es sollen nur solche Vermögensgegen-

stände erworben werden, die dauernden Ertrag und/oder Wachstum erwarten lassen. 
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1.3. Berücksichtigung von ökologischen und / oder sozialen Merkmalen 

Das vorliegende AIF-Sondervermögen qualifiziert sich aufgrund seiner Anlagestrategie, wo-

nach ökologische und / oder soziale Merkmale berücksichtigt werden, als Finanzprodukt nach 

Art. 8 SFDR. Nähere Informationen sind in der Anlage ESG zu diesem Informationsdokument 

zu finden. Die Anlage ESG zu diesem Informationsdokument konkretisiert die Strategie des 

AIF-Sondervermögens bezüglich der ökologischen und/oder sozialen Merkmale. 

Zudem bezieht die Gesellschaft für das vorliegende AIF-Sondervermögen die wichtigsten nachteiligen 

Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren („Principal Adverse Im-

pacts“ – auch, kurz: „PAI“) in den Investmentprozess im Rahmen von Ankaufsentscheidungen ein. Für 

nähere Informationen zur Berücksichtigung der PAI auf Ebene des AIF-Sondervermögens wird auf die 

Anlage ESG verwiesen. Zudem sind Informationen über die PAI auf Ebene des AIF-Sondervermö-

gens im Jahresbericht des Fonds verfügbar. 

Die Gesellschaft hat sich ebenfalls dazu entschlossen, auch auf Unternehmensebene PAI zu berück-

sichtigen. Nähere Informationen zur Berücksichtigung der PAI auf Ebene der Gesellschaft sind dem 

sogenannten „PAI-Statement“ zu entnehmen. 

Der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ findet nur bei denjenigen dem Finanz-

produkt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung, die die EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige 

Wirtschaftsaktivitäten berücksichtigen.  

Die dem verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts zugrunde liegenden Investitionen berücksichtigen 

nicht die EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten. 

2. ART DER VERMÖGENSWERTE, TECHNIKEN UND DAMIT VERBUNDENE RISI-

KEN 

2.1. Art der Vermögenswerte und Art der Techniken 

2.1.1. Anlagebedingungen 

Die Art der Vermögenswerte, in die der AIF investieren darf, und die Art der Techniken, die für den 

AIF eingesetzt werden dürfen, ergeben sich aus folgenden Regelungen: 

o § 5 AAB (Anlagegrundsätze) 

o § 6 AAB (Wertpapier-Darlehen) 

o § 7 AAB (Wertpapier-Pensionsgeschäfte) 

o § 8 AAB (Kreditaufnahme und Belastung von Vermögensgegenständen) 

o § 1 BAB (Immobilien) 

o § 2 BAB (Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften) 

o § 4 BAB (Liquidität) 

o § 7 BAB (Derivate mit Absicherungszweck) 

o § 8 BAB (Wertpapier-Darlehen und Wertpapier-Pensionsgeschäfte) 
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In diesem Rahmen obliegt die Auswahl der einzelnen Vermögensgegenstände dem Fondsmanage-

ment. 

2.1.2. Weitere Angaben zu den Vermögenswerten 

Der AIF strebt an, hinsichtlich der Immobilienanlagen hauptsächlich nach folgenden geographischen 

Schwerpunkten zu investieren: 

 

o Frankreich mit einem Zielanteil von 0-30 % des Fondsvolumens 

o Deutschland mit einem Zielanteil von 0-30 % des Fondsvolumens 

o Benelux-Staaten mit einem Zielanteil von 0-30 % des Fondsvolumens 

o Großbritannien mit einem Zielanteil von 0-20 % des Fondsvolumens 

o Südeuropa mit einem Zielanteil von 0-20 % des Fondsvolumens 

o Mittel- und Osteuropa (Polen und Tschechien) mit einem Zielanteil von 0 – 20 % des Fondsvolu-

mens 

o Nordische Länder (Schweden, Finnland, Norwegen, Dänemark) mit einem Zielanteil von 0-15 % 

des Fondsvolumens 

 

Neben den vorstehenden Schwerpunkten kann der AIF jedoch auch in sonstige Staaten investieren. 

Der Zielanteil bei Investments in diesen sonstigen Staaten liegt bei 0 bis 10 %. Gemäß § 1 BAB dür-

fen Immobilien jedoch nur in Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-

raum, der Schweiz sowie dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland erworben wer-

den. Die für den AIF gehaltenen Immobilien können auch über Immobilien-Gesellschaften gehalten 

werden, die ihren Sitz in anderen als den vorgenannten Staaten haben. 

 

In diesem Rahmen obliegt die Auswahl der einzelnen Vermögensgegenstände dem Fondsmanage-

ment. 

 

Bei den angegebenen Schwerpunktregionen handelt es sich um die aktuell strategisch angestrebte 

Zielallokation. Insbesondere in der Anlaufphase des AIF kann und wird es zu Ungleichgewichten zwi-

schen der vorstehend dargestellten angestrebten Allokation und der tatsächlichen Allokation der Im-

mobilienanlagen kommen. Die Verwirklichung der angestrebten Allokation hängt zudem vom Angebot 

an Immobilien in den jeweiligen Zielländern und Zielregionen ab. 

2.2. Mit Vermögenswerten und Techniken verbundene Risiken 

Die mit den Vermögenswerten und Techniken verbundenen Risiken ergeben sich aus den Risikohin-

weisen, die zu Beginn des Dokuments dargestellt sind. 

3. BESCHREIBUNG ETWAIGER ANLAGEBESCHRÄNKUNGEN 

Bei der Verwaltung des AIF müssen folgende Anlagebeschränkungen beachtet werden: 

o § 5 AAB (Anlagegrundsätze) 
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o § 6 AAB (Wertpapier-Darlehen) 

o § 7 AAB (Wertpapier-Pensionsgeschäfte) 

o § 8 AAB (Kreditaufnahme und Belastung von Vermögensgegenständen) 

o § 1 BAB (Immobilien) 

o § 2 BAB (Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften) 

o § 3 BAB (Belastung mit einem Erbbaurecht) 

o § 4 BAB (Liquidität) 

o § 5 BAB (Steuerliche Anlagebeschränkungen) 

o § 6 BAB (Währungsrisiko) 

o § 7 BAB (Derivate mit Absicherungszweck) 

o § 8 BAB (Wertpapier-Darlehen und Wertpapier-Pensionsgeschäfte) 

4. LEVERAGE 

4.1. Einsatz von Leverage 

Leverage bezeichnet jede Methode, mit der die Gesellschaft den Investitionsgrad des Fonds über das 

von Anlegern eingezahlte Kapital hinaus erhöht (Hebelwirkung). Solche Methoden sind der Abschluss 

von Wertpapier-Darlehen oder Pensionsgeschäften, Kreditaufnahmen sowie der Erwerb von Deriva-

ten mit eingebetteter Hebelfinanzierung oder andere Methoden zur Erhöhung des Investitionsgrades 

(vgl. § 1 Absatz 19 Nummer 25 KAGB). Die Möglichkeit der Nutzung von Derivaten und zur Kreditauf-

nahme sind bereits unter Buchstabe B Abschnitt „2.1 Art der Vermögenswerte und Art der Techniken“ 

dargestellt. Die Gesellschaft kann für den Fonds solche Methoden in dem in diesem Informationsdo-

kument beschriebenen Umfang nutzen. 

Der Leverage des AIF wird aus dem Verhältnis zwischen dem Verlustrisiko des AIF und seinem Netto-

inventarwert ermittelt. Die Berechnung des Nettoinventarwertes ist im Abschnitt „10 Bewertungsver-

fahren und Berechnung des Nettoinventarwerts“ erläutert. Das Risiko des AIF wird sowohl nach der 

sogenannten Bruttomethode als auch nach der sogenannten Commitmentmethode berechnet. In bei-

den Fällen bezeichnet das Risiko des AIF die Summe der absoluten Werte aller Positionen des AIF, 

die entsprechend den gesetzlichen Vorgaben bewertet werden. Dabei ist es bei der Bruttomethode 

nicht zulässig, einzelne Derivatgeschäfte oder Wertpapierpositionen miteinander zu verrechnen (d. h. 

keine Berücksichtigung sogenannter Netting- und Hedging-Vereinbarungen). Etwaige Effekte aus der 

Wiederanlage von Sicherheiten bei Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschäften werden mitbe-

rücksichtigt. Im Unterschied zur Bruttomethode sind bei der Commitmentmethode einzelne Derivatge-

schäfte oder Wertpapierpositionen miteinander zu verrechnen (Berücksichtigung sogenannter Netting- 

und Hedging-Vereinbarungen). Kurzfristige Kreditaufnahmen dürfen nach beiden Methoden außer 

Acht gelassen werden. 

Die Gesellschaft erwartet, dass das nach der Brutto-Methode berechnete Risiko des AIF seinen Netto-

inventarwert höchstens um das fünf-fache und das nach der Commitmentmethode berechnete Risiko 

des AIF seinen Nettoinventarwert höchstens um das drei-fache nicht übersteigt. Abhängig von den 

Marktbedingungen kann der Leverage jedoch schwanken, so dass es trotz der ständigen Überwa-

chung durch die Gesellschaft zu Überschreitungen der angegebenen Höchstmaße kommen kann. 

Restriktionen hinsichtlich des Einsatzes von Leverage ergeben sich aus den folgenden Bestimmun-

gen: 
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o § 8 AAB (Kreditaufnahme und Belastung von Vermögensgegenständen) 

o § 7 BAB (Derivate mit Absicherungszweck) 

o § 8 BAB i.V.m. §§ 6 und 7 AAB (Wertpapier-Darlehen und Wertpapier-Pensionsgeschäfte) 

Die Gesellschaft darf Derivate nur zum Zwecke der Absicherung einsetzen. Total Return Swaps dür-

fen nicht abgeschlossen werden. 

4.2. Risiken durch den Einsatz von Leverage 

Die mit dem Einsatz von Leverage verbundenen Risiken ergeben sich aus den Risikohinweisen, die 

zu Beginn des Dokuments dargestellt sind. 

5. ÄNDERUNG DER ANLAGESTRATEGIE BZW. -POLITIK 

Die Gesellschaft kann die AAB und BAB gemäß § 18 AAB nur im Einvernehmen mit den Anlegern än-

dern oder ergänzen. Änderungen oder Ergänzungen der AAB und BAB bedürfen der schriftlichen 

Form. 

Zu allen Änderungen der Anlagebedingungen, die aufgrund Gesetzes oder auf Verlangen der BaFin 

notwendig werden, erteilen die Anleger bereits mit Abschluss der Dreiervereinbarung ihre Zustim-

mung. 

Zu allen Änderungen der Anlagebedingungen, die aufgrund von Gesetzesänderungen oder sonstiger 

versicherungsaufsichtsrechtlicher Anforderungen notwendig werden, insbesondere um die Anteile am 

AIF-Sondervermögen für das gebundene Vermögen eines Versicherungsunternehmens im Sinne des 

VAG i.V.m. der Anlageverordnung qualifizieren zu können, erteilen die Anleger bereits mit Abschluss 

der Dreiervereinbarung ihre Zustimmung. 

In den beiden vorgenannten Fällen wird die Gesellschaft die Anleger mindestens vier Wochen im Vo-

raus schriftlich informieren und ihnen die angepassten Anlagebedingungen zusenden. Die Anleger 

können den Änderungen widersprechen, wenn sie substantiiert darlegen, dass die Änderungen nicht 

im Sinne der vorstehenden Absätze notwendig sind. 

6. RECHTSSTELLUNG DES ANLEGERS GEGENÜBER DEM AIF 

6.1. Vertragsbeziehung 

Die Gesellschaft erwirbt das Eigentum an den zum AIF gehörenden Vermögensgegenständen. Der 

Anleger wird mit Abschluss des Investmentvertrags Treugeber und hat schuldrechtliche Ansprüche 

gegen die Gesellschaft. Mit den Anteilen sind grundsätzlich keine Stimmrechte verbunden; eine Aus-

nahme gilt nur im Falle des § 12 Abs. 6 der Allgemeinen Anlagebedingungen. 

6.2. Gerichtsstand/Rechtsordnung 

Das Rechtsverhältnis zwischen der Gesellschaft und dem Anleger sowie die vorvertraglichen Bezie-

hungen richten sich nach deutschem Recht. Der Sitz der Gesellschaft ist Gerichtsstand für Streitigkei-
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ten aus dem Vertragsverhältnis. Erfüllungsort ist der Sitz der Gesellschaft. Hat der Anleger keinen all-

gemeinen Gerichtsstand im Inland, so ist nicht ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz der Gesell-

schaft. 

Die Vollstreckung von gerichtlichen Urteilen richtet sich nach der Zivilprozessordnung, ggf. dem Ge-

setz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung bzw. der Insolvenzordnung. Da die 

Gesellschaft inländischem Recht unterliegt, bedarf es keiner Anerkennung inländischer Urteile vor de-

ren Vollstreckung. 

6.3. Durchsetzung von Rechten 

Das Rechtsverhältnis zwischen der Gesellschaft und dem Anleger sowie die vorvertraglichen Bezie-

hungen richten sich nach deutschem Recht. Entsprechend unterliegen Rechtsstreitigkeiten im Zusam-

menhang mit der Anlage in diesen AIF deutschem Recht. Der Sitz der Gesellschaft ist Gerichtsstand 

für Klagen des Anlegers gegen die KVG aus dem Vertragsverhältnis. Hat der Anleger keinen allgemei-

nen Gerichtsstand im Inland, so ist nicht ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz der Gesellschaft. 

Zur Durchsetzung ihrer Rechte können Anleger den Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten be-

schreiten oder, soweit ein solches zur Verfügung steht, ein Verfahren für alternative Streitbeilegung 

anstreben. Die Vollstreckung von gerichtlichen Urteilen richtet sich nach der Zivilprozessordnung, ggf. 

dem Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung bzw. der Insolvenzordnung. 

Da die Gesellschaft inländischem Recht unterliegt, bedarf es keiner Anerkennung inländischer Urteile 

vor deren Vollstreckung. 

6.4. Widerrufsrecht 

Anleger des AIF können nur solche professionellen und semiprofessionellen Anleger sein, die keine 

natürlichen Personen sind und können daher nicht unter die Definition eines Verbrauchers gemäß § 

13 BGB fallen, so dass den Anlegern kein Widerrufsrecht zusteht. 

7. IDENTITÄT UND PFLICHTEN WESENTLICHER DIENSTLEISTER 

7.1. Identität und Pflichten der Verwaltungsgesellschaft 

Die Verwaltungsgesellschaft ist die Savills Investment Management KVG GmbH mit Sitz in Taunusan-

lage 18, 60325 60327 Frankfurt am Main. 

Der Geschäftszweck und die Pflichten der Gesellschaft ergeben sich neben den Bestimmungen des 

KAGB insbesondere aus: 

o § 1 AAB (Grundlagen) 

o § 4 AAB (Fondsverwaltung) 

o § 15 AAB (Besondere Informationspflichten gegenüber den Anlegern) 

o § 16 AAB (Rechnungslegung) 
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7.2. Identität und Pflichten der Verwahrstelle des AIF 

Die Verwahrstelle ist CACEIS Bank S.A., Germany Branch mit Sitz in München. 

Die Pflichten der Verwahrstelle ergeben sich aus dem KAGB und den folgenden Regelungen: 

o Verwahrstellenvertrag 

o § 2 AAB (Verwahrstelle) 

o Dreiervereinbarung 

Die Pflichten der Verwahrstelle nach dem KAGB umfassen in Bezug auf den AIF insbesondere: 

• Verwahrung der verwahrfähigen Vermögensgegenstände des AIF; 

• Eigentumsüberprüfung und Führung eines Bestandsverzeichnisses bei nicht-verwahrfähigen 

Vermögensgegenständen; 

• Sicherstellung, dass die Ausgabe und Rücknahme von Anteilen oder Aktien des AIF und die 

Ermittlung des Wertes des AIF den Vorschriften des KAGB und den Anlagebedingungen des 

AIF entsprechen; 

• Unterzeichnung der Anteilscheine oder Sammelurkunden; 

• Sicherstellung, dass bei den für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger getätigten Geschäf-

ten der Gegenwert innerhalb der üblichen Fristen an den AIF oder für Rechnung des AIF 

überwiesen wird; 

• Sicherstellung, dass die Erträge des AIF nach den Vorschriften des KAGB und den Anlagebe-

dingungen verwendet werden; 

• Ausführung der Weisungen der KVG, sofern diese nicht gegen gesetzliche Vorschriften oder 

die Anlagebedingungen des AIF verstoßen; 

• Überwachung der Einhaltung der für den AIF geltenden gesetzlichen und in den Anlagebedin-

gungen festgelegten Anlagegrenzen; 

• Sicherstellung der Überwachung der Zahlungsströme des AIF; 

• Erteilung der Zustimmung zu zustimmungspflichtigen Geschäften, soweit diese den Vorschrif-

ten des KAGB entsprechen und mit den Anlagebedingungen des AIF übereinstimmen; 

• Regelmäßige Prüfung, ob seitens der Verwaltungsgesellschaft geeignete Prozesse zur Be-

wertung der Vermögensgegenstände des AIF eingerichtet und angewendet werden; 

• Sicherstellung, dass die Bewertungsgrundsätze und -verfahren der Verwaltungsgesellschaft 

wirksam umgesetzt und regelmäßig überprüft werden; 

• Durchsicht der Vermögensaufstellung der Immobilien-Gesellschaften, in die der AIF investiert 

ist, zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt; 

• Überwachung der Eintragung bzw. Sicherstellung der Wirksamkeit der Verfügungsbeschrän-

kung gemäß §§ 83 Absatz 4, 84 Absatz 1 Nummer 3 KAGB; 

• Überwachung der Tätigkeit der Gesellschaft durch zustimmungspflichtige Geschäfte. 

Die Haftung der Verwahrstelle ergibt sich aus dem KAGB und den folgenden Regelungen: 

o Verwahrstellenvertrag 

o § 2 AAB 

7.3. Identität und Pflichten des Abschlussprüfers des AIF 

Abschlussprüfer ist KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Niederlassungssitz in München. 
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Der Abschlussprüfer prüft den Jahresbericht des AIF. Bei der Prüfung hat der Abschlussprüfer auch 

festzustellen, ob bei der Verwaltung des AIF die Vorschriften des KAGB sowie die Bestimmungen der 

Anlagebedingungen beachtet worden sind. Das Ergebnis der Prüfung hat der Abschlussprüfer in ei-

nem besonderen Vermerk zusammenzufassen; der Vermerk ist in vollem Wortlaut im Jahresbericht 

wiederzugeben. Der Abschlussprüfer hat den Bericht über die Prüfung des AIF der BaFin auf Verlan-

gen einzureichen. 

7.4. Identität und Pflichten sonstiger Dienstleister 

Unternehmen, die von der Gesellschaft ausgelagerte Funktionen übernehmen, sind unter Buchstaben 

B Abschnitt 9 „Auslagerung und Unterverwahrung“ dargestellt. Darüber hinaus hat die Gesellschaft 

folgende Dienstleister beauftragt: 

o ServiceInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH, Fürstenrieder Straße 61, 80686 München 

Erbringung von Buchhaltungsdienstleistungen gegenüber der Gesellschaft, wie Buchung aller Ge-

schäftsvorfälle, Aufbereitung und Lieferung der Daten für den Konzernabschluss der Gesellschaft, 

Bereitstellung der Buchhaltung für den Steuerberater, Erstellung des Reportings und Vorberei-

tung gesetzlicher Meldungen. 

Die beschriebenen Dienstleistungen werden losgelöst und separat zu der unter Auslagerung be-

schriebenen Fondsbuchhaltung erbracht. 

o CB Richard Ellis GmbH, Schicklerstraße 5-7, 10179 Berlin, zur Durchführung der externen An-

kaufs- und der Regelbewertungen von Immobilien. 

o Jones Lang LaSalle GmbH, Bockenheimer Landstraße 55, 60325 Frankfurt am Main zur Durch-

führung der externen Ankaufs- und der Regelbewertungen von Immobilien. 

o Valutare Treuhand-Gesellschaft mbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Wandsbeker Zollstr. 11, 

22041 Hamburg zur Durchführung der externen Bewertungen bei Immobilien-Gesellschaften. 

o Deloitte & Touche GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Rosenheimer Platz 4, 81669 Mün-

chen Ermittlung von Besteuerungsgrundlagen nach Investmentsteuergesetz (InvStG) und allge-

meine steuerrechtlichen Beratung. 

o Im Zuge der steuerrechtlichen Beratung (insbesondere bei Transaktionen) werden in Abhängig-

keit zur jeweils gestellten Aufgabe und der jeweiligen Expertise der Dienstleister verschiedene 

inländische und ausländische Steuerberatungsgesellschaften genutzt. 

o Zur rechtlichen Beratung werden in Abhängigkeit zur jeweils gestellten Aufgabe und der jeweili-

gen Expertise der Dienstleister verschiedene inländische und ausländische Anwaltskanzleien ge-

nutzt. 

o Property Management Dienstleistungen wurden an die folgenden lokalen Dienstleister vergeben: 

o Savills Property Management SAS, 21, Boulevard Haussmann, 75009 Paris, France 
o CBRE BV, Anthony Fokkerweg 15, 1059 CM Amsterdam 
o Blue Assets s.p.zo.o., Rondo Ignacego Daszyńskiego 2B, 00-843 Warszawa, Polen 
o Swiss Life Asset Managers AB, Stora Badhusgatan 18, 411 21 Gothenburg, Sweden 
o TÜV SÜD Advimo GmbH, Grillparzerstraße 12a, 81675 München 
o SAVILLS AGUIRRE NEWMAN CONSULTORES, S.A.U, Paseo Castellana 81, 28046 Madrid 
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o CUSHMAN & WAKEFIELD SPAIN LIMITED, SUCURSAL EN ESPAÑA, C /Ortega y Gasset, 
29, 28006 Madrid 

o Cushman & Wakefield Property Solutions B. V., Reykjavikstraat 1 3543 KH, Utrecht, Nether-
lands 

o CBRE A/S, Rued Langgards Vej 6-8, 2300 Copenhagen S, Denmark 

8. ZUSÄTZLICHE EIGENMITTEL 

Die Gesellschaft hat die Berufshaftungsrisiken, die sich durch die Verwaltung des AIF ergeben, abge-

deckt durch zusätzliche Eigenmittel in Höhe von wenigstens 0,01 % des Werts der Portfolios der ver-

walteten AIF, wobei dieser Betrag jährlich überprüft und angepasst wird. 

Darüber hinaus besteht eine konzernweite Berufshaftpflichtversicherung der Konzernmutter Savills 

plc., die alle Tochterunternehmen und somit auch die Risiken der Gesellschaft mit abdeckt. 

9. AUSLAGERUNG UND UNTERVERWAHRUNG 

9.1. Auslagerung 

Die Gesellschaft hat die folgenden Tätigkeiten ausgelagert: 

• Wahrnehmung der Aufgaben des Geldwäschebeauftragten und der zentralen Stelle und Überwa-

chung der Mitarbeitergeschäfte 

- Andrea Kabuth, Wirtschaftsprüfer/ Steuerberater, Am Kaltenborn 12A, 61462 Königstein/ Ts. 

Hauptaufgabe besteht in der Erfüllung der rechtlichen und regulatorischen Pflichten, die sich aus 

den verschiedenen gesetzlichen Vorgaben ergeben. Mindestens einmal jährlich wird eine Gefähr-

dungsanalyse der Gesellschaft durchgeführt, Mitarbeitergeschäfte werden gegenüber dem Geld-

wäschebeauftragten offengelegt und von dieser stichpunktartig geprüft. Darüber hinaus wird die 

Gesellschaft zu laufenden Entwicklungen bei geldwäsche-rechtlichen Fragen informiert. Die Er-

gebnisse der Prüfungen werden in einem Geldwäsche-Bericht dokumentiert. 

Der Auslagerung der Funktion des Geldwäschebeauftragten, der Sicherungsmaßnahmen zur Be-

kämpfung der Terrorismusfinanzierung sowie der sonstigen strafbaren Handlungen der Verwal-

tungsgesellschaft an Frau Andrea Kabuth wurde der BaFin angezeigt. 

Folgende Interessenskonflikte könnten sich aus der Auslagerung ergeben: 

Die Auslagerung des Geldwäschebeauftragten schafft keine Interessenskonflikte. Vielmehr wer-

den mögliche Interessenkonflikte vermieden, die sich innerhalb der Gesellschaft, aufgrund der 

ansonsten notwendigen Wahrnehmung von verschiedensten Kontrollfunktionen in Personalunion 

ergeben würden. 

• Wahrnehmung der Aufgaben des Datenschutzberauftragten (CISO – Informationssicherheitsbe-

auftragter / DPO - Data Protection Officer / Datenschutzbeauftragter) 

- Frommel Datenschutz GmbH, Geschäftsführer Daniel Frommel, Akazienstraße 6a, 61352 

Bad Homburg 
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Die Auslagerung der Funktion des Datenschutzberauftragten (CISO – Informationssicherheitsbe-

auftragter / DPO - Data Protection Officer / Datenschutzbeauftragter) wurde der BaFin angezeigt. 

• Durchführung der Aufgaben einer Internen Revision 

- GAR Gesellschaft für Aufsichtsrecht und Revision mbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Stichlingstraße 1, 60327 Frankfurt am Main 

GAR ist mit der Durchführung der Innenrevisionsdienstleistungen beauftragt. GAR unterstützt die 

Gesellschaft im Vorfeld revisorischer Prüfungshandlungen, bei der Entwicklung eines strategi-

schen Revisionskonzeptes und einer risikoorientierten Prüfungsplanung. Die Ergebnisse der Prü-

fungen werden in entsprechenden Berichten dokumentiert. 

• Durchführung der Fondsbuchhaltung sowie der Buchhaltung für deutsche Immobilien-Gesell-

schaften 

− ServiceInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH, Fürstenrieder Straße 61, 80686 München 

Der Dienstleister erbringt Verwaltungsleistungen auf dem Gebiet der Fondsbuchhaltung und 

Fondsadministration gegenüber der Gesellschaft. Diese umfassen im Wesentlichen: 

o gesetzlich und im Rahmen der Fondsverwaltung vorgeschriebene Rechnungslegungs-

dienstleistungen (u.a. Fondsbuchhaltung, Buchhaltung der Immobiliengesellschaften und 

die Erstellung von Jahres- und sonstigen Berichten) 

o Bewertung und Ermittlung der Anteilswerte des AIF in Abstimmung mit der Verwahrstelle 

o Überwachung der Rechtsvorschriften (u.a. Kontrolle der Anlagegrenzen und der Markt-

gerechtigkeit) 

o Abwicklung der Ausschüttungen der Fonds 

o Führungen der gesetzlich vorgeschriebenen Aufzeichnungen 

Folgende Interessenskonflikte könnten sich aus der Auslagerung ergeben: 

Die Auslagerung der Fondsbuchhaltung schafft keine Interessenskonflikte. Vielmehr wurde eine 

weitere Kontrollinstanz im Rahmen einer ordnungsgemäßen Buchführung geschaffen, da sich die 

Gesellschaft als auch die ServiceInvest gegenseitig kontrollieren und sowohl Ansätze als auch 

Werte gegenseitig plausibilisieren und prüfen. 

9.2. Unterverwahrung 

Gemäß den Regelungen im Verwahrstellenvertrag ist die Verwahrstelle berechtigt, die Verwahrung 

von verwahrfähigen Finanzinstrumenten unter den Voraussetzungen des § 82 KAGB auf einen Unter-

verwahrer zu übertragen. Im Falle der Übertragung der Verwahrfunktionen auf einen Unterverwahrer 

hat die Verwahrstelle sicherzustellen, dass der Unterverwahrer die ihm anvertrauten Vermögenswerte 

im gesetzlich erforderlichen Umfang getrennt hält. Die Verwahrstelle hat die KVG rechtzeitig zu unter-

richten, wenn sie Kenntnis davon erhält, dass die Trennung der Vermögenswerte nicht oder nicht 

mehr in ausreichendem Maße gegeben ist, um im Falle der Insolvenz eines Unterverwahrers, dem ge-

mäß § 82 KAGB Verwahrfunktionen übertragen wurden, Schutz zu gewährleisten. 

Die folgenden Informationen hat die Gesellschaft von der Verwahrstelle mitgeteilt bekommen. Die Ge-

sellschaft hat die Informationen auf Plausibilität geprüft. Sie ist jedoch auf Zulieferung der Information 

durch die Verwahrstelle angewiesen und kann die Richtigkeit und Vollständigkeit im Einzelnen nicht 

überprüfen. 
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Die Verwahrstelle hat die Verwahrung von Vermögensgegenständen im Wertpapierbereich an die im 

Lagerstellenverzeichnis genannten Unterverwahrer übertragen. 

Folgende Interessenskonflikte könnten sich aus der Unterverwahrung ergeben: 

1. Nach der in Ziffer 5.5 des Verwahrstellenrundschreibens der BaFin 08/2015 geäußerten 

Ansicht kann sich ein potenzieller Interessenskonflikt daraus ergeben, dass die Verwahr-

stelle einen Unterverwahrer beauftragt, der zugleich mit dem Portfoliomanagement des 

Fonds betraut ist. Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall, da die Verwaltungsgesell-

schaft das Portfoliomanagement selbst erbringt. 

2. Potenzielle Interessenkonflikte können sich außerdem ergeben, wenn die Verwahrstelle 

die Unterverwahrung an ein mit ihr verbundenes Unternehmen (z.B. Konzernmutter) 

überträgt (z.B. könnte die Verwahrstelle ein mit ihr verbundenes Unternehmen bei der 

Wahl des Unterverwahrers gegenüber gleichwertigen anderen Anbietern bevorzugen). 

Die Verwahrstelle geht nach eigenen Angaben mit Interessenskonflikten wie folgt um: 

1. Die Verwahrstelle legt der KVG zu Anfang der Geschäftsbeziehung das Verzeichnis der 

von ihr genutzten Lagerstellen (Unterverwahrer) vor, so dass die Verwaltungsgesellschaft 

die Möglichkeit hat, diese auf Überschneidungen mit von ihr genutzten Vermögensver-

waltern zu überprüfen. Bei jeder Änderung des Lagerstellenverzeichnisses wird dem Kun-

den eine aktualisierte Fassung übersandt mit dem Hinweis, diese auf mögliche Über-

schneidungen und damit einhergehende potenzielle Interessenskonflikte zu überprüfen. 

2. Die Auswahl eines Unterverwahrers richtet sich nach genau festgelegten operationellen 

und finanziellen Kriterien. Die Verwahrstelle hat hierfür eine „Policy for establishing a new 

relationship with a custodian/correspondence Bank“ implementiert. Neben einer Validie-

rung aller künftigen Unterverwahrverhältnisse durch das „Correspondent Committee“, 

welches bei der Auswahl auch sicherstellt, dass keine potenziellen Interessenkonflikte 

entstehen, ist zusätzlich die Genehmigung des Risk and Compliance Committees der 

Verwahrstelle vorab einzuholen. Grundlage der Entscheidung im Risk and Compliance 

Committee ist neben anderen Informationen ebenfalls eine Bewertung des Unterverwah-

rers durch Compliance, Risk Management und die Rechtsabteilung. 

10. BEWERTUNG 

10.1. Bewertungsverfahren und Berechnung des Nettoinventarwerts 

Die Berechnung des Nettoinventarwerts je Anteil erfolgt gemäß § 13 Absatz 1 AAB in Verbindung mit 

§ 10 BAB in Verbindung mit der Bewertungsrichtlinie. 

10.2. Bewertung einzelner Vermögensgegenstände 

Bewertung von Immobilien 

Die Bewertung der Immobilien des AIF erfolgt gemäß § 3 AAB in Verbindung mit der Bewertungsricht-

linie. 



Informationen gegenüber semi-professionellen und professionellen Anlegern gemäß § 307 Absatz 1 und 2 
KAGB „Savills IM European Logistics Fund 3“ 

 
 

Seite 46 von 71 
Stand: 31. August 2026 

Die Bewertung der zum AIF gehörenden bzw. im Eigentum einer Immobilien-Gesellschaft stehenden 

Immobilien erfolgt grundsätzlich einmal jährlich (§ 3 Abs 3 AAB). 

Feststellung des SRI 

Der AIF ist ein sog. PRIIP (Packaged Retail and Insurance-based Investment Products) gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 (PRIIPs-Verordnung, „PRIIP-VO“). Demzufolge muss für den AIF ein 

sog. Basisinformationsblatt für semiprofessionelle Investoren erstellt werden, in dem entsprechend der 

PRIIP-VO und den hierzu erlassenen technischen Regulierungsstandards ein Gesamtrisikoindikator 

(SRI) auszuweisen ist. 

Für die Ermittlung des Gesamtrisikoindikators (SRI) stellt die Gesellschaft unmittelbar auf das PRIIP 

und dessen gemäß den Vorgaben des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB) und der Kapital-anlage-

Rechnungslegungs- und -Bewertungsverordnung (KARBV) grundsätzlich monatlich ermittelten Netto-

inventarwert (NIW) je Anteil des AIF ab. Dies entspricht nach unserer Rechtsausauf-fassung auch un-

ter Berücksichtigung der Fragen und Antworten (Q&As) der Europäischen Aufsichtsbehörden (E-SAs) 

zur PRIIP-VO den Vorgaben der PRIIP-VO und den hierzu erlassenen technischen Regulierungsstan-

dards. 

Nähere Angaben zu den mit der Bewertung verbundenen Risiken können den Risikohinweisen, dort 

Abschnitt „Bewertungsrisiken“, entnommen werden. 

Das Landgericht Nürnberg-Fürth hat allerdings in seinem Urteil vom 21.02.2025 (Az. 4 HK 5879/24) 

entschieden, dass offene Immobilienfonds in Form eines sog. PRIIP im Basisinformationsblatt mit ei-

nem Risikoindikator (SRI) von „6" (von 7) auszuweisen sind, sofern die dem jeweiligen Fonds zu-

grunde liegenden Immobilien nicht mindestens monatlich bewertet werden. 

Legt man die Auffassung des LG Nürnberg-Fürth zugrunde, wäre auch der hiesige AIF im Basisinfor-

mationsblatt mit einem Risikoindikator von „6“ (von 7) auszuweisen, da die Immobilien des AIF grund-

sätzlich – im Einklang mit den Regelungen des KAGB – lediglich jährlich bewertet werden. 

Wir halten die Rechtsauffassung des LG Nürnberg-Fürth für unzutreffend. 

 

Da das Urteil des LG Nürnberg-Fürth noch nicht rechtskräftig ist, halten wir an unserer Risikobe-wer-

tung des AIF im Basisinformationsblatt vorerst fest. Die Entwicklungen im gerichtlichen Ver-fahren so-

wie in der Verwaltungspraxis werden wir beobachten und erforderlichenfalls adäquat reagieren. 

Nebenkosten Immobilienerwerb 

Nebenkosten, die beim Erwerb einer Immobilie für das AIF anfallen, werden über die voraussichtliche 

Haltedauer der Immobilie, längstens jedoch über zehn Jahre in gleichen Jahresbeträgen abgeschrie-

ben. Wird die Immobilie wieder veräußert, sind die Anschaffungsnebenkosten in voller Höhe abzu-

schreiben. 

Bauleistungen 

Bauleistungen werden, soweit sie bei der Bewertung der Immobilien nicht erfasst wurden, grundsätz-

lich zu Buchwerten angesetzt. 
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Bewertung von Anteilen an Immobilien-Gesellschaften 

Der Wert der Beteiligung an einer Immobilien-Gesellschaft ist durch einen Abschlussprüfer nach den 

für die Bewertung von Unternehmensbeteiligungen allgemein anerkannten Grundsätzen zu ermitteln. 

Die im Jahresabschluss oder in der Vermögensaufstellung der Immobilien-Gesellschaft ausgewiese-

nen Immobilien sind mit dem Wert anzusetzen, der nach der in der Bewertungsrichtlinie vorgegebe-

nen Verfahren für die Immobilienbewertung festgestellt wurde. 

Bankguthaben, Festgelder, Investmentanteile und Darlehen 

Bankguthaben werden grundsätzlich zu ihrem Nennwert zuzüglich zugeflossener Zinsen bewertet. 

Festgelder werden zum Verkehrswert bewertet, sofern das Festgeld jederzeit kündbar ist und die 

Rückzahlung bei der Kündigung nicht zum Nennwert zuzüglich Zinsen erfolgt. 

Investmentanteile werden grundsätzlich mit ihrem letzten festgestellten Rücknahmepreis angesetzt 

oder zum letzten verfügbaren handelbaren Kurs, der eine verlässliche Bewertung gewährleistet. Ste-

hen diese Werte nicht zur Verfügung, werden Investmentanteile zu dem aktuellen Verkehrswert be-

wertet, der bei sorgfältiger Einschätzung nach geeigneten Bewertungsmodellen unter Berücksichti-

gung der aktuellen Marktgegebenheiten angemessen ist. 

Für die Rückerstattungsansprüche aus Darlehensgeschäften ist der jeweilige Kurswert der als Darle-

hen übertragenen Vermögensgegenstände maßgebend. 

An einer Börse zugelassene/in organisiertem Markt gehandelte Vermögensgegenstände 

Vermögensgegenstände, die zum Handel an Börsen zugelassen sind oder in einem anderen organi-

sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sowie Bezugsrechte für den AIF werden 

zum letzten verfügbaren handelbaren Kurs, der eine verlässliche Bewertung gewährleistet, bewertet, 

sofern nachfolgend nicht anders angegeben. 

Nicht an Börsen notierte oder organisierten Märkten gehandelte Vermögensgegenstände oder Vermö-

gensgegenstände ohne handelbaren Kurs 

Vermögensgegenstände, die weder zum Handel an Börsen zugelassen sind noch in einem anderen 

organisierten Markt zugelassen oder in den Freiverkehr einbezogen sind oder für die kein handelbarer 

Kurs verfügbar ist, werden zu dem aktuellen Verkehrswert bewertet, der bei sorgfältiger Einschätzung 

nach geeigneten Bewertungsmodellen unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten an-

gemessen ist, sofern nachfolgend nicht anders angegeben. Unter dem Verkehrswert ist der Betrag zu 

verstehen, zu dem der jeweilige Vermögensgegenstand in einem Geschäft zwischen sachverständi-

gen, vertragswilligen und unabhängigen Geschäftspartnern ausgetauscht werden könnte. 

Nichtnotierte Schuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen 

Für die Bewertung von Schuldverschreibungen, die nicht zum Handel an der Börse zugelassen oder 

in einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in den Freiverkehr einbezogen sind (z.B. nicht 
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notierte Anleihen, Commercial Papers und Einlagenzertifikate), und für die Bewertung von Schuld-

scheindarlehen werden die für vergleichbare Schuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen ver-

einbarten Preise und gegebenenfalls die Kurswerte von Anleihen vergleichbarer Aussteller mit ent-

sprechender Laufzeit und Verzinsung, erforderlichenfalls mit einem Abschlag zum Ausgleich der ge-

ringeren Veräußerbarkeit, herangezogen. 

Geldmarktinstrumente 

Bei den im AIF befindlichen Geldmarktinstrumenten werden Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie 

Aufwendungen (z.B. Verwaltungsvergütung, Verwahrstellenvergütung, Prüfungskosten, Kosten der 

Veröffentlichung etc.) bis einschließlich des Tages vor dem Valutatag berücksichtigt. 

Für die Bewertung von Geldmarktinstrumenten, die nicht an der Börse oder in einem organisierten 

Markt gehandelt werden, werden die für vergleichbare Geldmarktinstrumente vereinbarten Preise und 

gegebenenfalls die Kurswerte von Geldmarktinstrumenten vergleichbarer Aussteller mit entsprechen-

der Laufzeit und Verzinsung, erforderlichenfalls mit einem Abschlag zum Ausgleich der geringeren 

Veräußerbarkeit, herangezogen. 

Optionsrechte und Terminkontrakte 

Die zu einem AIF gehörenden Optionsrechte und die Verbindlichkeiten aus einem Dritten eingeräum-

ten Optionsrechten, die zum Handel an einer Börse zugelassen oder in einen anderen organisierten 

Markt einbezogen sind, werden zu dem jeweils letzten verfügbaren handelbaren Kurs, der eine ver-

lässliche Bewertung gewährleistet, bewertet. 

Das gleiche gilt für Forderungen und Verbindlichkeiten aus für Rechnung des AIF verkauften Termin-

kontrakten. Die zu Lasten des AIF geleisteten Einschüsse werden unter Einbeziehung der am Börsen-

tag festgestellten Bewertungsgewinne und Bewertungsverluste zum Wert des AIF hinzugerechnet. 

Auf ausländische Währung lautende Vermögensgegenstände 

Auf Fremdwährung lautende Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten und Rückstellungen werden 

zu FX-Fixing-Kursen der EZB oder äquivalenten Kursen in Euro umgerechnet. Der Wertansatz für 

Zins- und Währungsderivate basiert auf Tagesschlusskursen von Refinitiv Germany GmbH (ehemals 

Thomson Reuters (Markets) Deutschland GmbH). 

11. LIQUIDITÄTSRISIKOMANAGEMENT 

11.1. Rückgaberechte 

Die Anleger können von der Gesellschaft jederzeit gemäß § 12 AAB die Rücknahme der Anteile ver-

langen. Sie haben die Rückgabe der Anteile jedoch mindestens sechs Monate im Voraus anzukündi-

gen. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Rücknahmepreis, gegebenen-

falls unter Berücksichtigung eines Rücknahmeabschlags und/oder einer Rückgabegebühr, für Rech-

nung des AIF zurückzunehmen. Rücknahmestelle ist die Verwahrstelle. Der Gesellschaft bleibt vorbe-

halten, die Rücknahme der Anteile auszusetzen, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die 
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eine Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erscheinen lassen, 

oder wenn die liquiden Mittel des AIF-Sondervermögens nicht zur Erfüllung des Rücknahmeverlan-

gens und einer Sicherstellung der ordnungsmäßigen Verwaltung des AIF-Sondervermögens ausrei-

chen. Einzelheiten zur Aussetzung sind in Buchstabe B Ziffer 14 „Ausgabe und Verkauf von Anteilen“ 

dokumentiert. Die Anleger sind über die Aussetzung und Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile 

schriftlich zu unterrichten. 

11.2. Grundsätze des Liquiditätsrisikomanagements 

Die Gesellschaft hat folgende schriftliche Grundsätze und Verfahren festgelegt, die es ihr ermögli-

chen, die Liquiditätsrisiken zu überwachen: 

Die Gesellschaft legt für den AIF adäquate Limits für die Liquidität und Illiquidität fest. Die gemäß § 

253 Absatz 1 KAGB definierte Mindestliquidität wird in § 4 BAB explizit abbedungen. Es wird grund-

sätzlich eine geringe Liquiditätsquote angestrebt, die sich am immobilienwirtschaftlich notwendigen 

Liquiditätsbedarf orientiert. Vorübergehende Schwankungen sind möglich. Die Gesellschaft trifft Liqui-

ditätsvorkehrungen und hat ein Liquiditätsverfahren umgesetzt, um quantitative und qualitative Risiken 

von Positionen und beabsichtigten Investitionen zu bewerten, die wesentliche Auswirkungen auf das 

Liquiditätsprofil des Vermögenswertportfolios des AIF haben. 

Die Gesellschaft überprüft diese Grundsätze regelmäßig (mindestens einmal pro Jahr) und aktualisiert 

sie entsprechend. 

Die Gesellschaft überwacht die Liquiditätsrisiken, die sich auf Ebene des AIF, der Vermögensgegen-

stände sowie durch erhöhtes Rückgabeverlangen der Anleger ergeben können mittels einer regelmä-

ßig durchgeführten Liquiditäts-Vorschau. Hierbei wird die Liquiditätshöhe hinsichtlich ihrer aktuellen 

und zukünftigen Angemessenheit unter Berücksichtigung des Liquiditätsprofils überprüft. Die Analyse 

betrachtet wesentliche Zahlungsströme der Vergangenheit und bekannte und/oder geplante Zahlungs-

ströme der Zukunft wie z.B. Mittelzu- und Mittelabflüsse der Anleger, Zahlung von Ausschüttungen an 

die Anleger, Immobilientransaktionen, Kapitalströme von und zu Immobiliengesellschaften, Aufnahme 

und Rückzahlung von Darlehen sowie Zahlungsströme der Immobilienbewirtschaftung (Mieten, In-

standhaltung, etc.). Darüber hinaus erfolgen die Berechnung aktueller und die Simulation zukünftiger 

Liquiditäts- und Fremdkapitalquoten. 

Die Gesellschaft führt regelmäßig Stresstests durch, mit denen sie die Liquiditätsrisiken des AIF be-

werten kann. Die Gesellschaft führt die Stresstests auf der Grundlage zuverlässiger und aktueller 

quantitativer oder, falls dies nicht angemessen ist, qualitativer Informationen durch. Hierbei werden 

Anlagestrategie, Rücknahmefristen, Zahlungsverpflichtungen und Fristen, innerhalb derer die Vermö-

gensgegenstände veräußert werden können, sowie Informationen in Bezug auf allgemeines Anleger-

verhalten und Marktentwicklungen einbezogen. Die Stresstests simulieren gegebenenfalls mangelnde 

Liquidität der Vermögenswerte im AIF sowie atypische Rücknahmeforderungen. Sie decken Marktrisi-

ken und deren Auswirkungen ab, einschließlich auf Nachschussforderungen, Besicherungsanforde-

rungen oder Kreditlinien. Sie tragen Bewertungssensitivitäten unter Stressbedingungen Rechnung. 

Sie werden unter Berücksichtigung der Anlagestrategie, des Liquiditätsprofils, der Anlegerart und der 

Rücknahmegrundsätze des AIF in einer der Art des AIF angemessenen Häufigkeit durchgeführt. 

11.3. Liquiditätsmanagementinstrumente 
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Wie in Ziffer 11.1. (Rückgaberechte) bereits dargestellt, können Anleger nur unter Einhaltung einer 

Rückgabefrist von sechs Monaten die Rücknahme ihrer Anteile verlangen. Damit nutzt die Gesell-

schaft nach § 255 Absatz 5 KAGB die Verlängerung der Rückgabefrist als Liquiditätsmanagemen-

tinstrument im Sinne von § 1 Absatz 19 Nr. 25a lit. c) KAGB gemäß § 12 Absatz 4 AAB, § 257 Absatz 

1 KAGB in Verbindung mit § 255 Absatz 5 KAGB und § 6 Absatz 2 der Dreiervereinbarung. Die Ge-

sellschaft ist verpflichtet, die Anteile zu dem am Abrechnungsstichtag geltenden Rücknahmepreis zu-

rückzunehmen, der dem an diesem Tag ermittelten Anteilwert, gegebenenfalls abzüglich eines Rück-

nahmeabschlags und/oder einer Rückgabegebühr, entspricht. Maßgeblich für den Rücknahmepreis ist 

also nicht der Zeitpunkt der Rückgabeerklärung, sondern der Abrechnungsstichtag nach Ablauf der 

Rückgabefrist.  

Die Möglichkeit zur Aussetzung der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen bleibt unberührt. 

Die Gesellschaft kann ferner gemäß § 12a lit. b) AAB und § 11 Absatz 3 BAB eine Rückgabegebühr 

erheben, die dem Fonds zusteht und dazu dient, die verbleibenden Anleger vor einer Verwässerung 

durch Rücknahmen unter Berücksichtigung der Liquiditätskosten zu schützen. 

Die Gesellschaft kann die Rückgabegebühr nur erheben, wenn die Rückgabeverlangen der Anleger 

innerhalb der letzten sechs (6) Wochen mindestens 5% des Nettoinventarwerts erreichen (Schwellen-

wert). Wird der Schwellenwert erreicht, entscheidet die Gesellschaft im pflichtgemäßen Ermessen, ob 

sie ab diesem Abrechnungstag die Rückgabegebühr erhebt.  

Entschließt sich die Gesellschaft zur Erhebung der Rückgabegebühr, kann diese bis zu 5% der Brutto-

rückgaben (Summe der vorliegenden Rückgabeerklärungen) betragen. Es steht der Gesellschaft frei, 

eine niedrigere Rückgabegebühr zu berechnen. Die Gesellschaft kann die Rückgabegebühr je nach 

Umfang der Rückgabeaufträge an jedem Wertermittlungsstichtag in unterschiedlicher Höhe innerhalb 

der festgelegten Spanne erheben.  

Die Rückgabegebühr wird unter Berücksichtigung der vorliegenden Rückgabeerklärungen und der Li-

quiditätskosten (einschließlich etwaiger impliziter und expliziter Kosten für die Bereitstellung der Liqui-

dität durch Veräußerung von Vermögensgegenständen des Fonds einschließlich Transaktionskosten 

und etwaiger Abschläge beim Verkaufspreis auf den zuletzt festgestellten Verkehrswert) berechnet. 

Die Rückgabegebühr hat keine Auswirkungen auf die Berechnung des Nettoinventarwertes des Fonds 

und den Anteilwert. Die Rückgabegebühr wird vom Anteilwert abgezogen. Der Rücknahmepreis ergibt 

sich daher aus dem Anteilwert abzüglich der Rückgabegebühr und ggf. eines Rücknahmeabschlags. 

Sobald nach Erreichen des Schwellenwerts sämtliche zu diesem Zeitpunkt vorliegenden und danach 

vorgelegten Rückgabeverlangen bedient (soweit nicht widerrufen/zurückgenommen) wurden, bis 

keine Rücknahmeverlangen mehr vorliegen, wird keine Rückgabegebühr mehr erhoben. Die Gesell-

schaft kann die Erhebung der Rückgabegebühr auch zu einem früheren Zeitpunkt einstellen. 

Die Gesellschaft informiert die Anleger unverzüglich über die Erhebung einer Rückgabegebühr sowie 

deren Aufhebung. 

12. KOSTEN 

Die Errechnung von Ausgabe- und Rücknahmepreisen der Anteile und die Erhebung etwaiger Ausga-

beaufschläge und Rücknahmeabschläge ergibt sich aus 
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o § 13 AAB 

o § 11 BAB 

Die Gebühren und Kosten, die von dem AIF zu tragen sind, ergeben sich aus 

o § 14 AAB 

o § 12 BAB 

o Anlage Verwahrstellenvergütung 

Die Höchstbeträge für die Vergütung der Gesellschaft ergeben sich aus §§ 14 AAB und § 12 BAB. 

Im Hinblick auf die Verwaltungsvergütung gilt Folgendes: 

a) Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des AIF-Sondervermögens eine jährliche Vergütung in 

Höhe von 0,5 % des Durchschnitts des Bruttoanlagevermögens des Sondervermögens (Summe 

aller Vermögenswerte des Sondervermögens), der aus den Werten am Ende eines jeden Monats 

errechnet wird, mindestens jedoch eine jährliche Vergütung in Höhe von EUR 50.000,00. Sie ist 

berechtigt, hierauf monatlich  anteilige Vorschüsse zu erheben. 

b)  Die vorstehende Vergütung nach lit. a) reduziert sich auf 0,45 % des Durchschnitts des Bruttoan-

lagevermögens des AIF-Sondervermögens (Summe aller Vermögenswerte des Sondervermö-

gens) für die Anleger, die mit mindestens einer Zeichnungssumme in Höhe von EUR 25 Mio. in 

das AIF-Sondervermögen investiert sind. 

c) Die vorstehende Vergütung nach lit. a) reduziert sich auf 0,425 % des Durchschnitts des Brutto-

anlagevermögens des AIF-Sondervermögens (Summe aller Vermögenswerte des Sondervermö-

gens) für die Anleger, die mit mindestens einer Zeichnungssumme in Höhe von EUR 75 Mio. in 

das AIF-Sondervermögen investiert sind. 

d) Soweit die Gesellschaft oder eine für Rechnung des AIF-Sondervermögens gehaltene Immobi-

lien-Gesellschaft im Wege eines Auslagerungsvertrages oder eines Dienstleistungsvertrages sol-

che Dienstleistungen, die mit der Verwaltungsvergütung nach lit. a) abgedeckt sind, auf einen 

oder mehrere Dritte überträgt, soll sichergestellt werden, dass die den Dritten gezahlten Vergü-

tungen nicht zusätzlich zur Verwaltungsvergütung nach lit. a) anfallen. Bei einer Beauftragung 

derartiger Dienstleistungen durch die Gesellschaft für das AIF-Sondervermögen können die be-

auftragten Dritte ihre Dienstleistungen direkt dem AIF-Sondervermögen in Rechnung stellen. Die 

vom AIF-Sondervermögen an die entsprechenden Dritten insoweit gezahlten Vergütungen wer-

den auf die der Gesellschaft nach lit. a zustehenden Vergütung angerechnet (d.h. von dieser in 

Abzug gebracht). Die mit den Dritten insgesamt vereinbarten Vergütungen dürfen nicht höher 

sein, als die Vergütung der Gesellschaft nach lit. a). 

 Soweit die Beauftragung derartiger Dienstleistungen durch eine für Rechnung des AIF-Sonder-

vermögens gehaltene Immobilien-Gesellschaft erfolgt, wird der Dritte die vereinbarte Vergütung 

der jeweiligen Immobilien-Gesellschaft in Rechnung stellen. Die von der Immobilien-Gesellschaft 

an die entsprechenden Dritten insoweit gezahlten Vergütungen werden auf die Vergütung der 

Gesellschaft nach lit. a) angerechnet (d.h. von dieser in Abzug gebracht). Die mit den Dritten ins-

gesamt vereinbarten Vergütungen dürfen nicht höher sein, als die Vergütung der Gesellschaft 

nach lit. a). 

Im Hinblick auf die erfolgsabhängige Vergütung gilt Folgendes: 

Die Gesellschaft hat jeweils beim Verkauf einer unmittelbar oder mittelbar gehaltenen Immobilie 

bzw. einer unmittelbar oder mittelbar gehaltenen Beteiligung an einer Immobilien-Gesellschaft  

Anspruch auf eine erfolgsbezogene Vergütung aus dem AIF-Sondervermögen, sofern (i) sowohl 
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in Bezug auf die veräußerte Immobilie bzw. Beteiligung an einer Immobilien-Gesellschaft der er-

zielte interne Zinsfuß (IRR) über 6,0% p.a. liegt als auch (ii) der zu diesem Zeitpunkt portfolioweit 

erzielte interne Zinsfuß (IRR) über 6,0 % p.a. liegt. Bei der Berechnung des portfolioweit erzielten 

internen Zinsfußes sind alle aus dem AIF-Sondervermögen verkauften Immobilien bzw. Beteili-

gungen an Immobilien-Gesellschaften sowie die noch vorhandenen Immobilien bzw. Beteiligun-

gen an Immobilien-Gesellschaften zu berücksichtigen. Zu diesem Zweck wird der interne Zinsfuß 

p.a. für die verkauften Immobilien/Beteiligungen an einer Immobilien-Gesellschaft auf Grundlage 

der Anschaffungskosten (einschließlich Anschaffungsnebenkosten), der Veräußerungserlöse (ab-

züglich der Verkaufsnebenkosten) sowie der zugerechneten laufenden Erträge und Kosten (ein-

schließlich lokaler Steuern und Gebühren, jedoch ohne Berücksichtigung der Erfolgsvergütung) 

berechnet. Im Hinblick auf die noch vorhandenen Immobilien bzw. Beteiligungen an Immobilien-

Gesellschaften wird abweichend vom vorstehenden Satz anstelle des Verkaufspreises der jeweils 

aktuelle Verkehrswert angesetzt. Die Erfolgsvergütung entspricht 20 % des über der IRR-Hurdle 

Rate von 6,0 % p.a. liegenden Mehrertrags in Bezug auf die Immobilie bzw. der Beteiligung an 

einer Immobilien-Gesellschaft, deren Verkauf die vorstehende Berechnung ausgelöst hat. Die 

vorstehende Erfolgsvergütung wird unmittelbar im Anschluss an den Verkauf der betreffenden 

Immobilie/Beteiligung an einer Immobilien-Gesellschaft an die Gesellschaft ausgezahlt. 

Im Hinblick auf die Vergütung für die Verwaltung der Immobilien des AIF-Sondervermögens gilt Fol-

gendes: 

Zusätzlich zur Vergütung nach den vorstehenden Absätzen erhält die Gesellschaft für die Verwal-

tung der Immobilien des AIF-Sondervermögens (direkt oder indirekt über eine Immobilien-Gesell-

schaft) eine jährliche Vergütung bis zur Höhe von 3,0 % des Durchschnittswertes der gemäß den 

jeweils bestehenden Mietverträgen der  geschuldeten Nettokaltmiete, der aus den Werten am 

Ende eines jeden Monats errechnet wird. Mieten für Immobilien, die zu Immobilien-Gesellschaften 

gehören, an denen die Gesellschaft für Rechnung des AIF-Sondervermögens nicht zu 100 % be-

teiligt ist, werden entsprechend der gehaltenen Beteiligungsquote angesetzt. Sie ist berechtigt, 

hierauf monatlich anteilige Vorschüsse zu erheben. 

Im Hinblick auf die Ankaufs-, Bau- und Verkaufsvergütungen gilt Folgendes: 

Werden für das AIF-Sondervermögen Immobilien erworben, kann die Gesellschaft jeweils eine 

einmalige Vergütung bis zur Höhe von 1,0 % des Netto-Kaufpreises beanspruchen. Diese Vergü-

tung reduziert sich auf 0,5 %, wenn das Sondervermögen im Rahmen der Transaktion mit einer 

Maklergebühr belastet wird.  

Im Falle des Erwerbs einer 100 %igen Beteiligung an einer Immobilien-Gesellschaft ist als Be-

zugsgröße für die Berechnung der Ankaufsvergütung anstelle des Kaufpreises der im Rahmen 

der Kaufpreisformel für die Beteiligung an der Immobilien-Gesellschaft angesetzte Wert der Im-

mobilie der Immobilien-Gesellschaft oder – falls in der Kaufpreisformel kein gesonderter Wert für 

die Immobilien der Immobilien-Gesellschaft angesetzt ist – der Verkehrswert der in der Gesell-

schaft enthaltenen Immobilien anzusetzen. 

Im Falle des Erwerbs einer geringeren als 100 %igen Beteiligung an einer Immobilien-Gesell-

schaft ist die nach dem vorstehenden Unterabsatz anzusetzende Bezugsgröße entsprechend 

dem Anteil der für das AIF-Sondervermögen erworbenen Beteiligungsquote anzusetzen. 

b) Werden für das AIF-Sondervermögen Immobilien bebaut oder umgebaut, kann die Gesellschaft 

jeweils eine einmalige Vergütung bis zur Höhe von 1,0 % der Baukosten (einschließlich der Bau-

nebenkosten) beanspruchen.  
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 Falls die bebaute oder umgebaute Immobilie im Eigentum einer Immobilien-Gesellschaft steht, an 

der die Gesellschaft direkt oder indirekt keine 100 %ige Beteiligung hält, ist die nach dem vorste-

henden Unterabsatz anzusetzende Bezugsgröße entsprechend dem Anteil der für das Sonder-

vermögen gehaltenen Beteiligungsquote anzusetzen. 

c)  Werden für das AIF-Sondervermögen Immobilien veräußert, kann die Gesellschaft jeweils eine 

einmalige Vergütung bis zur Höhe von 0,5 % des Verkaufspreises beanspruchen.  

 Im Falle des Verkaufs einer 100 %igen Beteiligung an einer Immobilien-Gesellschaft ist als Be-

zugsgröße für die Berechnung der Verkaufsvergütung anstelle des Kaufpreises der im Rahmen 

der Kaufpreisformel für die Beteiligung an der Immobilien-Gesellschaft angesetzte Wert der Im-

mobilie der Immobilien-Gesellschaft oder – falls in der Kaufpreisformel kein gesonderter Wert für 

die Immobilien der Immobilien-Gesellschaft angesetzt ist – der Verkehrswert der in der Gesell-

schaft enthaltenen Immobilien anzusetzen. 

 Im Falle des Verkaufs einer geringeren als 100 %igen Beteiligung an einer Immobilien-Gesell-

schaft ist die nach dem vorstehenden Unterabsatz anzusetzende Bezugsgröße entsprechend 

dem Anteil der für das AIF-Sondervermögen verkauften Beteiligungsquote anzusetzen. 

Im Hinblick auf die Vergütung für Vermietungen gilt Folgendes: 

Werden für das AIF-Sondervermögen Mietflächen direkt durch die Gesellschaft oder andere Un-

ternehmen der Savills Investment Management Gruppe vermietet, kann die Gesellschaft in Ab-

hängigkeit zur Vertragslaufzeit bis zu drei Monatsmieten beanspruchen. Für Mietverträge mit ei-

ner anfänglich mieterseitig nicht kündbaren Festlaufzeit ab fünf Jahren, kann die Gesellschaft 

drei anfängliche Monatsmieten, für Mietverträge mit einer anfänglich mieterseitig nicht kündbaren 

Festlaufzeit ab drei Jahren aber weniger als fünf Jahren kann die Gesellschaft zwei anfängliche 

Monatsmieten, für Mietverträge mit einer anfänglich mieterseitigen nicht kündbaren Festlaufzeit 

von weniger als drei Jahren kann die Gesellschaft eine anfängliche Monatsmiete beanspruchen. 

Als Monatsmiete gilt die vertragliche Nettokaltmiete, d.h. ohne Betriebskostenumlagen und Um-

satzsteuer. Gewährte Incentives, mietfreie Zeiten und Mietreduktionen bleiben unberücksichtigt. 

Beim Abschluss von Mietverträgen für Immobilien, die zu Immobilien-Gesellschaften gehören, an 

denen die Gesellschaft für Rechnung des AIF-Sondervermögens nicht zu 100 % beteiligt ist, wer-

den diese entsprechend der gehaltenen Beteiligungsquote angesetzt.  

 

 

Die Höchstbeträge für die Vergütung der Verwahrstelle lauten: 

Die monatliche Vergütung für die Verwahrstelle beträgt 1/12 von höchstens 0,0225 % p.a. des Netto-
anlagevermögens (NAV) des AIF-Sondervermögens, errechnet aus dem jeweiligen Monatsendwert. 

 
Bei Immobilien-Gesellschaften gilt Folgendes: 

Die Regelungen der vorstehenden Absätze gelten entsprechend für die von der Gesellschaft für 

Rechnung des AIF-Sondervermögens unmittelbar oder mittelbar gehaltenen Beteiligungen an Im-

mobilien-Gesellschaften und deren Immobilien. Dabei ist – soweit vorstehend nichts anderes be-

stimmt ist – der Wert der Immobilien-Gesellschaft bzw. der Wert der gehaltenen Immobilien antei-

lig in Höhe der Beteiligungsquote anzusetzen. Abweichend hiervon gehen Aufwendungen nach § 

12 Absatz 7 BAB, die bei der Immobilien-Gesellschaft aufgrund von speziellen Anforderungen 

des KAGB entstehen, nicht anteilig, sondern in vollem Umfang zu Lasten des AIF-Sondervermö-

gens. 
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Soweit eine Immobilien-Gesellschaft ein Unternehmen der Savills Investment Management 

Gruppe aufgrund einer gesonderten vertraglichen Vereinbarung mit Dienstleistungen im Bereich 

des Asset Managements bzw. im Bereich der Verwaltung der Immobilien der Immobilien-Gesell-

schaft beauftragt, wird das betreffende Unternehmen der Savills Investment Management 

Gruppe die vereinbarte Vergütung für diese Dienstleistungen unmittelbar der Immobilien-Gesell-

schaft in Rechnung stellen. Die Vergütung für diese Tätigkeiten dürfen die Vergütungen, die der 

Gesellschaft nach § 12 Absatz 1 bzw. Absatz 3 BAB für diese Tätigkeiten zustehen, nicht über-

steigen. Die von der Immobilien-Gesellschaft an das jeweilige Unternehmen der Savills Invest-

ment Management Gruppe gezahlten Vergütungen werden zur Vermeidung einer Doppelbelas-

tung der Anleger auf die Vergütungen der Gesellschaft nach § 12 Absatz 1 bzw. Absatz 3 BAB 

angerechnet. 

Die Höchstbeträge für weitere Aufwendungen lauten: 

Im Hinblick auf weitere Aufwendungen gemäß § 12 BAB werden die jeweils tatsächlich angefalle-

nen Aufwendungen dem AIF belastet. Insbesondere die Kosten für Immobilientransaktionen, 

Transaktionen im Zusammenhang mit Liquiditätsanlagen und Derivaten hängen von der Anzahl 

und dem Wert der tatsächlich durchgeführten Transaktionen während des Geschäftsjahres ab. 

Ein im Voraus festgelegter Höchstbetrag für diese Aufwendungen besteht nicht. 

Im Hinblick auf etwaige Umsatzsteuern gilt: 

Soweit die der Gesellschaft, der Verwahrstelle oder Dritten zustehenden Vergütungen inländi-

scher oder ausländischer Umsatzsteuer unterliegen, erhöhen sich die Vergütungen um die jeweils 

geltende und anfallende Umsatzsteuer. 

Soweit es im Hinblick auf die Verwaltungsvergütung zu einer Anrechnung der vom AIF-Sonder-

vermögen bzw. von den Immobilien-Gesellschaften an Dritte gezahlten Vergütungen auf die Ver-

waltungsvergütung kommt, bleibt eine eventuell auf die von den Immobilien-Gesellschaften an die 

Dritten gezahlten Vergütungen anfallende inländische oder ausländische Umsatzsteuer bei der 

Anrechnung außer Betracht. 

13. FAIRE BEHANDLUNG DER ANLEGER 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anleger des AIF fair zu behandeln (§ 26 Absatz 2 Nummer 6 

KAGB). Die Gesellschaft verwaltet die von ihr aufgelegten Investmentvermögen nach dem Prinzip der 

Gleichbehandlung, indem sie bestimmte Investmentvermögen und Anleger der Investmentvermögen 

nicht zulasten anderer bevorzugt behandelt. Die Entscheidungsprozesse und organisatorischen Struk-

turen der Gesellschaft sind entsprechend ausgerichtet. 

Die Gesellschaft weist jedoch auf folgende Besonderheiten hin: 

 

1. Die Gesellschaft wird alle Anleger, die eine Zeichnungszusage abgegeben haben und am ersten 

Kapitalabruf beteiligt waren (nachfolgend „First Closing“), wirtschaftlich so stellen als wäre in Be-

zug auf deren Beteiligung am Sondervermögen in § 12 Absatz 1 der Besonderen Anlagebedin-

gungen nur eine Verwaltungsvergütung von 0,45% der dort definierten Bemessungsgrundlage 

vereinbart. Handelt ein Anleger für mehrere von ihm verwaltete AIF oder von ihm als Berater oder 

Vermögensverwalter betreute Kunden, die gesellschaftsrechtlich nicht miteinander verbunden 
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sind, gelten diese AIF bzw. Kunden auch zu einem späteren Zeitpunkt als Anleger des First Clo-

sings. 

 

2. Erreicht der Zeichnungsbetrag eines Anleger den Betrag von mindestens EUR 25 Millionen, gel-

ten ausschließlich für diesen Anleger folgende Sonderregelungen in Bezug auf die Verwaltungs-

vergütung gemäß § 12 Absatz 1 der Besonderen Anlagebedingungen: 

 

a) Bei einem Zeichnungsbetrag eines Anlegers kleiner EUR 25 Millionen gilt ausschließlich die Re-

gelung gemäß § 12 Absatz 1a) der Besonderen Anlagebedingungen. 

 

b) Bei einem Zeichnungsbetrag eines Anlegers größer oder gleich EUR 25 Millionen wird der Anle-

ger wirtschaftlich so gestellt als wäre nur eine Verwaltungsvergütung von 0,45% der dort definier-

ten Bemessungsgrundlage vereinbart. Dies geschieht dadurch, dass der betreffende Anleger von 

der Gesellschaft aus der von der Gesellschaft vereinnahmten Vergütung eine entsprechende 

Ausgleichszahlung erhält (vgl. Regelung in § 12 Absatz 1b) der Besonderen Anlagebedingun-

gen). 

 

c) Bei einem Zeichnungsbetrag eines Anlegers größer oder gleich EUR 75 Millionen wird der Anle-

ger wirtschaftlich so gestellt als wäre nur eine Verwaltungsvergütung von 0,425% der dort defi-

nierten Bemessungsgrundlage vereinbart. Dies geschieht dadurch, dass der betreffende Anleger 

von der Gesellschaft aus der von der Gesellschaft vereinnahmten Vergütung eine entsprechende 

Ausgleichszahlung erhält (vgl. Regelung in § 12 Absatz 1b) der Besonderen Anlagebedingun-

gen). 

 

Bei der Ermittlung der Frage, ob der Zeichnungsbetrag den Betrag von mindestens EUR 25 Milli-

onen bzw. EUR 75 Millionen erreicht, werden die Zeichnungsbeträge mehrerer Anleger, die ver-

bundene Unternehmen einer Unternehmensgruppe sind, addiert. Wenn die Gesamtsumme der 

Zeichnungsbeträge der Anleger einer Unternehmensgruppe die vorstehende Schwelle erreichen, 

gelten die vorstehenden Sonderregelungen für jeden Anleger aus der Unternehmensgruppe, 

auch wenn die jeweilige Einzelzeichnung den Schwellenwert nicht erreichen. Handelt eine Ge-

sellschaft für mehrere von ihr verwaltete AIF oder von ihr als Berater oder Vermögensverwalter 

betreute Kunden, die gesellschaftsrechtlich nicht miteinander verbunden sind, gilt der vorste-

hende Satz in Bezug auf diese AIF bzw. Kunden entsprechend. 

 

3. Liegen bei einem Anleger sowohl die Voraussetzungen des Absatz 1 als auch des Absatz 2 lit. b) 

bzw. c) vor, wird der Anleger wirtschaftlich so gestellt, als wäre in Bezug auf seine Beteiligung am 

Sondervermögen in § 12 Absatz 1 der Besonderen Anlagebedingungen nur eine Verwaltungsver-

gütung von 0,40% bzw. 0,375% der dort definierten Bemessungsgrundlage vereinbart. Dies ge-

schieht dadurch, dass der betreffende Anleger von der Gesellschaft aus der von der Gesellschaft 

vereinnahmten Vergütung eine entsprechende Ausgleichszahlung erhält. 

 

4. Der durch die Gesellschaft im Rahmen der vorstehenden Regelungen zu leistende Ausgleichsbe-

trag versteht sich als Bruttobetrag; eventuell einzubehaltende Steuern, Abgaben, Gebühren oder 
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sonstige Abzüge werden nicht von der Gesellschaft zusätzlich erstattet. Der Ausgleichbetrag wird 

nach Feststellung des Jahresabschlusses des Fonds für das komplette vorangegangene Fonds-

geschäftsjahr berechnet und an den Anleger in einer Summe ausgekehrt. Die einzelnen Regelun-

gen hierzu ergeben sich aus der Dreiervereinbarung. Wirtschaftlich haben die betreffenden Anle-

ger bei Vorliegen der vorgenannten Voraussetzungen somit eine geringere Verwaltungsvergü-

tung zu tragen als die Anleger, deren Zeichnungssumme den Betrag von EUR 25 Millionen nicht 

erreicht. 

 

5.  Bei der Vergütung für Vermietungen werden gewährte Incentives, mietfreie Zeiten und Mietreduk-

tionen nicht berücksichtigt, sondern die Vergütung für Vermietungen berechnet sich auf Basis der 

vereinbarten Nominalmiete. Hierdurch entsteht ein potenzieller Interessenkonflikt, da die Gesell-

schaft ein Interesse an einer möglichst hohen Nominalmiete haben könnte und versuchen könne. 

durch Gewährung hoher Incentives, mietfreier Zeiten oder Mietreduktionen eine möglichst hohe 

Nominalmiete zu erzielen. Die Gesellschaft wird vor diesem Hintergrund sicherstellen, dass nur 

angemessene und marktübliche Incentives gewährt werden. 

 

6. In Bezug auf das Stimmrecht der Mitglieder des Anlageausschusses gilt Folgendes: 

 

a) Nur die Mitglieder des Anlageausschusses, die von Anlegern benannt worden sind, deren 

Zeichnungssumme mindestens EUR 20 Millionen beträgt, sind im Anlageausschuss teil-

nahme- und stimmberechtigt. Die Stimmen eines Anlegers im Anlageausschuss können je-

weils nur einheitlich abgegeben werden. 

 

b) Gibt ein Anleger Anteile am Sondervermögen zurück, ist der Wert der zurückgegebenen An-

teile für die Zwecke der Ermittlung, ob der Anleger stimmberechtigt ist oder nicht, von der 

Zeichnungssumme abzuziehen. Unterschreitet die so ermittelte Zeichnungssumme eines 

Anlegers aufgrund der Anteilrückgaben den Betrag von EUR 20 Millionen, verliert dieser 

sein Recht, ein Mitglied im Anlegerausschuss zu stellen. 

 

c) Bei der Ermittlung der Frage, ob die Zeichnungssumme den Betrag von mindestens 

EUR 20 Millionen beträgt, werden die Zeichnungssummen mehrerer Anleger, die verbun-

dene Unternehmen einer Unternehmensgruppe sind, addiert. Handelt eine Gesellschaft für 

mehrere von ihr verwaltete AIF oder von ihr als Berater oder Vermögensverwalter betreute 

Kunden, gilt der vorstehende Satz entsprechend. Die betroffenen Anleger, deren Zeich-

nungssummen nach vorstehendem Satz addiert werden, sind abweichend von Nummer 3a) 

lediglich berechtigt, ein gemeinsames Mitglied für den Anlageausschuss vorzuschlagen. Für 

die Bestellung gilt Nummer 3a) entsprechend. Die Stimmen dieser gemeinsam vertretenen 

Anleger können jeweils nur einheitlich abgegeben werden.  

 

d) Ferner können mehrere Anleger, deren Zeichnungssumme im Einzelnen jeweils weniger als 

EUR 20 Millionen, in der Zusammenrechnung jedoch mindestens EUR 20 Millionen beträgt, 

gemeinsam schriftlich gegenüber der Gesellschaft erklären, dass sie für die Vertretung im 
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Anlageausschuss wie ein Anleger behandelt werden wollen. In diesem Fall sind diese Anle-

ger abweichend von Nummer 3a) lediglich berechtigt, ein gemeinsames Mitglied für den An-

lageausschuss vorzuschlagen. Dieses Mitglied ist im Anlageausschuss stimmberechtigt ist. 

Für die Bestellung gilt Nummer 3a) entsprechend. Die Stimmen dieser gemeinsam vertrete-

nen Anleger können jeweils nur einheitlich abgegeben werden. Die betreffenden Anleger 

können jederzeit schriftlich gegenüber der Gesellschaft erklären, für die Zukunft nicht mehr 

wie ein Anleger behandelt werden zu wollen. In diesem Fall ist das gemeinsame Mitglied ab-

zuberufen und die betroffenen Anleger sind berechtigt, jeweils ein Mitglied für den Anlage-

ausschuss vorzuschlagen, das dann jeweils nicht stimmberechtigt ist. 

 

e) Soweit Anleger nach den vorstehenden Regelungen teilnahme- und stimmberechtigt sind, 

gewährt jede volle Millionen Euro der Zeichnungssumme bzw. in den Fällen der lit. c) und d) 

der Summe der Zeichnungssummen eine Stimme im Anlageausschuss. 

 

14. AUSGABE UND VERKAUF VON ANTEILEN ODER AKTIEN 

Die Anteile können bei der Gesellschaft erworben werden. Ausgabe und Rücknahme der Anteile er-

folgt über die Verwahrstelle. Einzelheiten zur Ausgabe und Rücknahme der Anteile ergeben sich aus 

o § 12 AAB 

o § 12a AAB 

 

o § 11 BAB 

o § 6 der Dreiervereinbarung 

15. ANGABE NETTOINVENTARWERT 

Der Nettoinventarwert (jüngster Nettoinventarwert) vom 31.07.2026 betrug EUR 496.608.986,51. 
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16. ANGABE ZUR BISHERIGEN WERTENTWICKLUNG DES AIF 

Der AIF wurde 2019 aufgelegt. Der Wert eines Anteils des AIF hat sich seit Auflegung wie folgt entwi-

ckelt: 

FGJ 1 FGJ 2 FGJ 3 FGJ4 

Stichtag 
Anteil-
preis 

Stichtag 
Anteil-
preis 

Stichtag 
Anteil-
preis 

Stichtag 
Anteil-
preis 

15.11.2019 100,00 €  31.10.2020 102,26 €  31.10.2021  108,32 €  31.10.2022 114,65 € 

30.11.2019 99,94 €  30.11.2020 102,67 €  30.11.2021  108,67 €  30.11.2022  114,23 €  

31.12.2019 100,02 €  31.12.2020 107,24 €  31.12.2021  110,68 €  31.12.2022  109,51 €  

31.01.2020 100,17 €  31.01.2021 105,04 €  31.01.2022  108,97 €  31.01.2023 109,83 € 

29.02.2020 100,23 €  28.02.2021  105,41 €     28.02.2022  109,82 €  28.02.2023 109,19 € 

31.03.2020 99,67 €  31.03.2021  105,57 €    31.03.2022  110,09 €  31.03.2023 105,29 € 

30.04.2020 99,90 €  30.04.2021  105,88 €  30.04.2022  110,45 €  30.04.2023 101,36 € 

31.05.2020 100,14 €  31.05.2021  106,19 €  31.05.2022  110,85 €  31.05.2023 99,79 € 

30.06.2020 100,66 €  30.06.2021  106,40 €  30.06.2022  110,99 €  30.06.2023 98,51 € 

31.07.2020 101,18 €  31.07.2021  106,57 €  31.07.2022  113,31 €  31.07.2023 98,05 € 

31.08.2020 101,58 €  31.08.2021 106,80 € 31.08.2022 114,17 € 31.08.2023 98,19 € 

30.09.2020 101,86 €  30.09.2021  108,11 €  30.09.2022  114,42 €  30.09.2023 97,50 € 

FGJ 5 FGJ 6 FGJ 7  

Stichtag 
Anteil-
preis 

Stichtag 
Anteil-
preis 

Stichtag 
Anteils-

preis 
  

31.10.2023 97,21 € 31.10.2024 87,65 € 31.10.2025 87,75 €   

30.11.2023 97,30 € 30.11.2024 87,96 € 30.11.2025 87,99 €   

31.12.2023 95,86 € 31.12.2024 88,27 € 31.12.2025 88,24 €   

31.01.2024 91,86 € 31.01.2025 84,31 € 31.01.2026 84,23 €   

29.02.2024 91,07 € 29.02.2025 84,72 € 29.02.2026 84,52 €   

31.03.2024 90,70 € 31.03.2025 85,11 € 31.03.2026 85,13 €   

30.04.2024 89,20 € 30.04.2025 85,17 € 30.04.2026 84,82 €   

31.05.2024 88,47 € 31.05.2025 85,56 € 31.05.2026 85,00 €   

30.06.2024 88,47 € 30.06.2025 86,09 € 30.06.2026 82,17 €   

31.07.2024 87,43 € 31.07.2025 86,68 € 31.07.2026 82,43 €   

31.08.2024 87,32 € 31.08.2025 87,14 €     

30.09.2024 87,28 € 30.09.2025 87,42 €     

 

Die Wertentwicklung in der Vergangenheit ist keine Garantie und auch kein verlässlicher Indikator für 

die künftige Wertentwicklung. Aus den Wertentwicklungen der Vergangenheit lassen sich keine Prog-

nosen für die Zukunft herleiten.  
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17. ANGABEN ZUM PRIMEBROKER 

Die Gesellschaft nimmt die Dienstleistungen eines Primebroker nicht in Anspruch. 

18. ANGABEN ZU KONTRAHENTEN 

Die Gesellschaft behält sich vor, OTC-Geschäfte mit nur einem Kontrahenten abzuschließen, um die 

Besicherungspflichten gemäß EMIR durch Saldierung zu minimieren. 

19. OFFENLEGUNG VON INFORMATIONEN 

Die Gesellschaft legt folgende Informationen unverzüglich offen: 

• Angaben über die Änderung der Haftung der Verwahrstelle. 

Die Gesellschaft legt zusätzlich folgende Informationen im Jahresbericht offen: 

• den prozentualen Anteil der Vermögensgegenstände des AIF, die schwer liquidierbar sind und für 

die deshalb besondere Regelungen gelten, 

• jegliche neuen Regeln zum Liquiditätsmanagement des AIF, 

• das aktuelle Risikoprofil des AIF und die hierfür eingesetzten Risikomanagementsysteme, 

• alle Änderungen des maximalen Umfangs des einsetzbaren Leverages, 

• Rechte sowie Änderungen der Rechte zur Wiederverwendung von Sicherheiten und Garantien, 

die im Rahmen von Leveragegeschäften gewährt wurden, 

• Gesamthöhe des Leverage des AIF 

Im Übrigen wird die Gesellschaft die Anleger gemäß §§ 279 Absatz 3, 300, 307, 308 Absatz 4 KAGB 

in Textform informieren. 
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C. GLOSSAR / DEFINITIONEN 

Glossar 

AAB Allgemeine Anlagebedingungen 

Abschlussprüfer KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

AIF oder Fonds oder Sondervermö-
gen 

Savills IM European Logistics Fund 3 

AnlV Verordnung über die Anlage des gebundenen Vermögens 
von Versicherungsunternehmen (Anlageverordnung) 

BAB Besondere Anlagebedingungen 

BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

CCP Central Counterparty 

DerivateV Derivateverordnung 

EU Europäische Union 

EWR Europäischer Wirtschaftsraum 

Gesellschaft oder Verwaltungsge-
sellschaft oder KVG 

Savills Investment Management KVG GmbH 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

HGB Handelsgesetzbuch 

InvStG Investmentsteuergesetz 

KAGB Kapitalanlagegesetzbuch 

KARBV Kapitalanlage-Rechnungslegungs- und Bewertungsverord-
nung 

KAVerOV Kapitalanlage-Verhaltens- und Organisationsverordnung 

KVG Kapitalverwaltungsgesellschaft 

Offenlegungs-VO (SFDR) Verordnung (EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. November 2019 über nachhaltigkeits-
bezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungs-
sektor 

Principal Adverse Impacts („PAI“) Wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von Investitionsent-
scheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren gemäß Artikel 7 der 
Verordnung (EU) 2019/2088 des vom 27. November 2019 
über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Fi-
nanzdienstleistungssektor („Offenlegungs-Verordnung“) 

Taxonomie-Verordnung Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Juni 2020 über die Schaffung eines 
Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und 
zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088 

VAG Gesetz über die Beaufsichtigung der Versicherungsunterneh-
men (Versicherungsaufsichtsgesetz) 

Verwahrstelle CACEIS Bank S.A., Germany Branch 
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D. ANLAGE ESG 
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Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absätze 1, 2 und 2a der Verordnung (EU) 2019/2088 

und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten 
 
 

 
 
Eine nachhaltige Investi-
tion ist eine Investition in 
eine Wirtschaftstätigkeit, die 
zur Erreichung eines Um-
weltziels oder sozialen Ziels 
beiträgt, vorausgesetzt, 
dass diese Investition keine 
Umweltziele oder sozialen 
Ziele erheblich beeinträch-
tigt und die Unternehmen, in 
die investiert wird, Verfah-
rensweisen einer guten Un-
ternehmensführung anwen-
den. 

 Name des Produkts: 

 Savills IM European Logistics Fund 3  
Unternehmenskennung (LEI-Code): 

529900KRUNSFSSK66O80 

 Ökologische und/oder soziale Merkmale 
 

 Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen ange-
strebt? 

 
    ☐  Ja     ☒  Nein 

 ☐ Es wird damit ein Mindestanteil 

an nachhaltigen Investitionen mit ei-
nem Umweltziel getätigt: __% 

☐ in Wirtschaftstätigkeiten, die nach 

der EU-Taxonomie als ökologisch nach-
haltig einzustufen sind 

☐ in Wirtschaftstätigkeiten, die nach 

der EU-Taxonomie nicht als ökologisch 
nachhaltig einzustufen sind 
 
 
 
 
 

☐ Es wird damit ein Mindestanteil 

an nachhaltigen Investitionen mit ei-
nem sozialen Ziel getätigt: __% 

☐ Es werden damit ökologi-

sche/soziale Merkmale beworben und 
obwohl keine nachhaltigen Investitionen 
angestrebt werden, enthält es einen Min-
destanteil von __ % an nachhaltigen In-
vestitionen 

☐ mit einem Umweltziel in Wirt-

schaftstätigkeiten, die nach der EU- Taxo-
nomie als ökologisch nachhaltig einzustu-
fen sind 

☐ mit einem Umweltziel in Wirt-

schaftstätigkeiten, die nach der EU- Taxo-
nomie nicht als ökologisch nachhaltig ein-
zustufen sind 

☐ mit einem sozialen Ziel 

 

☒ Es werden damit ökologische/sozi-

ale Merkmale beworben, aber keine nach-
haltigen Investitionen getätigt. 
 

 
Die EU-Taxonomie ist ein 
Klassifikationssystem, das 
in der Verordnung (EU) 
2020/852 festgelegt ist und 
ein Verzeichnis von ökolo-
gisch nachhaltigen Wirt-
schaftstätigkeiten enthält. 
Diese Verordnung umfasst 
kein Verzeichnis der sozial 
nachhaltigen Wirtschaftstä-
tigkeiten. Nachhaltige Inves-
titionen mit einem Umwelt-
ziel könnten taxonomiekon-
form sein oder nicht. 

 

 

 

Welche ökologischen und/oder sozialen Merkmale werden mit diesem Fi-
nanzprodukt beworben?  

Die Verwaltungsgesellschaft berücksichtigt ökologische und/oder soziale Merkmale 
sowohl beim Erwerb als auch im Rahmen des Portfoliomanagements von Vermögens-
werten während des Lebenszyklus der Immobilien einschließlich/bis zur Veräußerung 
(„ESG-Strategie“). Die Verwaltungsgesellschaft fasst die ESG-Strategie des Finanz-
produkts unter drei Kategorien zusammen: (i) ökologische (E), (ii) soziale (S) Kriterien 
sowie (iii) gute Unternehmensführung (G).  
 

➢ Folgende ökologische Merkmale werden besonders berücksichtigt: (i) Ener-
gieeffizienz, (ii) Datenmanagement, (iii) Risikomanagement unter Verwendung 
des CRREM-Tools mit dem Ziel der Reduzierung von Treibhausgasen, (iv) 
Wassereffizienz, (v) Abfallmanagement, (vi) Betrieb von Gebäuden, (vii) Bio-
diversität und (viii) Zertifizierung. 
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Durch die Berücksichtigung von Umweltaspekten befasst sich die Verwaltungsgesell-
schaft in ihrer vermögensverwaltenden Rolle auch mit der Berücksichtigung der Klima-
ziele des Pariser Abkommens. Dies erfolgt durch die Verringerung der Treibhaus-
gasemissionen (THG). Die Verwaltungsgesellschaft erkennt an, dass der Immobilien-
sektor damit einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der globalen Klimaziele leisten 
kann. 
 

➢ Soziale Merkmale, die besonders berücksichtigt werden, sind der soziale Wert 
von Immobilien, der eine Vielzahl von sozialen Aspekten umfasst, die dazu 
beitragen, sozialen Ungleichheiten in Bezug auf Zugang/Nutzung entgegenzu-
wirken. Aspekte wie Inklusion und Barrierefreiheit des Gebäudes, Aspekte der 
Gesundheit und des Wohlbefindens sowie auch Mobilitätsmerkmale werden 
als Unterkriterien des sozialen Wertes berücksichtigt. 

 
Die Verwaltungsgesellschaft verwendet für diesen Fonds ein ESG-Scoring-Modell zur 
Bewertung der ökologischen und sozialen Merkmale. Die oben genannten Kategorien 
werden unterschiedlich gewichtet, was im Folgenden in den Abschnitten „Welche 
Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der einzelnen ökologi-
schen oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzprodukt beworben werden, 
herangezogen?“ und „Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt ver-
folgt?“ näher erläutert wird. Der Schwerpunkt liegt in erster Linie auf den ökologischen 
Merkmalen. Detailliertere Informationen zu den unterschiedlichen Gewichtungen der 
ökologischen und sozialen Merkmale sowie eine ausführlichere Erläuterung des ESG-
Scoring-Modells sind dem nachstehenden Kapitel zu entnehmen. 
 
Der Fonds hat keine Benchmark für die Erreichung der vom Fonds beworbenen ökolo-
gischen oder sozialen Merkmale bestimmt. 

 
 

Mit Nachhaltigkeitsindi-
katoren wird gemessen, 
inwieweit die mit dem Fi-
nanzprodukt beworbenen 
ökologischen oder sozia-
len Merkmale erreicht 
werden. 

• Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der 
einzelnen ökologischen oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzpro-
dukt beworben werden, herangezogen?  
 
Die Verwaltungsgesellschaft hat ein internes Instrument namens ESG-Scoring-Modell 
eingeführt, um die ökologischen und sozialen Merkmale der von ihr für das Finanzpro-
dukt verwalteten Immobilien ganzheitlich zu bewerten und einzustufen. Das ESG-Sco-
ring-Modell ist ein Fragebogen, der aus mehr als achtzig Einzelfragen besteht, die in 
neun Kategorien unterteilt sind: Energieeffizienz, Datenmanagement, Risikomanage-
ment & CRREM, Wassereffizienz, Abfallmanagement, Gebäudebetrieb, sozialer Wert, 
Biodiversität und Zertifizierung. Die verschiedenen Kategorien werden im Folgenden 
kurz erläutert: 
 

• Die Kategorie "Energieeffizienz" konzentriert sich hauptsächlich auf die Däm-
meigenschaften der wichtigsten Gebäudeteile wie Wände, Fenster und Dä-
cher. Darüber hinaus werden die technischen Anlagen im Gebäude wie Hei-
zungs-, Lüftungs- und Kühlungsanlagen (HLK), Beleuchtung, Gebäudeauto-
mation und Energieausweisklassifizierungen bewertet. Auf diese Weise wer-
den energieeffiziente und energieineffiziente Immobilien zum Zweck der Be-
rücksichtigung von PAIs identifiziert, wie im Abschnitt "Werden bei diesem Fi-
nanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfak-
toren berücksichtigt?" näher beschrieben. 

 

• Die Kategorie „Datenmanagement" dient dazu, die Verfügbarkeit von Ver-
brauchsdaten (einschließlich Mieterdaten) sowie die Verfügbarkeit von intelli-
genten Messgeräten zu ermitteln. 
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• „Risikomanagement & CRREM" befasst sich mit Klimarisiken, das Engage-
ment in fossile Brennstoffe sowie der Bewertung von Transitionsrisiken und 
Umweltrisiken, die mit kontrollierten Stoffen wie Asbest verbunden sind. Außer-
dem wird eine CRREM-Analyse durchgeführt (basierend auf dem 1,5-Grad-
Ziel). Aufgrund der Bedeutung von CRREM wird das Ergebnis der CRREM-
Analyse innerhalb der Kategorie "Risikomanagement & CRREM" mit 40 % ge-
wichtet, was zeitgleich auch mit die höchste Einzelgewichtung aller Fragen im 
Fragebogen darstellt. 

 

• Unter "Wassereffizienz" werden u. a. Maßnahmen zur Wassereinsparung in 
den Gebäuden, Maßnahmen zur Regenwassernutzung und Begrünungsmaß-
nahmen bewertet. 
 

• Die Kategorie „Abfallmanagement" konzentriert sich auf die Verfügbarkeit von 
Abfallentsorgungsbereichen, Recyclingverträgen und Abfallströmen. 
 

• „Gebäudebetrieb" befasst sich mit Instandhaltungsmaßnahmen und der Do-
kumentation dieser Maßnahmen, der Einbindung von Mietern sowie Lieferver-
trägen. 
 

• Die Kategorie "sozialer Wert" konzentriert sich auf Inklusivität und Zugänglich-
keit des Gebäudes, Aspekte der Gesundheit und des Wohlbefindens wie Lärm-
belästigung und bewertet Mobilitätsmerkmale wie die Anbindung an öffentliche 
Verkehrsmittel, Elektroladestationen und Ausstattungen für Radfahrer. 
 

• „Biodiversität" bewertet die Grünflächen des Standorts, etwaige geförderte 
Biodiversitätsmaßnahmen und die frühere Nutzung des Standorts (insb. ob das 
Grundstück bei Erwerb bereits bebaut war oder nicht). 
 

• Die Kategorie "Zertifizierung" ist eine Bonuskategorie und bewertet, ob die 
Immobilie ein anerkanntes externes Nachhaltigkeitszertifikat erhalten hat und 
wenn ja, das Ergebnis des Ratings (z.B. LEED Gold). 

 
Das ESG-Scoring-Modell wird online in der ESG-Plattform von Savills IM  von den lo-
kalen Property Managern ausgefüllt, die für die jeweiligen Immobilien verantwortlich 
sind, und vom zuständigen Asset Management der Verwaltungsgesellschaft validiert 
und qualitätsgesichert. Um die jeweiligen Indikatoren quantitativ zu bewerten, werden 
pro Frage Punkte für die jeweiligen Antworten vergeben. Diese sind gewichtet und 
werden pro Kategorie addiert. Die Gesamtpunktzahl pro Kategorie fließt in eine pro-
zentual gewichtete Gesamtpunktzahl für jede Immobilie ein. Die Gesamtpunktzahl 
wird auf einer Skala von 0-10 angegeben, wobei 10 jeweils die höchste Punktzahl dar-
stellt. 
 
Beispiele für die Bewertung der Energiequelle: Wenn eine Immobilie mit einer Ölhei-
zung beheizt wird, wird die Frage nach der Energiequelle mit null Punkten bewertet, 
während sie mit höheren Punkten bewertet wird, wenn die Immobilie mit erneuerbaren 
Energien betrieben wird (z. B. Fernwärmesystem, das hauptsächlich auf erneuerbaren 
Energien basiert oder direkt aus erneuerbaren Ressourcen stammt) oder über Wär-
mepumpen, bei denen der Großteil der Energie aus erneuerbaren Ressourcen 
(Luft/Wasser) gewonnen wird. 
 
Die Gewichtung der einzelnen Fragen richtet sich nach ihrer Bedeutung in Bezug auf 
die ESG-Parameter. Fragen zur Umweltqualität, die auch einen Einfluss auf die Treib-
hausgasemissionen haben, werden übergewichtet. So haben Fragen zur Gebäude-
dämmung, zu Energieausweisen, zu verwendeten Energieträgern und zum Ergebnis 
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der CRREM-Analyse eine sehr hohe Gewichtung. Die Gewichtung der einzelnen Ka-
tegorien unterscheidet sich je nach Anlageklasse wie Büro-, Logistik- und Einzelhan-
delsimmobilien. Die Fragen und die Gewichtung der Fragen können sich in Zukunft 
ändern, um sich an mögliche Marktveränderungen anzupassen und um Verbesserun-
gen zu erreichen. 
 
Die Gesamtgewichtung der Fragen, die sich auf Umwelt-, Sozial- oder Governance-
Themen beziehen, unterscheidet sich geringfügig von Assetklasse zu Assetklasse und 
liegt in den folgenden Wertebereichen: 
 

• Umweltthemen:  70-85% 

• Soziale Themen:  7-15% 

• Governance:             10-12% 
 
Wie im Abschnitt "Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?" 
näher beschrieben, sieht die Anlagestrategie des Fonds vor, dass laufend mindestens 
60 % des Gesamtwerts aller Immobilien des Fonds in Immobilien investiert werden, 
die mindestens die ökologischen/sozialen Mindestmerkmale erfüllen. Eine Immobilie 
berücksichtigt die ökologischen/sozialen Merkmale, wenn sie einen ESG-Score von 
mindestens 5,0 Punkten erreicht. 
 
Bitte beachten Sie, dass das ESG-Scoring-Modell einer ständigen Weiterentwicklung 
unterliegt. Einzelne Kriterien und/oder Unterkriterien können sich ändern oder entfal-
len. Darüber hinaus kann sich auch die Gewichtung der einzelnen Kriterien des ESG-
Scoring-Modells ändern. Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, das ESG-Scoring-
Modell anzupassen. 
 

 • Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzpro-
dukt teilweise getätigt werden sollen, und wie trägt die nachhaltige Investi-
tion zu diesen Zielen bei?  

 
Nicht zutreffend. Der Fonds beabsichtigt nicht, nachhaltige Investitionen zu tätigen. 
Daher beabsichtigt der Fonds auch keine an der EU-Taxonomie ausgerichteten In-
vestments zu tätigen und ist auch nicht bestrebt, ökologisch nachhaltige Ziele im 
Sinne der EU-Taxonomie gemäß Verordnung (EU) 2020/852 („Taxonomie-Verord-
nung“) zu erreichen. 

  

 In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigun-
gen“ festgelegt, nach dem taxonomiekonforme Investitionen die Ziele der EU-Ta-
xonomie nicht erheblich beeinträchtigen dürfen, und es sind spezifische EU-Krite-
rien beigefügt. 

Der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ findet nur bei den-
jenigen dem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung, die die 
EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten berücksichtigen. 
Die dem verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts zugrunde liegenden Investitio-
nen berücksichtigen nicht die EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirt-
schaftsaktivitäten. 

Alle anderen nachhaltigen Investitionen dürfen ökologische oder soziale Ziele 
ebenfalls nicht erheblich beeinträchtigen. 
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Bei den wichtigsten 
nachteiligen Auswirkun-
gen handelt es sich um 
die bedeutendsten nach-
teiligen Auswirkungen von 
Investitionsentscheidun-
gen auf Nachhaltigkeits-
faktoren in den Bereichen 
Umwelt, Soziales und Be-
schäftigung, Achtung der 
Menschenrechte und Be-
kämpfung von Korruption 
und Bestechung. 

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswir-
kungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt? 

☒ Ja   ☐ Nein 
 
Ja. Die Verwaltungsgesellschaft hat im Rahmen ihres Gesamtansatzes zur Integration 
von Nachhaltigkeitsrisiken in ihren Anlageentscheidungsprozess die wichtigsten nach-
teiligen Auswirkungen von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren 
("PAI") auf Fonds-/Produktebene ermittelt und berücksichtigt diese. Bei allen Anlage-
entscheidungen in Bezug auf den Fonds werden die PAIs im Wesentlichen berück-
sichtigt. Die Verwaltungsgesellschaft berücksichtigt (i) das Engagement in fossilen 
Brennstoffen durch die Investition in Immobilien und (ii) das Engagement in energie-
ineffizienten Immobilienanlagen in Übereinstimmung mit den Indikatoren für Immobi-
lienanlagen gemäß der Offenlegungsverordnung. Darüber hinaus berücksichtigt die 
Verwaltungsgesellschaft freiwillig die folgenden Hauptindikatoren für nachteilige Aus-
wirkungen: (i) Treibhausgasemissionen (Scope 1, 2 und 3) und (ii) Intensität des Ener-
gieverbrauchs. 
 
Insbesondere wird die Verwaltungsgesellschaft bestimmte Informationen, die über 
manuelle und/oder automatisierte Prozesse gesammelt werden, aggregieren, um die 
genannten PAIs der Immobilien zu bestimmen. Die Verwaltungsgesellschaft berück-
sichtigt die vorgenannten Indikatoren zum Zeitpunkt des Erwerbs, sofern die erforderli-
chen Daten verfügbar sind. Darüber hinaus berücksichtigt die Verwaltungsgesellschaft 
die Indikatoren für nachteilige Nachhaltigkeitsauswirkungen während der Haltedauer 
der jeweiligen Immobilie und führt regelmäßige (in der Regel jährliche) Überprüfungen 
gemäß der Offenlegungsverordnung durch. Die Verwaltungsgesellschaft entscheidet 
von Fall zu Fall über Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung der wichtigsten 
negativen Auswirkungen. Ein spezifischer Schwellenwert für die Indikatoren der nach-
teiligen Auswirkungen wird nicht angegeben, da dieser aufgrund der Unterschiede 
zwischen den einzelnen Anlageklassen variieren kann. 
 
Die qualitative und/oder quantitative Berichterstattung über die oben genannten Indi-
katoren wird in den speziellen Abschnitt des periodischen Berichts (Jahresbericht) 
über den Fonds aufgenommen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich die Gesellschaft ebenfalls dazu entschlossen 
hat, auch auf Unternehmensebene PAI zu berücksichtigen. Nähere Informationen zur 
Berücksichtigung der PAI auf Ebene der Gesellschaft sind dem sogenannten „PAI-
Statement“ zu entnehmen. 

 
 

Die Anlagestrategie 
dient als Richtschnur für 
Investitionsentscheidun-
gen, wobei bestimmte Kri-
terien wie beispielsweise 
Investitionsziele oder Risi-
kotoleranz berücksichtigt 
werden. 

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?  

Einzelheiten zu allgemeinen Informationen über die Anlagestrategie des Fonds finden 
Sie in Abschnitt B.1 des Informationsdokuments gemäß § 307 KAGB. Insbesondere in 
Bezug auf die Bewerbung ökologischer und/oder sozialer Merkmale der Anlagestrate-
gie verwendet die Verwaltungsgesellschaft zur Quantifizierung der ESG-Performance 
des Fonds und der einzelnen Vermögenswerte das ESG-Scoring-Modell, das im Ab-
schnitt "Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der 
einzelnen ökologischen oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzprodukt be-
worben werden, herangezogen?“ beschrieben wird. Das Tool dient als Transparen-
zinstrument für das Fondsmanagement und ermöglicht es, die ESG-Performance der 
Immobilien auf jährlicher Basis zu verfolgen. Ziel ist es, den ESG-Score der Immobi-
lienanlagen im Laufe der Zeit zu verbessern. Fortlaufend sollen mindestens 60 % des 
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Gesamtwerts aller Immobilien des Fonds in Immobilien investiert werden, die mindes-
tens die ökologischen/sozialen Mindestmerkmale erfüllen. Die Mindestschwelle, die 
erreicht werden muss, ist ein ESG-Score von 5,0 Punkten. 
 
Nicht nur für die im aktuellen Portfolio vorhandenen Immobilien, sondern auch für Im-
mobilien, die erworben werden sollen, wird das ESG-Scoring-Modell angewandt. Der 
ESG-Score der potenziellen Ankaufsobjekte muss einen Mindestwert von 5,0 Punkten 
erreichen. Wird dieser Mindestwert nicht erreicht, muss die Verwaltungsgesellschaft 
sicherstellen, dass die Punktzahl innerhalb von drei Jahren nach dem jeweiligen Er-
werb erreicht wird. Es wird klargestellt, dass zum Erreichen des oben genannten 
Schwellenwerts nicht unbedingt alle Kriterien für die ökologischen und/oder sozialen 
Merkmale im ESG-Scoring-Modell erfüllt werden müssen. Vielmehr kommt es auf den 
Gesamtzustand der jeweiligen Immobilie unter Berücksichtigung der Bewertung des 
ESG-Scoring-Modells an. 
 
Darüber hinaus muss eine CRREM-Analyse für alle Neuankäufe innerhalb eines Zeit-
rahmens von maximal zwei Jahren nach dem Erwerb abgeschlossen werden. 
 
Im Rahmen seiner Anlagestrategie für verantwortungsvolle Investitionen beachtet der 
Fonds außerdem eine Ausschlusspolitik für Neuvermietungen, die für die Mieter der 
Immobilien gilt („Exclusion Policy“). Die Exclusion Policy stellt auf bestimmte gravie-
rende Umstände ab. Gravierende Umstände können z.B. das Engagement mit geäch-
teten Waffen oder Menschrechtsverletzungen sein. Die Exclusion Policy wird von der 
Verwaltungsgesellschaft bei Bedarf aktualisiert. Maßgeblich ist stets die aktuelle Fas-
sung der Exclusion Policy. Die Exclusion Policy wird Anlegern sowie potentiellen Anle-
gern auf Nachfrage zur Verfügung gestellt. 
 
 

 • Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die 
für die Auswahl der Investitionen zur Erfüllung der beworbenen ökologi-
schen oder sozialen Ziele verwendet werden?  
 
Die Anlagestrategie des Fonds sieht vor, dass fortlaufend mindestens 60 % des Ge-
samtwerts aller Immobilien des Fonds in Immobilien investiert werden, die mindestens 
die ökologischen und/oder sozialen Mindestanforderungen von Savills Investment Ma-
nagement erfüllen. Das bedeutet, dass die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet ist, 
mindestens 60 % des Gesamtwerts der im Portfolio des Fonds gehaltenen Immobilien 
in Immobilien zu investieren, die den ESG-Score von mindestens 5,0 erfüllen. Wird 
diese Mindestschwelle bei Ankäufen nicht erreicht, verpflichtet sich die Verwaltungs-
gesellschaft, dafür zu sorgen, dass der Wert innerhalb von drei Jahren nach dem je-
weiligen Erwerb erreicht wird. 

 
Die Verfahrensweisen 
einer guten Unterneh-
mensführung umfassen 
solide Managementstruk-
turen, die Beziehungen zu 
den Arbeitnehmern, die 
Vergütung von Mitarbei-
tern sowie die Einhaltung 
der Steuervorschriften. 

• Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfüh-
rung der Unternehmen, in die investiert wird, bewertet?  
 
Der Fonds investiert in Immobilienvermögen und nicht in Unternehmen mit Mitarbei-
tern. Daher ist die Bewertung der guten Unternehmensführung der Unternehmen, in 
die investiert wird, für den Investitionsentscheidungsprozess des Fonds nicht relevant. 
Der Fonds stellt jedoch sicher, dass Fragen der Unternehmensführung in der Wesent-
lichkeitsanalyse bewertet werden, um die wesentlichsten Risiken zu ermitteln, zu de-
nen insbesondere Menschenrechte, moderne Sklaverei, Korruption und Arbeitsrechte 
gehören. Dies wird durch einen Verhaltenskodex, eine Politik des Ausschlusses von 
Mietern und der verantwortungsvollen Anlagepolitik (Responsible Investment Policy) 
der Verwaltungsgesellschaft gewährleistet. Außerdem ist die Verwaltungsgesellschaft 
eine Tochtergesellschaft eines UN PRI-Unterzeichners. 
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Die Vermögensalloka-
tion gibt den jeweiligen 
Anteil der Investitionen in 
bestimmte Vermögens-
werte an. 

Welche Vermögensallokation ist für dieses Finanzprodukt geplant? 

#1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale: 
Mindestens 60 % des Gesamtwerts aller Immobilien des Fonds müssen in Immobilien 
investiert werden, die mindestens die ökologischen/sozialen Merkmale erfüllen. Die 
Mindestschwelle in Bezug auf das ESG-Bewertungsmodell ist eine ESG-Scoring von 
5,0 Punkten. 
 
#2 Andere Investitionen: 
Maximal 40 % des Gesamtwerts aller Immobilien des Fonds werden in Vermögens-
werte mit einem ESG-Score unter 5,0 Punkten investiert. 
 
Barmittel oder Derivate, die der Fonds zu Liquiditäts- oder Absicherungszwecken hal-
ten kann, berücksichtigen keine ökologischen und/oder sozialen Merkmale. 
 
Ausführliche Informationen zu den Anlagezielen und Anlagebeschränkungen des 
Fonds finden Sie in Abschnitt B.1 bis Abschnitt B.3 des Informationsdokuments ge-
mäß § 307 KAGB. 

 

 

Taxonomiekonforme Tä-
tigkeiten, ausgedrückt 
durch den Anteil der: 
- Umsatzerlöse, die 
den Anteil der Einnahmen 
aus umwelt- freundlichen 
Aktivitäten der Unterneh-
men, in die investiert wird, 
widerspiegeln 
- Investitionsausgaben 
(CapEx), die die um-welt-
freundlichen Investitionen 
der Unternehmen, in die 
investiert wird, aufzeigen, 
z.B. für den Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft 
- Betriebsausgaben 
(OpEx), die die umwelt-
freundlichen betrieblichen 
Aktivitäten der Unterneh-
men, in die investiert wird, 
widerspiegeln 

 

 

#1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen des 
Finanzprodukts, die zur Erreichung der beworbenen ökologischen oder sozialen Merk-
male getätigt wurden. 

#2 Andere Investitionen umfasst die übrigen Investitionen des Finanzprodukts, die 
weder auf ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind noch als nachhaltige 
Investitionen eingestuft werden. 

 

In welchem Mindestmaß sind nachhaltige Investitionen mit einem Um-
weltziel mit der EU-Taxonomie konform?  

 
Nicht zutreffend. Der Fonds beabsichtigt nicht, nachhaltige Investitionen zu tätigen. 
Das Mindestmaß an EU-taxonomiekonformen Investitionen beträgt daher 0%.  
 
Sofern nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel im Finanzprodukt vorhanden 
sein sollten, kann die Verwaltungsgesellschaft eine entsprechende Quote (einschließ-
lich einer Quote für EU-taxonomiekonforme sowie für nicht EU-taxonomiekonforme In-
vestitionen) in der periodischen Berichterstattung des Finanzprodukts ausweisen. Die 
Verwaltungsgesellschaft behält sich jedoch vor, auch bei Vorhandensein nachhaltiger 
Investitionen Quoten von 0 % in der periodischen Berichterstattung auszuweisen. Dies 

Investments

#1 Ausgerichtet auf ökologische 
oder soziale Merkmale

#2 Andere
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gilt ebenso für den Fall des Vorhandenseins von nachhaltigen Investitionen mit einem 
sozialen Ziel. 
 

 

Mit Blick auf die EU-Ta-
xonomiekonformität um-
fassen die Kriterien für 
fossiles Gas die Be-
grenzung der Emissio-
nen und die Umstellung 
auf erneuerbare Energie 
oder CO2-arme Kraft-
stoffe bis Ende 2035. 
Die Kriterien für Kern-
energie beinhalten um-
fassende Sicherheits- 
und Abfallentsorgungs-
vorschriften. 

• Wird mit dem Finanzprodukt in EU-taxonomiekonforme Tätigkeiten im Be-
reich fossiles Gas und/oder Kernenergie1 investiert? 
 

☐ Ja: 

 

☐ in fossiles Gas   ☐ In Kernenergie 

 

☒ Nein 

 

 Die beiden nachstehenden Grafiken zeigen den Mindestprozentsatz der EU-ta-
xonomiekonformen Investitionen in grüner Farbe. Da es keine geeignete Me-
thode zur Bestimmung der Taxonomiekonformität von Staatsanleihen* gibt, 
zeigt die erste Grafik die Taxonomiekonformität in Bezug auf alle Investitionen 
des Finanzprodukts einschließlich der Staatsanleihen, während die zweite Gra-
fik die Taxonomie-Konformität nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzpro-
dukts zeigt, die keine Staatsanleihen umfassen. 

 

* Für die Zwecke dieser Grafiken umfasst der Begriff „Staatsanleihen“ alle Risikoposi-
tionen gegenüber Staaten. 

 

1 Tätigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn sie 
zur Eindämmung des Klimawandels („Klimaschutz“) beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie erheblich be-
einträchtigen – siehe Erläuterung am linken Rand. Die vollständigen Kriterien für EU-taxonomiekonforme Wirt-
schaftstätigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kernenergie sind in der Delegierten Verordnung (EU) 
2022/1214 der Kommission festgelegt. 
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Ermöglichende Tätig-
keiten wirken unmittel-
bar ermöglichend darauf 
hin, dass andere Tätig-
keiten einen wesentli-
chen Beitrag zu den 
Umweltzielen leisten.  
 
Übergangstätigkeiten 
sind Tätigkeiten, für die 
es noch keine CO2-ar-
men Alternativen gibt 
und die unter anderem 
Treibhausgasemissions-
werte aufweisen, die 
den besten Leistungen 
entsprechen. 

 

• Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Übergangstätig-
keiten und ermöglichende Tätigkeiten?  
 
Nicht anwendbar. Der Fonds beabsichtigt nicht, in Übergangstätigkeiten und ermög-
lichende Tätigkeiten zu investieren. Das Mindestniveau der Übergangstätigkeiten und 
ermöglichende Tätigkeiten beträgt daher 0 %. 

 

 

sind nachhaltige In-
vestitionen mit einem 
Umweltziel, die die Kri-
terien für ökologisch 
nachhaltige Wirt-
schaftstätigkeiten ge-
mäß der EU-Taxonomie 
nicht berücksichtigen. 

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Um-
weltziel, die nicht mit der EU-Taxonomie konform sind?  

 
Nicht anwendbar. Der Fonds beabsichtigt nicht, nachhaltige Investitionen zu tätigen. 
Der Mindestanteil an nachhaltigen Investitionen mit einem Umweltziel, die nicht EU-
taxonomiekonform sind, beträgt daher 0%. 

 

 

Welche Investitionen fallen unter „#2 Andere Investitionen“, welcher An-
lagezweck wird mit ihnen verfolgt und gibt es einen ökologischen oder 
sozialen Mindestschutz? 

 
Bei den verbleibenden 40 % der Investitionen (#2 Andere Investitionen) handelt es 
sich um Investitionen in Immobilienanlagen mit einem ESG-Score von unter 5,0 Punk-
ten. Mit diesen Investitionen werden die Anlageziele des Fonds verfolgt, wie sie im 
Abschnitt B.1 des Informationsdokuments gemäß § 307 KAGB dargelegt sind. 
 
Derivate dürfen nur zu Absicherungszwecken für den Fonds erworben werden. Deri-
vate spielen im Vergleich zu Anlagen in Immobilien nur eine untergeordnete Rolle, 
wenn in sie investiert wird. Es ist daher nicht zu erwarten, dass der Einsatz von Deri-
vaten die ökologischen und/oder sozialen Merkmale beeinträchtigt. Barmittel oder De-
rivate, die der Fonds zu Liquiditäts- oder Absicherungszwecken halten kann, berück-
sichtigen keine ökologischen und/oder sozialen Merkmale. 

 

 

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden? 

Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter: 
https://savillsim.com/de/nachhaltigkeit/offenlegung/ 
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E. ANLAGENVERZEICHNIS 

Allgemeine Anlagebedingungen (AAB) des AIF 

Besondere Anlagebedingungen (BAB) des AIF 

Dreiervereinbarung 

Geschäftsordnung für den Anlageausschuss 

Bewertungsrichtlinie 

Verwahrstellenvertrag 

Vereinbarung über die Verwahrstellenvergütung (Konditionenvereinbarung) 

Anlage ESG 


